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Das BundesverwaltungsgeridmschlieRtdurch den Richter Madarl Thoma8UCHELE als
Vorsitzenden und die Richter Dwerner ANDRA und DrChristian BAUMGARTNER als
Beisitzer Uber die Beschwerden

1. der AFLG Antifluglarmgemeinschaft

2. der Parteiunabhéngige Burgerinitiative gegen Fluglarm und umweltschéadliche

Emissionen,
3. der Dr. Jutta LETH,

4. des Ing. Thomas HOPPEL
(1. bis 4vertreten durch Proksch & Fritzsche Frank Fletzberger Rechtsar@lite

5. der BUUr g ePattform gegea dig 3vReste gdes Flughafens Wien
6. der BUOr gelLarmschutiaaarbergv,e
7. des Herbert HOFER,

8.  der Burgerinitiative gegen Fluglarm in Wien West,
(vertreten durch Heger & Partner Rechtsanwalte QEG

9. desBILEFVer ei n B r lgekenswertestEnzarsdorivaa der, Fischa
10. der Bur g elesinggegen Fuglarm nd gegen die 3. Piste
11. der Burgerinitiative Larmschutz Grol3gemeinde GiEnizersdorf,

12. der Stadt Wien



13. des Dietrich BUSCHMANMA,
(12. und 13vertreten durch Fellner Wratzfeld & Partner Rechtsanwalte GmbH

14. des DI Ing. Rer PELZMANN,
15. des Wilhelm PAVICSITS,

16. der Karin HOFBAUER,

17. der Eva HITTINGER,

18. des Franz HITTINGER,

19. des Dr. Erich PITAK,

20. der Dr. Brigitte BUSCHBECK,
21. von DI Herbert BUSCHBECK,
22. der Franziska BUSCHBECK,
23. der UmweltinitiativeWienerwald,
24. der Eva HABISOHN,

25. des Franz HABISOHN,

26. desRoman RUSY,

27. derling. Iris MUCK und

28. der Dorothea FREISTETTER,

gegen den Bescheid der Niederosterreichischen Landesteg vom 10.07.2012, ZI. RU4
302/301-2012, mit dem der Fluglian Wien AGlie Genehmigungu Errichtung und Betrieb
desVorhabers, Par al | el pi ste 11R/ 29L* als Antragstel
dem Land Niederdsterreichls Antragstellerin und zweitmitbeteiligte Partei (beide vertreten

durch dieSchénkerr Rechtanwélte GmbHYlie Genehmigung fir den Vorhabensbestandteil
,Verl egung detl Odemil 8 &7UmwvaltverBaglikdtsprifungsgesetz 2000

(UVRG 2000) erteilt wurde



A)

l. Die Beschwerdendes Wilhelm PAVICSIT&15.-Beschwerdefuhrer)und der
,Umwel tini ti at i-Beschwgrdefuinrermwartieth Zurick@e®iesen.

. Die Antrageauf Loschungler Sicherheitszonem Grundbuch werdereuriickge
wiesen.

[l Densonstigenim Verfahren gestellten Antragester Beschwerdefuhrewird nicht
Folge gegeben.

und erkenntzu Recht: B)

Der Antrag der erst und der zweiinitbeteiligten Parteizu Errichtung und Betrieb des
Vorhabens, Par al | el pi samte, V&L RE£BADhY der Landdesstr
abgewiesen.

C)

Die Revision gegatie Spruchpunkg A.und B.ist nicht zulassig.
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1. Genehmigungsverfahren ddrelangten Behoérde
1.1 VerfahrenseinleitenderAntrag:

Mit gemeinsamerSchreiben vom 01.03.2007 beantragtdie Flughafen Wien A@erstmit-

beteiligte Parte)di e Genehmi gung fU0r das Vor hddamen , Pa
Niederdsterreich(zweitmitbeteiligte Partéi fur den Vorhabersbestandteil, Ver | egung d
LandesstralR® 10" gemal $ UVPG 2000bei der Niederostrreichischen Landesregierung

als UVRBehorde der nunmehrigen belangten Behorde des Verfahremsdem Bundesver

waltungsgericht

Die neue Parallelpiste 11R/29l(kurz: dritte Piste) sowie alle damitn Zusammenhang
stehenden Vorhabensbestandteile sollen unmittelbar angrenzend an detafder im
Suden bestehenden Piste 11/2%er ersten Pistedie hinklnftigalsPiste 11L/29R bezeichnet



werden sol) des Flughafens Wiearrichtet werden die dritte Piste kommt somit schréag zur

bestehenda Piste 16/34 der zweiten Piste) zum Liegen

DerAntrag umfassim Wesentlicherfolgende Vorhabensteile

Errichtung und Betrieb einer dritten Starind Landepiste mit der Bezeichnung
, Paral | el pmiseiner Gdsdandn@evan“3.680 m, die im Abstand von ca.
2.400 m parallel zur bestehendensten Piste 11/29 situiert werden soll;
Gelandeanpassungsmalnahmen,

Rollwege,

Stral3en Wegeund Betriebsstral3en,

Gebéaude und Betriebseinrichtungen im neuen Betriebsbereicluditen Piste
AuRenanlagen im neuen Betriebsbereich detten Piste
Flugsicherungseinrichtungen,

Markierungen und Beschilderungen,

AbwassetEntsorgungsanlagen,

Wasserversorgung,

elektro- und nachrichtentechnische Versorgungseinrichtungen,
Beleuchtungsanlagen,

Gasversorgungeinrichtungen,

Schneelagerplatz,

technische &rmschutzmallnahmen,

landschaftspflegerische und naturschutzfachliche Begleitmal3hahmen,
Flugplatzumzaunung,

Erweiterung der Zivilflugplatzgrenzen,

Rodungen und Ersatzaufforstungen,

Verlegung der LandesstraBel0 auf einer Lange von 7,420 km.

Nicht zur Genlemigung beantragt wurde ausdricklichdie Festlegung von Flugrouten und

Anderungnim Flugbetrieb der bestehenden Stannd Landebahnen.

BereitsAnfang 200Iwurde ein Mediationsverfahren begonnen diesemnahmen neben

der erstmitbeteiligten Parteauch Vertreter der Flugsicherunglér Austro Control GmbH

kurz: ACQ; die Lander Wien und Niederdsterreich, die Umweltanwaltschaften von Wien und

Niederosterreich, die Gemeinden der Bezirke Médling, Wiemgebung/Ost, Bruck a.d.

Leitha sowie Ganserndorf, vetsedene Brgerinitiativen Siedlervereine, Kammern, Ver

bande, Interessevertreter, sowie politische Parteien teil. Gegenstatidses Verfahrengar

sowohl die Gestaltung des Flugverkehrs im bestehenden-Risgnsystem als auch die



Errichtung einer wigeren Piste am Flughafen WiebDas Mediationsverfahren wurde im Juni
2005 abgeschlossen.

1.2. UmweltvertraglichkeitsgutachtenUV-GA)

Zur fachlichen Beurteilung des Vorhabens wurden sowohl amtliche Sativveige (ASV)
als auch nichtamtliche Sachvensthge (SV) aus folgenden Fachbereichen beigezogen:

- Abfallchemie,

- Abwassertechnik,

- anlagentechnischeBrandschutz,

- Bautechnik inkl. bautechnischer Brandschutz,

- Befeuerung,

- Deponietechnik,

- Eisenbahntechnik,

- Elektrotechnik,

- Emergency planningescue and fire fighting,

- Flugmeteorologie,

- Flugsicherungsbetrieb,

- Flugsicherungstechnik (KommunikatienrRadar und Navigationsanlagen),

- Flugsicherungsverfahren,

- Flugverkehrsprognose,

- Forst und Jagdwirtschatt,

- Geohydrologie,

- Geologie,

- Gewasserokologie,

- Kulturgiter,

- Landwirtschaft,

- Larmschutz,

- Luftfahrtechnik/allgemein,

- Luftfahrt Security,

- Luftreinhaltetechnik,

- Maschinenbautechnik,

- Meteorologie,

- Naturschutz,

- optischeStoérwirkungen,

- Ornithologie,



- Raumordnung undlandschaftsbild,
- Umwelthygiene,

- Verkehrsplanung,

- Verkehrstechnik,

- Veterinarmedizin.
1.3. Anderungen dessenehmigungsatrages Revision01 bis05):

Mit Schreiben vom 31.01.2008 u r d e Redisioa O01(aufgrund der Stellungnahmen der
SachverstandigenProjektseganzungen durch die mitbeteiligten Parteien alsAntrag
stellerinner) eingereicht zugleich wurde das Vorhaben in einigen Punkten geringfligig
modifiziert bzw. prazisiert, und zwar hinsichtlich der Anpassung dew&mlkeometrie des
PerimeterRollwegs, der Anpassung der Befawey und der Strokreise sowie der
Rollwegweiser, der Anpassung des Kreuzwegbereichs des Mittggsllund der Umplanung
des Schmutzwasserkanals von den Betriebsgebauden.

Mit Schreiben vom 27.03.2008 wurde i &evigion 02 aufgrund der dazu ergangenen
Stellungnahmen der beigezogen&achverstandigenind vereinzelt auch losgeldst davon
von den beiden mitbeteiligten Parteienweitere Optimierungen, Prazisierungen und
Verbesserungen des Einreichoperatesgaegt

Mit Schreiben von06.05.2008wurde d i Revision 03 nach einer weiteren erganzenden
Vorprufungvorgelegt.

Mit Schriftsatz vom 27.02.2009 wurde der Genehmigungsanérdg Revisjord4* erneut
modifiziert DieseAnderungenbetrafen die Verlegung des Larmschutzwalles bei Rauchen
warth und Schwadorsowiedie Umplanung des Larmschutzwalles bei Kidgusiedl.

Mi t Schriftsatz vom 23. Belisiah@3 Ov ovrug elee gstc.h | Die
vorgelegten Modifikationen beafen die Préazisierung und Erganzung der landschafts
pflegerischenBegleitplanung sowie die Prazisierung einiger DetailsVerlegung der Lan
desstra3eB10. Aufgrund der Dauer des Verfahrens wurde neben dem Prognosezeitpunkt

2020 auch der Prognosehorizont 2025 betrachtet, sowie eine neue Flugverkehrsprognose
(Dokumen t 30. 35) vorgel egt . ErganzendFlugwea r d e a
kehrsprognose Zuteilung der Flugbewegungen auf Flugrodtenv or ge |l egt .

Mit Schriftsaz vom 24.08.2011 wurde von der erstmitbeteiligten Padigie Stellungahme
zum Umweltvertraglichkésgutachten abgegebennd die beantragte Deponiéninsichtlich
der Ubewachung der ErdbaumaRnahmen prazisiert.



1.4. Stellungnahmen, Edikt, Einwendungen, Verhandlung:

Mit Edikt vom 23.05.2008 wurde in den Tageszeitungemier, Krona Zeitung (jeweils
Aus@be Niederosterreich)im Amtsblatt zur Wiener Zeitung, in den Amtlichen Nachrichten
Niederdsterreich der Homepage des Landeselerdsterreichund den Amtstafeln der
Standortgemeinden Fischamend, Klein Neusied|, Raweieh, Schwadorf, Schwechat und

in der Bezirkshauptmannschaft Widsmgebung gemal § 44a iVm § 44b des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991AVG und gemald § 9 WG 2000 der Antrag mit
Beschreibung des Vorhabens sowie Zeit und Ort der méglichen Einsichtnahme kundgemacht,
die Proj&tunterlagen zur offentlichen Einsicht a#legt und die Moéglichkeit zur Stellung
nahme gegeben. Da im Rahmen des Vorhabens auch eine Anderung der Sicherheitszone des
Flughafens Wieischwechat vorgeschlagemurde, erfolgte unter Bezugnahme auf § 44a
Abs.3 AVG und § 70 Abs. 4 Luftfahrtgesetz (LFG) an den Amtstafeln der Gemeinden, welche
von der beabsichtigten Anderung der Sicherhaitsen betroffen sind, eine entsprechende
ediktale Kundmachung vom 29.05.2008 bis 31.07.2008.

Von 29.05.2008 bis einschligdi 31.07.2008 waren der Genehmigungsantrag und die
Projektsunterlagen inklusive der Umweltvertraglichkeitserklarung (UVE) in derd-Stan
ortgemeindenund in der Bezirksauptmannschaft Wieddmgebung sowi®ei derbelangten
Behordewahrend der jeweiligen Atastundenzur 6ffentlichen Einsichbthme aufgelegt.

Gegendas Vorhaben demitbeteiligten Parteienwurden Einwendugen von verschienen
naturlichen Personen, BurgerinitiativemNichtRegierung€rganisationenund Gemeinden
erhoben.

Vom 07.07.2011 bisimschlie3lich 25.08.2011 waren dasnweltvertraglichkeitsguchten

und die Teilgutachten gemall § 12 UBF2000 sowie das gesamte Projekt mit Staled

,Revision 05 i n den Standortgemeinden und - i n de
Umgebung sowie @im Amt de NiederdsterreichischenLandesregierungvahrend der

jeweiligen Amtsstunden entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen aufgelegt, was durch
Edikt 6ffentlich bekannt gemacht wurde. Mit demselben Edikt wurde zugleich Zeit und Ort

der mindlichen Verhandlungowie der geplante Verhandlungsablauf im Grol3verfahren

geman 88§ 44a ff des AVG kundgemacht.

Im Zuge der Auflage langten verschied&tellungnahmerein, die sich gegen das Vorhaben

aussprachen



In der Zeit vom 29.0&is 07.09.2011 fand die offentliche mindliche Verhandlung statt.
dieser wurde das Vorhaben in Themenblocken erortert und es wurden reighle

Stellungnahmenuya.auch der SV) zu Protokoll genommen.

Gemal3 § 44e AVG wurde eine Ausfertigung der aufgeremem Verhandlungsschrift bei

den Standortgemeinden und in der Bezirkshauptmannschaft Wiergebung sowie bealer

belangten Behdrdén der Zeit vom 13.09.2011 bis 03.10.2011 zur Einsichtnahme aufgelegt.

Eine Abschrift der Verhandlungsschrift war auch inenmet auf der Homepagder Behdrde

fur die Dauer von dreMWochen abrufbar Von der ARGE gegen Fluglartangte eine

Stellungnahme zur Verhandlungsschrift bei der Behorde ein.

Mi t Edi kt wurde das Er mitt | unPgrallelmsteflR/20t en bet
schlie3lich mit Wirkung vom 12.10.2011 gemal3 8 16 Abs. 3GJ¥Y600 fir geschlossen

erklart.

2. Genehmigungsbescheid dé&elangten Behorde:

2.1. Mit Bescheid vom 10.07.2012, ZI. RU®802/301-2012, derbelangten Behdrde

wurde den mitbeteiligten Pateien die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb des

Vor habens , Par alsbwiel gsst\veor haBe 2 S\ereguhgaded t ei | s
LandesstralReB10* , unter Einschl uss n abeniskfestahdjeden d an
erteilt:

Piste undRollwegesystem,
Markierung und Beschilderung,
Gelandeanpassungen,
Bodenaushubdeponie,
Ruckbaumalinahmen,

Rodungen und Ersatzaufforstungen,
Landschaftspflegerische MaRnahmen,
Zivilflugplatzgrenzen,
Flugplatzumz&aunung,

Stral3en und Wege,

Internes Wegenetz,
Rolwegeunterfihrung,

Externes Wegenetz,
Flugsicherungsund Sonderanlagen,

Sonstige Bodeneinrichtungen,



- Gebaude, Anlagen und Objekte (Feuerwache, Betriebstankstelle, Luftfahrzeug
Enteisungsstation, Werkstéttengebaude, Winterdithrallen, Bodenenteisungs
mitteltank, Einstellhalle, Luftfahrzetignteisungsgerate, Befeuerungseahmtungen,
Trafcstationen fir den Flugsicherungsring),

- Aulienanlagen,

- Enteisungsflachen,

- AbwasseiEntsorgungseinrichtungen,

- Wasserversorgung,

- Elektro und Nachrichtentechnik,

- Beleuchung,

- Gasversorgung,

- Fernwarmeversorgung,

- Schneelagerplatz.

Dea zweitmitbeteiligten Partei(vertreten durch die Landesstralenplanung) wurde die
Genehmigung zur Errichtung und XelegunBderr i eb
LandesstraRB10° g e maWw/RG 2000 2rteilt.

2.2. Im konzentrierten Bewilligungsverfahren nach § 3 Abs. 3-G\@®00 wurden rih
der Genehmigung nach dem U&2000auch folgende materienrechtliche Bewilligungen
miterteilt:

- ZivilflugplatzBewilligung gemaR LFG fir die Anderung Betriebsumfanges;

- Bewilligung gemalf LFG fir die Errichtung von zivilen Bodeneinrichtungen;

- Ausnahmebewilligung gemall LFG fiur die Errichtung oder Erweiterung von
Luftfahrthindernissen innerhalb der Sicherheitszone;

- Bewilligung gem&nR LFG fir die Errichtung den Betrieb von Anlagen mit optischer
oder elektrischer Storwirkung;

- Bewilligung gemal3 LFG fur die Errichtung und den Betrieb von Flugsicherungs
anlagen;

- Bewilligung gemal3 Forstgesetz 1975 fur die dauernde Rodung von insgesamt
186.620m2 Waldboden unddie befristete Rodung von insgesan26.155 m?
Waldboden;

- Bewilligung gemald Wasserrechtsgesetz 1959 fir Einwirkungen auf -Gumad
Oberflachenwasser (Donau);

- Genehmigung gemal3 Abfallwirtschaftsgesetz 2002 fiir die Errichtung und den Betrieb
einerortsfesten Behandlungsanlage (Bodenaushubdeponie);
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- Bewilligung der Veranderung und Zerstérung von Denkmalen gemali
Denkmalschutzgesetz;

- Ausnahmebewilligung gemal Bundesstralengesetz 1971 fur die Unterquerung der
Autobahn A 4;

- Ausnahmebewilligung gemal Eibahngesetz 1957 fur die Errichtung von Anlagen
im Bauverbotsbereich;

- Bewilligung gemaR NO StraRengesetz 1999 fir die Verlegung der Landegstfale

- Bewilligung gemaR NO Naturschutzgesetz 2000 fir die Errichtung von baulichen
Anlagen und die Vornahme vanveauandernden Abgrabungen und Anschittungen
bzw. fur die Errichtung einer Bodenaushubdeponie sowie fir die Anlagenerrichtung
und MaBnahmen i m L abaaudarehffhaymASuerh ut zgebi et

- Bewilligung gemalR NO Nationalparkgesetz fir Ausnahmen vonmifSvgrbot im
Nationalpark DonatAuen.

2.3. Die Genehmigung wurde unter dem Vorbehalt von umfangreichen Auflagen,
Bedingungen, Befristungen und sonstigen Nebenbestimmungen erteilt.

Fur die im Rahmen des WABnahmeverfahrens mitzuerteilende Betriebsaufnads
bewilligung wurde bedungen, dass deeggemal 8§ 73 LFG bis langstens 31.12.2024 (Ende der
dritten Ausbaustufe) zu beantragesei

Fur die Errichtung dedritten Piste und der damit verbundenen Vorhabensbestandteile
wurden kapazitdtsabhangig drei Ausbaustufen vorgesehen (abhangig von deherit
Abfolge von der Entwicklung des Flugverkehrs).

Ausbaustufe 1:n der Errichtungsphasseials erste BaumafRnahme die Lanskeal3eB10
mit den begleitenden Wirtschaftswegen in neuer Lagesrrichten. Weitersseienin insge
samt acht Bauphasen folgende ArbeiterdiaserAusbaustufe durchufiihren:
- Gelandeanpassungen;
- Pister und Rollwegesystem 11R/29L mit Anbindung an denddelsim Zuge der
Parallelrollwege der Piste 16/34, TWY E und T;
- Errichtung von Geb&uden im Betriebsbereich Piste 11R/29L,;
- Entwéasserungsmal3inahmen mit neuer Kanalausleitung in die Donau;
- interne Stralenverbindung zum Bestandsgelande und Infrastrukturmassehame
zukunftiger TWY H und Errichtung einer niveaufreien Wegverbindung (6ffentlicher
Weg) zum Bereich Katharinenhof von Westen (B 10);
- zugehdrigeBegleitmal3nahmen (zB Larond Sichtschutzmalinahmen, Rodungsd
Bepflanzungsmalnahmen, landschaftspfleggre Begleitmaflahmen, usw.);
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- Flugsicherungseinrichtungen;

- Errichtung der Bodenaushubdeponie.

Im Zuge der Ausbaustufe 1 sollen die neue Piste inklusive zugehériger Infrastruktur und
Rollwegpaar Ost sowie die Anlagen im neuen Betriebsbereich der Pastdlelmid die
Trafostationen fir den Flugsicherungsring fertig gestellerden, sodass das neue
Pistensystem in Betrieb gehen kann. Die gesamte Bauzeit fir die Ausbaustlfed 42,5
Baumonate betragen Fir dise Ausbaustufe wurde eine Bauvollendufrgg bis zum
31.12.2018 vorgesehen.

Ausbaustufe 2:Zur unabhangigen Querung des bestehenden Pistensystems 11[d28R
Piste 1) seienn der Ausbastufe2 (bestehend ausirei Bauphasen) im Wesentlichen die
Errichtung des Parieter-Rollwegpaaresind der Umbauvon B4 geplant. Die daflr erforder
lichen Gelandeanpassungsnd Entwésserungsmalinahmenllenbereits in Ausbaustufe 1
erfolgen Fir die Durchfihrung dieser MalRBnahmsallen ca. sechs Baumonate bendtigt
werden Fur diese Ausbaustufe wurde eine Bauvollendungsfrist bis zum 31.12.2019 vorge

sehen.

Ausbaustufe 3in der Ausbaustufe 3 (bestehend aus zwei Bauphasaihjie Errichtung des
Mittelrollwegpaares TWYY R, H, F, G inklusive der Querung der bestehenden Piste 11/29
Uber die Rollwege D3, D4, und A5, A6 sowie der Bau der Rollwegunterfihrung/Stral3en
wegunterfihrung der Rollwege H und R (die Zufahrt zum Innenbereitiyjen Schliel3lich

wird das in Ausbaustufe 1 errichtete Provisorium zur Betriebsstralienqueentfgrnt.
Begleiend werden in der jeweiligen Bauphase die relevanten Anschliisse an das in
Ausbaustufe 1 errichtete Infrastruktursystem genommen. Wegrs erfolgen zugehorige
BegleitnaRnahmen (zB Larmand SichtschutzmalRnahmen, Rodungsd Bepflanzungsmaf3
nahmen, landschaftspflegerische BegleitmaRnahmen, usWig Baudauer der Ausbau
stufe3 soll insgesamt ca. 8,5 Monatdetragen Fir dise Ausbaustufe wurde eine
Bauvollendungsfrist bis zum 31.12.2024 vorgesehen.
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3. DasBeschwerdeverfahren:
3.1. Verfahrenvor dem Umweltsenat

Gegen den angefochtenenBescheid Behorde wurden Berufungen(an den damals
zustandigen Umweltsenadingebracht:

Verfahrensrechtlichwurde vorgebrach diebelangte Behdrdeind all ihre Mitarbeiter seien
befangen, da es sich um ein Projekt demndesNiederdsterreichhandle. Es wurde der
Antrag gestellt, das Verfahren an eine andere Landesregierung zu verweisen.

Weiters hatte das UVNerfahren gar nicht eingeleitet werden dén, da der
Genehmigungantrag unvollstandig und der bestehend@Alt-)Bestand bereits nicht
ordent!l i ch gen enhchtidgliiche W®y den sei (,

Die Begrindung des angefochtenen Bescheides sei mangelhaft, die Ermigtigkgst
fehlerhaft; weiterssei die Begrindung kursorisch und gehe nicht auf Einwendungen ein. Zu
den vorgebrachten Argumenten und Gutachten werde im Bescheid nicht Stellung

genommen.

Die mundliche Verhandlung déelangten Behdrdéatte nicht verfolgt werden konnen, da
es ein eigewilliges System zur Protokollierung der Einwendungen gegeben habe.

Weiters wurde @r Schluss des Ermittlungsverfahrens geriigt. Uber Antrdge sei nicht
entschieden worden. DigRevision 0&sei nicht vor der mindlichen Verhandlung 6ffentlich
aufgelegt odeden Parteien Ubermittelt worden.

Zur Begruindung bzw. Notwendigkeit des Vorhabemsirde vorgebracht, diese sei im
angefochtenen Bescheid fehlerhaft abgehandelt worden. Das offentliche Interesse am
Vorhaben liege nicht vor, der Bedarf sei kinstlich gemgrigrbeitplatze seien nicht so
zahlreich und nicht so hochwertigiie dargestellt

Auf Grund de«ertifikatehandels d e r steigenden BEUADesasiese pr ei s ¢
komme es zu viel weniger Verkehr als angenommen. Auch stiinden dem Vorhaben andere
offentlichen Interessen entgegen.

Zum Umfang des Vorhabensurde vorgebracht, das Gesamtkonzept des Réligns werde
verandert. Auch Anderungen bestehender Teile des Flughafens hatten Bietitikung
finden mussen.
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Zum Variantenvergleichvurde vorgebacht, die Flugverkehrsprognosen seien nicht aktuell,
die Vertrauensintervalle seien nicht angegeben. Auch sei nicht die umweltviehsig
Variante eingereichtvorden. Die Auswahl entspreche nicht dem Stand der Technik, es fehle
JRAS h LI A 2 yind sdilleRlich Bdi di&efalrdung der Verkehrsaufgaben des Flug
hafers von Bratislava nicht gepruft worden. Schlie3lich seien die verglichenen Varianten
unvollstandig, da das Ausscheiden von Varianten nicht ausreichend begriindet worden sei.

Zu den verkehithen Grundlagenwurde ausgefihrt, es wirden die Flugrouten fehlen.
Wenn diese nicht vorher determinierbar waren, weil diese durch VerordrdergAustro
Control festgelegt werden, dann missten alle moglichergrBliten urtersucht werden,

nicht nur die plausiblen. Weiters fehle eine Flugverkehrsverteilung. Das Betriebskonzept
(einschl. Flugrouten) misse bindend als Bedingung formuliert werden. Diedtasl misse

nach dem Grundsatz der Minimierung der Betroffenen erfolgen. Weiters seien die Flugver
kehrspognosen falsch. Auf Grund von Kapazitatsreserven werde es viel mehr Flugverkehr
geben als der UVE zugrunde gelegt worden sei. Es gabe Prognoseunsicherheiten. Auf Grund
des Zertifikatehandels der sinkenden BEAAYSE ledpie@tidsad und
viel weniger Verkehr als angenommen kommen. Zum gekurvten Anflug (Curved Approach)
wurde vorgebracht, dieseentsprache nicht dem Stand der Technik. Weiters seie
Flugroutennutzung fur Liesing falsch angenommen wordéeitersgabeeseinen Trend zu
grolReren Flugzeugen, der nicht beriicksichtigt worden sei.

Zu den larmtechnischen Grundlagewurde ausgefihrt, es wirdeine Beurteilung der
Gesamtfluglarmauswirkungen fehlen. Es seien die kumulativen Auswirkungen samtlicher
Pisten einschliel3lich der beshenden, heranzuziehen. Die Festlegunglegérmzonen sei

nicht nachvollziehbar, zumal alle mdglichen Flugrouten als Grundlage heranzuziehen waren.
So sei der MessweWondel ynR NEekIStaptusesiiger als der
Rechenwert. Die Larromen wirden anders festgelegt, als in ONORMEN und Richtlinien
vorgegeben. Didst-Larmmessungen seien falsch uhdrmmessgerate seien ungingstig
aufgestellt worden. Weiters seien stark betroffene Gebiete zusatzlich von Fluglarm
betroffen. Ein Gebiet, dasdyeits jetztunter den Starts auf der Pisg9 bei Westwind leide,

sei durch Landungen bei Ostwind auf Piste R11 betroffen. Dicht besiedelte Gebiete seien
betroffen, aber nicht gewertet worden, weil diese unter dB lagen. So sei zB Liesing Tag
und Nachtbetroffen. Mit Larmereignissen auf d&8iener Stadtgebiet habe man sich nicht
auseinandergesetzt. Die Larmprognosen fir Liesing seien falsch. Die Prognose fur den
landseitigen Verkehr sei nicht nachvollziehbar. Es gabe keine nachvollziehbare Kalibrierung
anhand von Verhaltensparametern. Weiters sei der Modal Split nicht angeftuhrt und auch
keine MalRnahmen zur Verbesserung des Modal Split vorgeschrieben worden. Es fehle die
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Beurteilung und Bewertung des Larms im Auf&meich.Personen kénnten sich nicht mehr
i m Freien auf hal thdoorwesehd wirden so zu ,

Zu den luftreinhaltetechnische Grundlagemurde vorgebracht:

- Die Prognosewerte fiir Pl seien entgegen der Annahmem Verfahren nicht
irrelevant.

- Die NQ-Belastungsprognosen deBubringerverkehrsseien falsch bzw.wirden zu
Uberschreitungeriihren.

- Durch das Vorhaben sei eine NGrenzwertlberschreitung in Mannsworth ausge
wiesen, es erfolge jedoch keine Auseinandersetzung damita@@ten Kager Seite
128). Wahrend der Bauphase sind die TMG fiinfdst ab 400 pg/m zu melden,
wodurch hier der Schutz der Gesundheit nicht mehr gewdahrleistet werden kann. TMG
ist normal 50 pg/m.

- Das Gegeisutachtenvon DI Bayerlsei nicht ausreichend gewdrdigt, vor allem in
Bezug auf die herangezogenen Daten (zuerstwan 2002 die Rede, dann von 1999
2009. Hierbei scheine auch nicht klar, in welchem Ausmal die einzelnen Bezugsjahre
Einfluss auf sein Ergebnis hatten).

- Die Beurteilungszeitrdume mism ab dem Jahr 2008 festgelegt werden, da zwolf
Jahre alte Daten kee richtige Basis liefern konnten.

- Im Gutachtenvon Ing. Kagerseien nicht jene Daten ausgewiesen, auf die sich der
Sachverstandigestiitze und daher sei seiutachtenselbst durch Experten nicht
nachprifbar und nachrechenbar.

- Es sei nicht verstandlich, wie die weitere Verschlechterung der Luftgite in einem
bereits belasteten Gebiet zulassig sein konneGutachtenwerde selbst festgehalten,
dass die Grenzwerte fur N@eilweise tberschritten seien. Die {Situation sei bereg
vom Ballungsraum Wien gepragt und es gebe daher geringe bis mafig Belastungen von
CO, S@ Benzol und NO

- Im Raum Wien komme es bereits jetzt zu haufigen Uberschreitungen des Grenzwertes
von PMound PM, 5. ES gdbe einen Studienstreit Uber die Auswiarkgen von Feinstaub.

- Weiters wird die Problematik der Messdatenvermischgogie derinhomogena und
unterschiedliche Messzeitraume von Emissionswantekritisiert; die unterlassene
Stellungnahme zur Sekundarbildung von Luftschadstoffen.

- Flachendeckerel PM, s Messungenwtrden fehlen, wiegenaue Angaben zum Unter
suchungsraum.
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- Es werde nur deBau der Piste beurteilt, nicht jedoch der Betriebo wirdenamlich
330.000 Tonnen Kerosin Uber dichtest besiedeltem Gebiet pro Jahr verbrammten
Luftschichten zwischemull und 1500 m Hohe, welche fir die Lungenatmung der
Menschen relevansei (bei den geplanten 460.000 Fluglegungen). Derzegeienes
150.000 TonnerKerosin Studiengingendavon aus, dass Partikel aus Flugzeugtrie
bwerken zu 10046 in PM 5 zu klassifiziereseien Laut WHGeiab einer Konzentration
von 10 pg eine erhohte Mortalitat gegebemBereits 2005sei in derOsterr. Arzte
zeitunggestanden dass es zu einer Steigerung urto&ei Lungenkrebs kommeenn
der Feinstaub um 10 pgfuRenluft zunehme

- Die Berechnung vom PMundPM,su nt er Ko p p e SmokeggNumbért dce e r
betrachteten Luftfahrzeugflotte fuhrezu einer Unterschatnag der tatsachlichen
Emissionen und somit zu einer Fehlinterpretation der Prognose fur die Jahre 2020 und
2025.

- Die NQ-Belastungsprognosen betreffend den Zubringerverkséien falsch bzw.es
kommezu Uberschreitungen.

- Die Prognosewerteseien nichtaktuell (2002 statt 2010).

- Die Sekundarbildung von Luftschadstoffen (Ozon;)@@rde ebenso vernachlassigt

Zum Klima bzw. Klimaschutzurde vorgebracht, dieser werde konterkariefes komme zu
einer Verscharfung des Klimawandels.

Zum Sachguterschutevurde vorgebracht, es komme zu Vermégensschaden. Diese seien
vom Schutzzweck des UWNAerfasst. Eine Auflistung der Vermdgsstsiden bei Wertverlust
von Grundstucken sei notwendig. In diesem Zusammegwurde auf die UVRRichtlinie
(UVRRD und die Ansichtder Kommission in einem ¢sterreichischen Vorabentscheidungsver

fahren verwiesen.

Zu den StorfallmaRnahmenvurde vorgebracht, die Auswirkungen von Flugzeugétzen
seien nicht untersucht worden.

Zum Klima und Energiekonzeptvurde vorgebracht, diesgseifehlerhaft, da beispielsweise
die Treibstoffprognose fehle.

Zum BereichUmweltmedizin wurde vorgebracht, es komme zu Gesundhgé&hrdungen

und unzumutbaren Belastigungen durch Larm. Das Vorhaben fihre zu unzumutbaren Bel&s
tigungen undGesundheitsgefdhrdungen (dazu wurde ein humanmedizinisches Gegengut
achten vorgelegt)Besondere Empfindlichkeit Alter und Kranker, die zu Hause gepflegt
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wurden, werde nicht berticksichtigt. Weiters komme es zu zusatzlichen Erkrankungsrisiken
fur Einwohnewon Liesing. So seien die Gegengutachten zur Umeelizin nicht gewurdigt

und abgetan wordenKonkretes Vorbringeau Gutachten und Vorbringam Verfahren der
belangten Behord€Greiser, Gatterer, Huttgr Verweis auf diese, Versuch einer Entkraftung
der GutachtenScheuch und HaideWeiters wirden Erholungsheete beeintrachtigt. So sei

die Bedeutung des Fluglarms fur Naherholungsgebiete nurrerchend gewirdigt worden.

Es komme zu unzumutbaren Bel&stigungen im Aul3enbereich. Der Schallpegel ®aor&D d
daruber im Aul3enbereich sei unzumutbar. Die La&rmgrenzwerte seien zu hoch angesetzt. Der
Pegel von 62 dB (A) sei willkirlich festgelegt worden. Obgétige Larmschutzmalinahmen
seien rechtswidrig. Dies verstelyjegen Europaische Menschenrechtskorti@am (EMRK)

und die UVFRL. In diesem Zusammenhangirde angeregt,beim Gerichtshof der Euro
paischen Union (EuGHin Vorabentscheidungsverfahretiesbeziglicleinzuleiten.Weiters
wirden die Flugzeuge Kondensstreifen und weil3e Wolken bilden. Diese wijwden
Brennglaser am Himmel wi D&darch. komme es zarhdohten UVStrahlungn, was
Hautkrebs verursacheDadurch werde jede Tatigkeit im Freien eisg@éankt. Die belangte
Behdorde sei diesem Argument nicht néher auf den Grund gegangen.

Zum Naturschutavurde vorgebracht, der Bienenfresser sei gefahrdet. Dies stehe auch im
Zusammenhang mi { LH¢gBMSVDIr BRBYR2 NF 4O

Zur erfolgten Mediationwurde vorgebracht, deren Ergebnisse digr im Bescheid keinen
Niederschlag finden.

Zur Bestimmtheit und Gegnetheit einzelner Auflagerwurde vorgebracht, die Flissigkeit

und Umweltfreundlichkeit des Rollverkehrs sei nicht klar geregelt. Es fehle das Betriebs
konzept. Die Larmschutzkriterien seien unzumuthaicht praktikabel(Aufenthalt in den
Raumen) und gemdheitsschadlichSchallschutzmatahmen seien widersprichlich, kamen

zu spat und wirden auf unbestimmten Prognosen aufbaM#aiters wirden Schallschutz
maf3nahmen fur Wien und das Umland (Liesing, Médling) fehlen. Die Sicherheitszenenver
ordnung Uberscheite die behoérdlichen KompetenzeDie Messpunkte fur Schatbffe in

der Bauphase seien unzureichend gesetzt, da sich Wind dauernd drehe. Das Emissions
minderungskonzept gehe von unzureichenden Werten aus, ab denen Mal3hahmen zu setzen
sind. Die Meldepflict bei bestimmten Werten sei unzureicheriu den landwigchaftichen
Kompensationsflachemvurde vorgebracht, die Auflage seien ungeeignetum Kompen
sationsflacherzu sichern Die 6kologische Bauaufsicht sei eunezulassigeDelegation der
Prufbefugnis Auch habedie Bauaufsicht nusehrvage Kompetenzen. Dasnithologische
Larmmonitoring seinicht ausreichendund kénne ein Schutzkonzept nicht ersetzéie
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Auflagen fir das Mobilitdtsmanagement seien unbestimmt und nicht ausreictenelso
seien die landschaftspflegerischen Mal3hahmead der LArmschutzu unbestimmt.

Die Erwerbsfahigkeitlurch den Tourismus in der Naturparkregion Rosébgelberg werde
durch den Larm vermindert.

Die Beschwerdefiihrer beantragerdie Antrage der erstund zweitmitbeteiligten Partei
nach Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung babw. zuriickueisen, in eventu das
Verfahren an die belangte Behdrdeur Erganzung des Verfahremsirickzuverweisen.
Weiters wurde beantragt,

- das Verfahren der belangten Behérdin Bezug auf verschiedene naher
aufgezeigte Bereicheu erganzen;

- das Verfahren bis zur Entscheidung des EuGH in der Rechtssd20éLC (Leth
gegen Republik Osterreich und Land Niederdsterreich) auszusetzen

- den Betrieb des Flughafens Wien zu bescheanKEinschrankung des Hug
betriebes auf bestimmte Zeiten, Setzung von Obergrenzen fir die Flugbe
wegungen fur einzelne Pisten, Einflhrung eines Grenzwertes fur Schallemissionen
fur unterschiedliche Betriebszeiten, Anderung der Berechnungsmethode fir
Schakemissionen);

- ergadnzend abzuklaren, in welchem Verhaltnis (einschliel3lich Intensitaten)
Belastungen und Entlastungswirkungen mit dem antragsgegenstandlichen
Vorhaben verbunden sind;

- den angefochtenen Bescheid dahingehend abzuandern, dass er dem Gebot der
Betroffenheitsminimierung Rechnung tragt, insbesondere, indem Grundsétze der
Betroffenheitsminimierung in den normativen Teil des Spruchestwa durch
geeignete Nebenbestimmungenaufgenommen werden, und dieses Gebot nicht
bl oR a@NYEe NhdéryHpffnung der Behorde auf den
beschrankt bleiht

Die erst und zweitmitbeteiligten Partein traten mit Schreiben voml5.11.2012den
Berufungen entgegen und beantragten deren Zurlozw. Abweisung.

Im Laufe des Berufungsverfahrens hdér Umweltsenat ein erganzendes Ermittlungs
verfahren durchgefuhrund Univ-Prof. STURMum Bereich Luftschadstoffand die BeSB
GmbH zum Bereidbarm zu nichtamtlicheBachverstandigebestellt

Mit Schreiben vom 19.09.2013 wurde von d&SB GMBH Bar] Schalltechnisches Biro
dasGutachten,Larmschutzgebiete gemafd LuLarmlV fir den Flughafen Wien nach Inbetrieb
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nahme der Parallelpiste 11R/29L und Vergleich mit den Larmschutzgebieten gemal Bescheid
der NO Landesregierung vom 10.07.2012vor gel egt .

Mit Schreiben vom 10.11.2013 wurde vomiv-Prof. Dr. STURMasGutachtenz u Beant
wortung der Fragestellungen des Umweltsenates beziglich projektbezogene Luftschadstoff
belastungei v or gel egt .

3.2. Beschwerdeerfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht
3.2.1. Parteiengehor, ergdnzendes Ermittlungsverfahren, Edikt:

Mit Schreibervom 30.12.200 3 wur d@émwevliotms e n at belangtenBé&htreen der
undes Gene-smiwesgBer uf unagnsviead avakrthaeangygsmger i c
Ubermittelt.

Die vom Umwltsenat eingeholten Gutachtetniv-Prof. STURMowie derBeSB GmbH
wurden zum Parteiengehor an dipunmehriger) Beschwerdefiihremit Fristbis Ende Juni
2014 ubermittelt.Dazu langten Stellungnahmeéer Beschwerdefuhreein.

Folgendeweitere nichtamtliche Sachverstandigeurden inweiterer Folge vom Bundesver
waltunggyerichtbestellt fir den Bereich OrnithologiBr. PROBSTUr den Bereich Verkehrs
planungDIl Dr. NADLE®wieUniv-Prof. DrNEUBERGE®R den Bereich Umwelthygiene.

Mit Schreben vom 16.09.2014 wurde das Bundesministerium fur Verkehr, Innovation und
Technologie (BMVIT) ersucht, den Akt zur Erlassung der Verordnung Uber Ltarmim
missionsschutzmalBnahmen im Bereich des Luftverkehrs (Luftvedighrimmissions
schutzverordnung- LularmlV) BGBI. Il Nr. 364/20)Zu Ubermitteln, um die Grundlagen zur
Erlassungl i e desondera Immissionsschutorschrift im Sinne dedsc § 17
2000 zu prifen. Der Akt zur Erlassung der LuLarmlV langte am 14.10.2014 beim
Bundesverwaltungsgericht ein.

Mit Edikt vom 18.11.2014 in den Tageszeitzungemier (fir Wien und Niedésterreich),
Standard und im Amtsblatt uz Wiener Zeitung sowie aufder Homepage des
Bundesverwaltungsgerichtesurde gemald § 44a iVm 8§ 44b A\Wdge Anberaumung der
mundlichen Verhandlungm Janner 201%undgemacht Mit diesem Edikt wurde gleichzeitig
auch erganzenceingeholten Gutachten zur Lufschadstoffbelastungvon Univ-Prof. Dr.
STURMom 10.11.2013 sowiru denLarmschutzgebietegemald LuLarmlV d&eSB @ébH
Berlin vom 19.09.2013 hingewiesen. Weiters wurde bekangtjeen, dass diese
offentlichen Gutachten zur Einsicht aufliegemd weitersim Internet auf der Homepage des


https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2012_II_364
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Bundesverwaltungsgerichtes abrufbar si&@leichzeitig wuten die Verfahrensparteien und
-beteiligten zutmdandlichen Verhanlding geladen.

3.2.2  Mundliche Verhandlung des Bundesverwaltungsgerichtes:

Vom 07. bis09.1.2015 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine offentliche e
Beschwerdeverhandlung unter Beiziehudgr vom Gericht bestelltenSachvestandigen
statt. Am 07.01.2015wurde der Themenbereich Larm erdrteAm 08.01.2015 wurde die
Themenbereche Verkehr, Luftschadstoffe sowie Umwelthygiene, weiters Ornithologie,
Flugzeugabstirze, elektromagnetische Felder, 6ffentliche InteressenBedarfsprufung
erortert. Am 09.01.2015w~vurden die Bereiche o6ffentlichdnteresse und Bedarfsprifung
abgeschlosserund weiters dieMediation behandelt

Die Verhandlungsschrifsamt Beilagenwurde den Verfahrensparteiermit dem Hiweis auf
die Mdglichkeitzur Einwendung nacB 14 Abs. 3 und Abs. 7 AWiBermittelt und auf der
Homepage des Bundesverwaltungsgbtes eingestellt Weiters wurde die Verhandlungs
schrift nach der Bestimmung des 8§ 44e Abs. 3 A¥{®& Bundesvevaltungsgericht fudrei
Wochen zur 6ffentlichen Einsicht aufgelegur Verhandlungsschrift wurden verschiedene
Stellungnahmen eingebracht.

3.23. Auftrag zurErstellung einetCQ-Emissionsbilanzind Pistenvergleichn Bezug auf
die Treibhausgagkmissionen

Mit Schreiben vom 09.02.2015 des Bundesverwaltungsgerichtes wunbr erstmit-

beteiligten Parteiin Prazisierung des Auftrags des Gescint der miundlichen Vaandlung

zur C@Minimierung gemald § 13 Abs. 3 AVG aufgetragen, eine Ebédagiz undeine

daraus abgeleitet CQ-Emissionsbilanz des gesamten Flughafensulegen Diese sei in die
Quellgruppen Flugvére hairside’ elektrische Infratruktur des Flughafens (Gebaude und

Fl ugfeld) und den f | langsidé f @ f e RDigs\eriolytevwwndenver k e h
Hintergrund, dasses bei Inbetriebnahmeder dritten Piste auf dem Flughafen Wien
Schwechat aufgrund des pnogstizierten Anstieges der Flugbewegungen zunemn

merklichen Anstieg der GEmissionen kommewerde.

Mit Schreiben vom 19.02.201&gte dieerstmitbeteiligte Partedie geforderteEnergie und
CQ-Bilanzdes Flughafens Wiedtir das Jahr 2013 sowie ein&fal3nahmenkatalog vor. Dazu
wurde ausgefuhrt, dass die Bilabei den direkt beeinflussbaren Anteilen fur die Planfalle
Zwet bzw. DreiPistensystem eine Steigerung von 3,6 kt/a an-ERissionerausveise Die
erstmitbeteiligte Partei wies in einem MalRnahmerkatalog auf ein moglicheCQ-
Reduktionspotenzial durch diverse innerbetriebliche Malinahmen wie Umristung der
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Fahrzeufjotte Airside, reduzierter Einsatz der APlAuXiliary power units den
Hilfstriebwerken) der Flugzeuge durch vermehrte Bereging von Stromanschliissen,
Photovoltaik usw. in der H6he von ca. 4.2 kt/a hin.

Mit Stellungnahme von27.05.2015 fuhrteUniv-Prof. STURMazu auswenn man das im
Malinahmenvorschlag der erstmitbeteiligten Partei genannte Einsparungspotenzial
beurteile, 20 seies isoliert betachtet zwar betréachtlich, liegaber lediglich im Bereich von 2
% der durch den Betrieb detritten Piste generierten zusatzlichen G@&missionen. Der
Haupteil der C@-Emissionen kommaus dem Flugbetrieb unskisomit nicht beeinflussbar.
Der nachstgroRere Anteil bezielsich auf die externe Energiebereitstellung mit Strom und
Ferrwéarme. Beides erfolgderzeit grof3tenteils konventionell (auf Basis fossiler Brennstoffe).
Hier ware durch den Umstieg auf z.B. Okosst oder Fernwarme aus niclivssilen Quellen
eine merkliche Reduktion moglich.

Betrachte man die auf anderen Flughafen gesetztatmativen zur Reduktion der GEmis
sionen, scseidas Airport Carbon Accreditatiddchemeins Leben gerufen 2009 vom Airp
Council International Européairportcarbonaccreditation.ory eine geeignete Plattform.

Dieses Schemaehe vier Suufen bis zur Erreichung der geutralitat eines Flughafens
(ausgenommen dedirekten Flugverkehs) vor. Betrachte man ausschlie3lich die Stufen 1
(Mapping — das ist die Phase der Sammlung von Dptend 2 (Bereich Stationare
Infrastruktur, Abfertigung und Verkehr airside usw.) gebe es bereits vieleugopaische
Grol¥flughéafen, diedbereits merkliche Mal3Bnahmen zur &Reduktion gesetzhatten. Der
Fludhafen WienSchwechat befinde sich auf Stufe 1 (mapping). Fast alle grol3en Flughéafen
Eurgas, wie z.B. Zurich, Minchen, Hamburg oder Grol3flugh&fen wie Frankfurt, Paris (CDG
und Orly) a@ler London Heathrow und Gatwitiétten bereits ehebliche Anstrengungen zur
CQ-Reduktion gemacht und b&fiden sich bereits inStufe 3 (Optimisation). Zurichnd
Munchen gben z.B. eine Reduktion von mehreren ROCQ gegeniber dem jeweiligen
Bezugsjahr an. Erreicht ende dies vorwiegend durch Umstellung der stationdren
Infrastrukturversorgung bei Strom, Warmeund Kalte) auf C@armere Energietrager,
Flottenerneuerungenverstarkter Einsatz von-Hobilitat), Umstellug der Pistenbefeuerung

und Vorfeldbeleuchtung auf verbrauchsgiinstigere Leuchtmittel usw.

Basierend auf den von dearstmitbeteiligten Parteizur Verfiigung gestellten Unterlagen,
den Informationen aus G&ReduktionsmalRnahmen anderer europaischer Flugh&temes

aus weiterfuhrender Fachliteratur konne geschlossen werden, dgae merklich hohere
CQ-Reduktion als von deterstmitbeteiligten Parteiangegeben machbar sefSo sei
beispielsweise @ben den angedachten Umstellungen in der Fahrzeugflotte auch eine


http://www.airportcarbonaccreditation.org/
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Unstellung der BezugsdiudlAl2ze/ NNB r eingdéribadieNoz|olr d
Reduktionsszenario.

Abschlielendwurde in der Stellungnahme vorUniv-Prof. STURMempfohlen eine
Genehmigung derdritten Piste an eine Reduktion delCQ-Emissiongegeniber dem
konventionell gefihrten Betrielson 30 kt/azu koppeln.

Mit Schreiben vom07.09.2015 legte dieerstmitbeteiligte Parteieine CQ-Bilanz fir den
Flughafen Wien fur das Jahr 2014 mit dem Ersucl@ndieseund die darin enthaltenen
aktuellen Zahlerder fachlichen Beurteilung und der allfalligen MafRnahmenvorschreibung
zugrunde zu legen.

Die erstmitbeteiligte Parteverfolge bereits seit vielen Jahren eine Strategie zur Reduktion
von CQ-Emissionen. Daher s&i bereits in den vergangenen Jahren zahlreiche MaRnahmen
zur CQ-Reduktion gesetzwvorden (zB Verminderung der GRLlAufzeiten, Umristung Vor
feldbusse, Erdgasfahrzeuge, Erneuerung der Vorteld Pistenbeleuchtungen, usw). All das
habe den Energieund Trebstoffverbrauch und damit di€Q-Emissionen nicht unwesent

lich reduziert. Dahersei das weitere Reduktionspotenzial entsprechend geringeie
erstmitbeteiligte Parteinehme am ACAS (Airport Carbon Accreditation Scheme) teil und
fuhre aktuell die Zertizierung nach EMAS und ISO 14001 dutaterscheire daher ein wei
teres Reduktionspotenziaon 30 kt/a (bezogen auf das Dfaisten Szenario 2015) zu hoch.

Uber die vorder erstmitbeteiligten Parteivorgeschlagenen EinapungsmafRnahmen hinaus
erscheineeine weitere Reduktion nur wdch Bezug von Fernwarme und Fernkélte aus
erneuerbaren Energguellen und Bezug von Strom aus erneuerbaren Energiequellen
moglich.

Bei der Vorschreibung von MalRnahmen wére es wichtig, die Berechnungshasid auf
Grundlage dr CQ-Bilanz 2014- hinreichend klar zu definieren. Es ware fe&gien, wieviel
g CQ/kWh aktuell (als Berechnungsbasis) fir den Bezug vormiEemne/Fernkalte und fur
den Bezug elektrischer Energie anzusezeien

Weiters ware festzulegen, dass direden— von der erstmitbeteiligten Parteund vonUniv-
Prof. STURMvorgelegten— Tabellen enthltenen Hochrechnungen fur das DRisten
System 2025 fur das Jahr debé&triebnahme der drittenPiste stehen. Sollte dann jedoch
die in den Tabellen genannte Emissionsmenge (kt/a) nicht erreicltememusste sich auch
die Einsparungsverpflichtung anteilig entsprechend reduzieren.
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SchlieBlich ware festzulegen, da&-ReduktionsmalRnahmen, die aBechtskraft des
Bescheids gesetzt werden, auf die Einsparungsverpflichtung angerechnet werden. -Andern
falls musstedie erstmitbeteiligte Parteiweitere ReduktiosmalRnahmen bis dahin hinaus
schieben, was den Zielen einer raschen und mdglichst vorauseildddeetzung wider
spreche.

Weiters wurdeUniv-Prof. STURMom Bundesverwaltungsgericht ersucline Bilanz der
Treibhausgasen fir Gesamtdsterreich sowie des-Awel DreiPistensystems zu erstellen.

3.24. Im verwaltungsgerichtlichen Verfahremgestellte Antrage und vorgelegte Unter
lagen

Im Zuge der mundlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgerichstellten
verschiedee Beschwerdefiihrer den Antrag,

- die LuLarmlV auf Verfassungskonformitat zu tberpriifen

- aufAnderung der Flugsicherheitszen;

- aufMinimierung der Flugrouten, sodass maoglichst wenige Personen betroffen sind;

- denCurvedApproachAnflug vorzuschreiben

- ein begleitendes Monitoring zur Gesundheit der betroffenen Bevolkerung
vorzuschreiben;

- der erstmitbeteiligten Partei vorzuschien, die Einreichunterlagen in Bezug auf
verschiedene Themenbereiche zu erganzen;

- das Gericht mége ein Vorabentscheidungsverfahren beim EuGH zur Frage der Einbe
ziehung von Flugrouten im gegenstandlichen Verfahren einbringen

- auf die Streichung der vorgesh e n &inoherhgitszoneneu ¢ West aus dem
Grundbuch;

- aufdie Herausgabe der Rohdatensatze zu den Flugbewegungen

- dem Sachverstandigen DI Nadler eine Erganzung seines Gutachtens Zuurigricer
Unsicherheiten des Ve QUAINERM®oawLefl 42 kBt ri arng €Sn ;n

- far die Fachgebiete La&rm und Luftschadstoffe/Klima eine Erhebung der
Unsicherheiten durchzufihren und diergebnissedieser Erhebug der Ursicher
heiten unter Wahrung des Parteiengehors mit den Verfahrensparteien zu eroértern;

- aufHerausgab der Aufnahmen und Mitschnitte deGerichtes von der Verhandlung.

Weiters wurde in der Verhandlung gerugtler erkennende Senasei befangen da
verschiedenen Antrdgen der Beschwerdefiihrer nicht Folge gegeben wordetiesezeige
die Voreingenommenheiles erkennenden Senates
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Mit Schreiben vom 10.03.2015 beantragtdie Erst bis Vierbeschwerdefiirer die Uber
mittlung der Tonaufnahmen der mindlichen Verhandlung. Dieser Antrag wurdeenfiéh-
rensleitendem Beschluss des Bundesverwaltuggschtes vom19.03.2015abgewiesen.
Begriindend wurde ausgefuhrt, die Mitschnitte seien lediglich zu Beweiszwecken in einem
allfalligen an die Entscheidung des Bundesadtunggerichtes anschlielienden
Beschwerdebzw. Revisionsverfahreei denGerichtshofen des offentlichen Rechts bereit
zustellen. Den Verfahrensparteien seien die Mitschnitte somit nicht zugénglich.

Mit Beschluss vom 19.03.2015 des Bundesverwaltungsgerichtes wurde der Antrag der Erst
bis Vi ert bes chwbeerntttufg i der éufnahnaeu éind Mitschnitte der
Verhandlungstageabgewiesen

Mit Schreiben vom 19.10.2015 beantragte der-Be&schwerdeflhrer die Streichung der

vV or ges eSclkerhetszonpeu¢West , da auf die dritte Piste
(curved approals) undkein Direktanflug vorgesehen sétr schloss sich dem diesbeztiglichen

Antrag der20-Beschwerdefiihrerin in der Verhandlung an.

Mit Schriftsatz vom 23.02.2016 wurdkirch verschiedene Beschwerdefuhr@ngeregt, zur
LuLarmlV einen Prifantrag beim Yéssungsgerichtshof zu stellen. Die in dieser Verordnung
festgelegte Grenzhdhe von 915 m sei eine Definition ohne luftschadstofftechnischen Bezug.
Das Nichtbetrachten von Emissionen jenseits der r@l%ihre unweigerlich zu Wider
spruchen und zu einefgesetzlich nicht vertretbaren) Vernachlassigung relevanter klima
schadlicher Auswirkungen des Flugverkehrs. In jedem Fall mége das Bundesverwaltungsge
richt erkennen und bei seiner Entscheidung berlcksichtigen, dass eine atmospharische
Relevanz der Hoheom 915 m, insbesondere mit Bezug auf Luftschadstoffemissionen oder
Emissionen von klimarelevanten Schadstoffen nicht nachvollziehbar oder ableitbar sei.
Weiters wurde mit diesem Schreiben eine Stellungnahme des Ingenieurbiirdgtalazur
Vertraglichkeit der LuLarmlV mit mafigeblichen anderen Normierungen und zur
atmospharischen Relevanz der Grenzhdéhe von 915 m vorgelegt.

3.2.5. Anh6rung des BMF und des BMVIT zum 6ffentlichen Interesse:

Mit Schreiben vom 13.03.2015 des Bundesverwaltungsgerichtes wurdeBualagesmiri
sterium fur FinanzerBMF) aufgefordert, zden in der VH aufgeworfendfragen zuSteuer

und Abgabenbefreiung im Bereich des Flugsek&iellung zu nehmenNeiters wurde nit
Schreiben vom 13.03.2015 des Bundesverwaltgagshtes das Bundasnisterium fur
Verkehr, Innovation und Technologie (BMVIT), als Oberste Zivilluftfahrtbehdrdef@ufge
dert, zu Fragen im Zusammenhang der o6ffentlichen Interessen zur Errichtung der dritten
Piste Stellung zu nehmen.
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Mit Schreiben vom 13.05.201des BMRvurde eineweitgehende Befreiung des Flughagen
Wienin Bezug auf steueund abgabenrechtliche Bestimmungen bestétigt.

Mit Schreiben vom 12.06.201&s BMVITvurde zum Bestehen eines offentlichen Interesses
ausgefuhrt:

(o)}

,Das Luftfahrtgesetz (LFG) zahlt neben
den Schutz der Allgemeinheit bzw. Offentlichkeit vor Gefahren und stérenden
Einwirkungen der Luftfahrt auch wirtschaftliche Interessen, wie das Interesse der
Luftverkehrswirschaft, ausdrucklich zu den Ooffentlichen Interessen. Zu den

Il nteressen der Luftverkehrswirtschaft g
, Wi rtschaft |l ikfilleng deVerkehesdufgabebaivi die Bedarfs
befriedigung und die Verhinderung plaskr Konkurrenz. Auch ist eine Gefahrdung

der Verkehrsaufgaben der mit Betriebspflicht belasteten 6ffentlichen Flugplatze
hintanzuhalten.

Zudem liegt gemal den Erlauterungen zu 8 71 der Stammfassung des LFG der
Ausbau der Osterreichischen Zivilluftfahrt @ffientlichen Interesse.

Auch i n der , Road Map Luftfahrt 2020 ",
Osterreichischen Bundesregierung, wur de
und nachhaltigen I nfrastruktur ‘estates ei ne
gi sche Ausrichtung des Osterreichischen
Luftfahrt' wurde gemeinsam mit den St ak
kehrswirtschaft zur optimalen Entwicklung der 0&sterreichischen Luftfahrt
erarbeitet.

Mit der Umsetzung der formulierten Einzelmalinahmen, wie u.a. dBau der 3.
Piste, Trager: ViEwird der Erhalt und die Starkung des Luftverkehrsstandortes
Osterreich sichergestellt.

Der Flughafen Wien hat sich aufgrund seiner geographischen Lage als wichtiger
Luftverkehrsknotenpunkt (Hub) innerhalb Europas etabliert. Aus strategischer Sicht
wird die Bereitstellung einer dritten Piste am Flughafen Wien fur die weitere erfolg
reiche Entwicklung des Flughafens Wien als-Btandort und fir den Wirtschafts

und Lufverkehrsstandort Osterreich als wesentlich angesehen. Nur durch die
Sicherstellung einer leistungsfahigen Infrastruktur kénnen die entsprechenden
Kapazitaten zu Verfugung gestellt werden, um kinftigen Entwicklungen des Luft
verkehrs als Wachstumsmarkt hegglich begegnen zu kdnnen und Konnektivitat

im Sinne eines starken Streckennetzes am Flughafen Wien gewahrleisten zu
konnen.

Der Verwaltungsgerichtshof vertritt weiters in stadndiger Rechtsprechung die Auf
fassung, dass jede Verbesserung, die der ErhéldergSicherheit der Luftfahrt
dient, im oOffentlichen Interesse gelegen ist.

Die derzeitige Anordnung der beiden am Flughafen Wien vorhandenen Betriebs
pisten bedingt wesentliche Abhangigkeiten bei Stamd Landebewegungen von
Luftfahrzeugen. Durch dierfithtung der dritten Piste ware ein unabhangiger
Parallelbetrieb ohne betriebliche Einschrdnkungen bei Stamd Landebe
wegungen mdaglich, wodurch die Sicherheit der Luftfahrt wesentlich am Flughafen
Wien erhoht wird. Unter Bertcksichtigung dieser Aspekst die Errichtung der
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Parallelpiste 11R/29L im offentlichen Interesse gelegen, welches gemalR den
Erl @auterungen zu 8 71 der Stammfassung

3.26. Plausibilitdtsprifung der Flugbewegungszahien

Mit Beschluss vom 13.(015 des Bundesverwaltungsgerichtegurde DI WIPF ein Mit

arbeiter derschweizerischefrlugsicherungzum Sachverstandigeaur Plausibilitatsprifung
der von dererstmitbeteiligten Parteim AdministrativverfahrenvorgelegtenZahen zu den
Flugbewegungesowie fiir sonstige luftfahtechnische Fragen bestellt.

Mit Gutachtenvom 01.03.2016 wurde von DI WIPFoestatigt, dass die von degrstmit-
beteiligten Parteivorgelegten Zahlen nachvollziehbar sei@nkam zusammenfassend zum
Ergebnisdass mm Zeitpunktder Projekteinreichung die verfligbaren offiziellen historischen
Zeitreinendes Luftverkehrsaufkommens Uber Jahre sietiges Wachstunzeigten das im
Jahre2008 ein Maximum erreichte. Danablabesich dasverkehrsaufkommen schrittweise

bis ins Jahr 201reduziert Trotz der Abnahme des Verks in den letzten Jahren weiske
Zeitreine der Verkehrszahlen von 1998 bis ins Jahr 2014 statistisch aber insgesamt einen
positiven Trend ausin den letzten Jahrerhabe eine erhohte saisonale Schwankung der
monatlichenFlugbewegungen beobachtet werdédnnen

Flugverkehrsinfrastrukturenseien auf die Spitzenstunde auszulegen. Die theoretische
Spitzenbelastung im Stundenregime des bestehenden Pistensysgims Zeitabschnitt von
1998hbis 2014 verschiedentllt erreicht oder gar Uberschritteworden. Erkennbare Spitzen

in der Nacht, zum Ende der Betriebszeitirden auf einen Verkehrsnachfrageiberhang
hindeuten. Zumindest 2008sei auch einmal die theoretische Jahreskapazitat degct
Pistensystems erreichtvorden. Das bestehende&ZweiPistensystemwerde deshalb die
prognostizierte langerfristige Flugverkehrsnfiaelge nicht aufnehmen kénnen. Mdégliche
Anpassungen in technischer und betrieblicher Hinsia@ften wohl auch in Zukunft eine
gewisse Optimierung zu. igabe aber Indizien dafir, d&s naheliegende Verbesserungen
den ldzten Jahren bereits getatigt wden seien. Zudem bestehdie Gefahr, mit weiter
reichenden Ansatzen einer immer grosser werdenden Komplexitat der Flugverkehrsfiihrung
am Boden und in deruit Vorschub zu leisten.

Allgemeinwirden langerfristige Luftverkehrsentwicklungen aber immer wieder auch-kurz
fristige Abweichungen vom generellen Treneigen Dennochwiirden LangfristPrognosen
verschiedenster Institutionen einen wohl abgeschwacht&dmer nach wie vor positiven
Wachstumstrend in der européischen Luftfahrt esessen Dabeigalte es auch festzuhalten,

dass der Anstieg der Passagierzahlen regional (EU), wie auch am Flughafen Wien unge
brochensei
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Der Flughafen als Knotenpunkt in einem Verkehrsmetsseauch in der Hauptverkehrs
stunde Uber geniigend Kapazitatsreserven verfiigen. Ubeestedgnlich der dem Netzk
noten angebotene Verkehr dsen verfligbare Kapazitat, komme es generell zu Verspa
tungenoder zum Abweisen des Verkehrs odshliel3lichzum Unterschreiten der Mindest
abstande von Luftfahrzeugen untereinander. Alle drei Effedttendenim Widerspruch zu
den Vorgaben der internationalen Zivilluftfahrt, an welche sich die betroffenen Instanzen
(der Flughafen und die Flugsicherurzg) haltenhatten. Die Vorgabenvirden namlich eine
sichere, geordnete und rasche Flugverkehrsabwickuanangen Das heiB aber in der Kon
sequenz, dass auf der Ebene der Flugverkehrsfihrung zuerst die promptesaténeten

und diese der sicheren Verkehrsabwicklung untergeordnet werden sollte. In der Rigeas
diese drei Vorgaben zu einem nicht geringen Teil im taktischen Ermessensraum des
Kontrollpersonals, welches direkt den Luftverkehr aneeiStrategische mscheide zur
Flughafeninfrastruktur, wie eine optimal geplante zusatzliche Pist@den deshalb mit
ihrer zusatzlichen Kapazitat gunstige Voraussetzursgbiaffenn um taktische Kompromisse
des Kontrollpersonals wahrend der Spitzenstunde in Grenzen &nhal

3.2.7. Erganzendes Parteiengehdweitere Stellungnahmen der Beschwerfigrer:

DasGutachtenvon DI WIPRvurde andie Verfahrensparteien und mitbeteiligten Parteien zur
Stellungnahme ubermittelt. Gleichzeitig wurde eine wdniv-Prof. STURMrstellte Bilanz
zu den Treibhausgasen fir Gesamtdsterreich sowia Werkehrsbereich, insts®nders des
Flugsektors, im Vergleich mit dem Zwend DreiPistensystem des Flughafen Wiens zum
Parteiengehor versandigl. Punkill.4.6).

Dazu langten vechiedene Stellungnahmeron Beschwerdeflihrar und der erstmitbe-
teiligten Parteiein. Es wurde vorgebracht, das Vorhaben trage wesentlich zum Klimawandel
bei. Eganzend wurde eingewandt, das Vorhaben werde zusatzlich Kondensstreifen verur
sachen,was wiederum einen weiteren Beitrag zur Klimaerwarmun@pewirke Weiters
wurden von verschiedenen Beschwerdefihrern erganzend Unterlagen Boaenr und

Wasserverbrauch vorgelegt.



27

LLOPwSOKGaIWzy Rt I 3S
1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG):

§ 7und 8 53 AV(BGBI. Nr. 51/199F. BGBI. Nr. 161/2013lauten auszugsweise:

,Befangenheit von Verwaltungsorganen

8 7. (1) Verwaltungsorgane haben sich der Ausiibung ihres Amtes zu enthalten
und ihre Vertretung zu veranlassen:
1. in Sachen, an denen sie selbst, einer ihrer Angehdrigen (8§ 8@a)emer
ihrer Pflegebefohlenen beteiligt sind;
2. in Sachen, in denen sie als Bevollmachtigte einer Partei bestellt waren oder
noch bestellt sind;
3. wenn sonstige wichtige Griinde vorliegen, die geeignet sind, ihre volle
Unbefangenheit in Zweifel zuehien;
4. im Berufungsverfahren, wenn sie an der Erlassung des angefochtenen
Bescheides oder der Berufungsvorentscheidung (8 64a) mitgewirkt haben.

(2) Bei Gefahr im Verzug hat, wenn die Vertretung durch ein anderes Verwaltungs
organ nicht sogleich bewirkverden kann, auch das befangene Organ die unauf
schiebbaren Amtshandlungen selbst vorzunehmen.

8 53. (1) Auf Amtssachverstandige ist 8 7 anzuwenden. Andere Sachverstandige
sind ausgeschlossen, wenn einer der Griinde des § 7 Abs. 1 Z 1, 2 und 4 zutrifft;
auRerdem konnen sie von einer Partei abgelehnt werden, wenn diese Umstande
glaubhaft macht, die die Unbefangenheit oder Fachkunde des Sachverstandigen in
Zweifel stellen. Die Ablehnung kann vor der Vernehmung des Sachverstandigen,
spater aber nur dann erfgen, wenn die Partei glaubhaft macht, dal3 sie den
Ablehnungsgrund vorher nicht erfahren oder wegen eines fiir sie uniberwindbaren
Hindernisses nicht rechtzeitig geltend machen konnte.

[ ..]“

2. Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG):

88 6 und 28 VWGV BGBI. | Nr. 33/2018IF. BGBI. | Nr. 82/2013auten auszugsweise:

,Befangenheit

8 6. Mitglieder des Verwaltungsgerichtes, fachkundige Laienrichter und Rechts
pfleger haben sich unter Anzeige an den Prasidenten der Ausubung ihres Amtes
wegen Befangenheit zu enthalten. ™

,Erkenntnisse

8 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das Verfahren
einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu
erledigen.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1991_51_0/1991_51_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2013_I_161
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2013_I_33
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2015_I_82
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(2) Uber Beschwerden gemafR Art. 130 Abs. 1 Z/GBat das Verwaltungsgericht

dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn

1. der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des mafRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht
selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostener
sparnis verbunden ist.

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat das Verwaltungsgericht im
Verfahren tber Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1-XG B der Sache selbst zu
entscheiden, wenn die Behdrde dem nicht bei der Vorlage der Besclbwertbr
Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Ver
fahrens widerspricht. Hat die Behorde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts
unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit
Beschluss aufhebennd die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides
an die Behdrde zurlickverweisen. Die Behorde ist hiebei an die rechtlicheeBeur
lung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss
ausgegangen ist.

(4) Hat die Behorde bei ir Entscheidung Ermessen zu Uben, hat das Verwakungs
gericht, wenn es nicht gemal} Abs. 2 in der Sache selbst zu entscheiden hat und
wenn die Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder abzuweisen ist, den angefoch
tenen Bescheid mit Beschluss aufzuheben und Aligelegenheit zur Erlassung
eines neuen Bescheides an die Behorde zurtickzuverweisen. Die Behorde ist hiebei
an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei
seinem Beschluss ausgegangen ist.

[ ...] “
Umweltvertraglichkeitspriutingsgesetz 2000 (UWB 2000):

88 17 19 und 45UVRG 2000 BGBI. Nr. 697/1993 idBGBI. Nr. | 4/2018auten auszugs

weise:

»Entscheidung

8§ 17.(1) Die Behorde hat bei der Entscheidung uber den Antrag die in den
betreffenden Verwaltungsvorschriften undhiAbs. 2 bis 6 vorgesehenen Geneh
migungsvoraussetzungen anzuwenden. Die Zustimmung Dritter ist insoweit keine
Genehmigungsvoraussetzung, als fur den betreffenden Teil des Vorhabens in einer
Verwaltungsvorschrift die Moglichkeit der Einrhumung von Zwanfsea vorge
sehen ist. Die Genehmigung ist in diesem Fall jedoch unter dem Vorbehalt des
Erwerbs der entsprechenden Rechte zu erteilen.

[ ]
at | NihidBkteiligtenstellung
sowie Rechtsmittelbefugnis

§ 19.(1) Parteistellung haben

1. Nachbarn/Nachbarinnen: Als Nachbarn/Nachbarinnen gelten Personen,
die durch die Errichtung, den Betrieb oder den Bestand des Vorhabens
gefahrdet oder belastigt oder deren dingliche Rechte irptier Ausland
gefahrdet werden konnten, sowie die Inhaber/Iida@innen von Ein
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richtungen, in denen sich regelméRig Personen voriibergehend aufhalten,
hinsichtlich des Schutzes dieser Personen; als Nachbarnfdenhen
gelten nicht Personen, die sich voriibergehend in der Nahe des Vorhabens
aufhalten und nicht dingth berechtigt sind; hinsichtlich Nachbarn/Nach
barinnen im Ausland gilt fir Staaten, die nicht Vertragsparteien des
Abkommens uber den Europaischen Wirtschaftsraum sind, der Grundsatz
der Gegenseitigkeit;

[ ...]
5. Gemeinden gemal Abs. 3;

[.]

(4) Eine Stalihgnahme gemal § 9 Abs. 5 kann durch Eintragung in eine-Unter
schriftenliste unterstitzt werden, wobei Name, Anschrift und Geburtsdatum -anzu
geben und die datierte Unterschrift beizufiigen ist. Die Unterschriftenliste ist
gleichzeitig mit der Stellungnahmenzubringen. Wurde eine Stellungnahme von
mindestens 200 Personen, die zum Zeitpunkt der Unterstiitzung in der Standortge
meinde oder in einer an diese unmittelbar angrenzenden Gemeinde fir Gemeinde
ratswahlen wahlberechtigt waren, unterstitzt, dann nimdiese Personengruppe
(Burgerinitiative) am Verfahren zur Erteilung der Genehmigung fiir das Vorhaben
und nach 8 20 als Partei oder als Beteiligte (Abs. 2) teil. Als Partei ist sie berechtigt,
die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften als subjektives Rieth¥erfahren
geltend zu machen und Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht und Revision
an den Verwaltungsgerichtshof sowie Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof
zu erheben.

(6) Umweltorganisation ist ein Verein oder eine Stiftung,
1. der/die alsvorrangigen Zweck gemal3 Vereinsstatuten oder Stiftungser
klarung den Schutz der Umwelt hat,
2. der/die gemeinnitzige Ziele im Sinn der 88 35 und 36 BAO, BGBI. Nr.
194/1961, verfolgt und
3. der/die vor Antragstellung gemald Abs. 7 mindestens drei Jahreenit d
unter Z 1 angefiuhrten Zweck bestanden hat.

(7) (erfassungsbestimmung Der Bundesminister/die Bundesministerin fur
Land und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat im Einegemen mit
dem Bundesminister/der Bundesministerin fur WirtschaftduArbeit auf Antrag
mit Bescheid zu entscheiden, ob eine Umweltorganisation die Kriterien des Abs. 6
erfillt und in welchen Bundeslandern die Umweltorganisation zur Austbung der
Parteienrechte befugt ist. Gegen die Entscheidung kann auch Beschwerde an den
Verfassungsgerichtshof erhoben werden. [Anmerkung: 8§ 19 Abs. 7 letzter Satz trat
mit Ablauf des 31.12.2013 aul3er Kraft.]

[ ..]

(10) Eine gemald Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation hat Parteistellung und ist
berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvorstten im Verfahren geltend zu
machen, soweit sie wahrend der Auflagefrist gemald § 9 Abs. 1 schriftlich Einwen
dungen erhoben hat. Sie ist auch berechtigt, Beschwerde an das Bundesver
waltungsgericht sowie Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben.
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Rechtsmittelverfahren

§ 40. (1) Uber Beschwerden gegen Entscheidungen nach diesem Bundesgesetz
ent scheidet das Bundesverwaltungsgericht

(2) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch Senate.
[ 4]
4, BundesVerfassungsgesetz {8G)

Art. 130Abs. 1 Z 1die Abs. 3 und sowiart. 151 Abs. 5B-VG BGBI. Nr. 1/193@F.BGBI. |
Nr. 106/2016 lautenauszugsweise

»Artikel 130.(1) Die Verwaltungsgerichte erkennen tber Beschwerden
1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehoérde wegen Rechtswidrigkeit;

[ ..]

(3) Auler inVerwaltungsstrafsachen und in den zur Zustandigkeit des
Verwaltungsgerichtes des Bundes fir Finanzen gehdrenden Rechtssachen liegt
Rechtswidrigkeit nicht vor, soweit das Gesetz der Verwaltungsbehdrde Ermessen
einrdumt und sie dieses im Sinne des Geseteébighat.

4) Uber Beschwerden gemal Abs. 1 Z 1 in Verwaltungsstrafsachen hat das
Verwaltungsgericht in der Sache selbst zu entscheiden. Uber Beschwerden gemaf
Abs. 1 Z 1 in sonstigen Rechtssachen hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache
selbst zu entdweiden, wenn

1. der malRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maRRgeblichen Sachverhaltes durch das Verwaltungs
gericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.*

»Artikel 151.[ ...]

(51) Fur das Inkrafttreten der durch das BundesgesB@BIl Nr.51/2012
gearderten oder eingefigten Bestimmungen und rfidas
Aulerkrafttreten der durch dieses Bundesgesetz aufgehobenen
Bestimmungen sowie fir den Ubergang zur neuen Rechtslage
gilt Folgendes:

8. Mit 1. Janner 2014 werden die unabhangigen Verwaltungssenate in
den Landern, das Bundesvergabeamt und der unadgigin Finanz
senat (im Folgenden: unabhangige Verwaltungsbehoérden) aufgeldst;
ferner werden die in der Anlage genannten Verwaltungsbehérden (im
Folgenden: sonstige unabhéngige Verwaltungsbehérden) aufgeldst.
Die Zustandigkeit zur Weiterfihrung der mit Aflaies 31. Dezember
2013 bei diesen Behdrden anhéngigen Verfahren sowie der bei den
Aufsichtsbehdrden anhangigen Verfahren Uber Vorstellungen (Art.
119a Abs. 5) geht auf die Verwaltungsgerichte tber; dies gilt auch far
die bei sonstigen Behoérden anhéngig¥erfahren, in denen diese
Behorden sachlich in Betracht kommende Oberbehdrde oder im


https://www.ris.bka.gv.at/BgblAltDokument.wxe?Abfrage=BgblAlt&Bgblnummer=1/1930
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2016_I_106
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2016_I_106
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2012_I_51
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Instanzenzug Ubergeordnete Behdrde sind, mit Ausnahme von
Organen der Gemeinde

[ ...]
Anlage
Aufgeldste unabhéngige Verwaltungsbehérden
A. Bund
[ ...]
26. Unabhéngiger Umwtdenat gemald 8 1 Abs. 1 des Bundesgesetzes
Uber den Umweltsenat (USG 2000), BGBI. | Nr.*114;

5. Charta der Grundrechte der Europaischen Uni@RC):

Art. 37 GRC lautet:
. Arti kel 37

Umweltschutz

Ein hohes Umweltschutzniveau und die Verbesserung der Umweltqualitat missen
in die Politiken detnion einbezogen und nach dem Grundsatz der nachhaltigen
Ent wicklung sichergestellt werden.*®

6. Bundesverfassungsgesetz Uber die Nachhaltigkeien Tierschutz, den um
fassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wassaend Lebensmittelver
sorgung und die Forschun®VG Nachhaltigkeit):

88 1 bis 3 des BVG NachhaltigkBi&BI. | Nr. 111/2018uten:

.8 1. Die Republik Osterreich (Bund, Lander und Gemeinden) bekennt sich zum
Prinzip der Nachhaltigkeit bei der Nutzung der natirlichen Ressourcen, um auch
zukunftigen Generationen besfigliche Lebensqualitat zu gewahrleisten.

§ 2. Die Republik Osterreich (Bund, Lander und Gemeinden) bekennt sich zum
Tierschutz.

§ 3.(1) Die Republik Osterreich (Bund, Lander und Gemeinden) bekennt sich zum
umfassenden Umweltschutz.

(2) Umfassender Umwelthutz ist die Bewahrung der nattrlichen Umwelt als
Lebensgrundlage des Menschen vor schadlichen Einwirkungen. Der umfassende
Umweltschutz besteht insbesondere in Malihahmen zur Reinhaltung der Luft, des
Wassers und des Bodens sowie zur Vermeidungvon §f6eun  dur ch Lar m. *

7. Niederosterreichische Landesverfassung 19R&® LV 1979

Art. 4 Z 2 und Z 3 d&O LV 1979,GBI. 000D idF.LGBI. 00021, samt Uberschrift lautet:


http://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2013_I_111
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblNO&Gliederungszahl=0001-0
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblNO&Gliederungszahl=0001-21
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LArtikel 4
Ziele und Grundsatze des staatlichen Handelns

[ ...]
2. Lebensbedingungen:

Das LandNiederosterreich hat in seinem Wirkungsbereich dafiir zu sorgen, dass
die Lebensbedingungen der niederdsterreichischen Bevihg in den
einzelnen Gemeinden und Regionen des Landes unter Bertcksichtigung der
abschatzbaren, wirtschaftlichen, sozialen undtlrellen Bedurfnisse gewéahr
leistet sind. Dabei kommt der Schaffung und Erhaltung von entsprechenden
Arbeits und Sozialbedingungen, der grundsatzlichen Anerkennung und
Erhaltung des Sonntages als Tag der Arbeitsruhe, der bestméglichen Sicherung
der gesudheitlichen Versayung sowie ausreichenden Wohnmdoglichkeiten,
dem Schutz und der Pflege von Umwelt, Natur, Landschaft und Ortsbild
besondere Bedeutung zu. Wasser ist als Lebensgrundlage nachhaltig zu sichern.
Dem Klimaschutz kommt besondere Bedeutung zu.

3. Wirtschaft:

Das Land Niederdsterreich hat die Entfaltung der Wirtschaft unter Berlck
sichtigung sozialer, 6kologischer und regionaler Notwendigkeiten zu fordern.

[ 4]
8. Luftfahrtgesetz (LFG):

Die hier relevanten Bestimmungen des LBGBI. Nr. 253/1957dF.BGBI. | Nr. 80/2016
lauten auszgsweise:

.4. Tell
Flugplatze
1. Abschnitt
Gemeinsame Bestimmungen
Flugplatze

8 58. (1) Flugplatze sind Landder Wasserflachen, die zur standigen Benitzung
fur den Abflug und fur die Landung von Luftfahrzeugen bestimmt sind (Landflug
platze,Wasserflugplatze).

(2) 8 128 des Wasserrechtsgesetzes 1959, BGBI. Nr. 215/1959, bleibt von den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes unberihrt.

(3) Land oder Wasserflachen durfen fur standige Abflige und Landungen von
Luftfahrzeugen nur benttzt werden, wenvon der zustandigen BehOrde eine
ZivilflugplatzBewilligung gemal 8§ 68 erteilt worden ist.

Bodeneinrichtungen

8 59. Bodeneinrichtungen sind Bauten, Anlagen und sonstige ortsfeste
Einrichtungen, die sich auf Flugplatzen befinden und deren Nutzung zum
uberwiegenden Teil fir den ordnungsgemafien Betrieb eines Flugplatzes notwendig


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1957_253_0/1957_253_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2016_I_80
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oder zweckmaRig ist. Flugsicherungsanlagen gemall 8 122 gelten nicht als
Bodeneinrichtungen.

Zivilflugplatze und Militarflugplatze

8 60.Militarflugplatz ist ein Flugplatz, dessegritung in den Wirkungsbereich des
Bundesministers fiir Landesverteidigung fallt. Alle Ubrigen Flugplatze sind
Zivilflugplatze.

[ ...]
2. Abschnitt
Zivilflugplatze

ZivilflugplatzBewilligung

8 68. (1) Zivilflugplatze dirfen nur mit einer Bewilligung betriebeerden
(ZivilflugplatzBewilligung). Das gleiche gilt fir jede Anderung des bescheidméaRig
festgelegten Betriebsumfanges eines Zivilflugplatzes.

[ -]
Voraussetzungen der Zivilflugplaewilligung
§ 71.(1) Die ZivilflugplatBewilligung ist zu erteilerwenn

a) das Vorhaben vom technischen Standpunkt geeignet und eine sichere
Betriebsflihrung zu erwarten ist,

b) der Bewilligungswerber verla3lich und zur FiUhrung des Betriebes
geeignet ist,

c) die finanziellen Mittel des Bewilligungswerbers die Erfulludey aus
diesem Bundesgesetz fur den Flugplatzhalter sich ergebenden Verpflich
tungen gewahrleisten, und

d) sonstige offentliche Interessen nicht entgegenstehen.

(2) Voraussetzung fur die Erteilung der ZivilflugpBervilligung eines 6ffentlichen

Flugfeldes ist aul3erdem, daf} ein Bedarf hieflr gegeben ist. Flugh&fen dirfen nur
bewilligt werden, wenn ihre Errichtung im offentlichen Interesse gelegen ist. Ein
Flughafen ist insbesondere dann nicht im o6ffentlichen Interesse gelegen, wenn

a) er von einem bereitdewilligten und in Betrieb befindlichen Flughafen
weniger als 100 km in der Luftlinie entfernt ist und geeignet ware, dessen
Verkehrsaufgaben zu gefahrden, und

b) der Unternehmer dieses bereits bestehenden Flughafens in der Lage und
gewillt ist, binnen sehs Monaten die fur den geplanten Flughafen in
Aussicht genommenen Aufgaben selbst zu Gbernehmen.

Betrieb von Zivilflugplatzen
875 ...]
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(5) Halter offentlicher Flugplatze durfen den FlugpBétrieb nur mit Bewilligung
der zur Erteilung der ZiflugplatzBewilligung zustandigen Behorde einstellen
(Betriebspflicht). Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn dem Zivilflugplatzhalter die
Weiterfuhrung des Betriebes nicht mehr zugemutet werden kann oder wenn an der
Weiterfuhrung des Betriebes kein offiéiches Interesse besteht

[.]

SicherheitszonerV/erordnung

§ 87.(1) Die Sicherheitszone ist bei Flughafen vom Bundesminister fur Verkehr,
Innovation und Technologie, bei Flugfeldern von der Bezirksverwaltungsbehorde
und bei Militarflugplatzen vom Bundesnister fir Landegerteidigung in dem fur
die Sicherheit der Abflugund Landebewegungen erforderlichen Umfang durch
Verordnung festzulegen (Sicherheitszonéerordnung), wobei die Rechte Dritter
nicht weitergehend eingeschrankt werden dirfen als in dggmald § 72 Abs. 1 lit.

b beziehungsweise § 83 Abs. 1 vorgesehenen Ausmall.

[ .

(10) Die Sicherheitszonererordnung ist aufzuheben, wenn die Sicherheitszone fir
die Sicherheit der Abflugind Landebewegungen nicht mehr erforderlich ist.

[ .

Ersichtlichmachung im Grundbuch

8§ 90.Die Behdorde, welche die Sicherheitszonenverordnung erlassen hat, hat dem
Grundbuchsgericht bekannt zu geben, welche Grundsticke in der Sicherheitszone
liegen. Das Grundbuchsgericht hat bei diesen Grundsticken dieh@iigjeeit zur
Sicherheitszone von Amts wegen ersichtlich zu mac¢hen.

Klimaschutzgesetz (KSG):

Das Bundesgesetz zur Einhaltung von HochstmerganTreibhausgasemissionen und zur

Erarbeitung von wirksamen Maflinahmen zum Klimaschutz (Klimaschutzgdcg( BGBI. |
Nr. 106/2011idFBGBI. | Nr. 128/201autet:

LZiel

§1. Dieses Bundesgesetz soll eine koordinierte Umsetzung wirksamer Mal3
nahmen zum Klimaschutz ermdglichen

MalRnahmen

8§ 2. MalRnahmen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind solche, die eine mess
bare, berichtbare und Uberprifbare Verringerung von Treibhausgéssionen
oder Verstarkung von Kohlenstoffsenken zur Folge haben, die in der- dster
reichischen Treibhausgasinventur geméald den geltenden voélkerrechtlichen und
unionsrechtlichen Berichtspflichten abgebildet werden. Darunter fallen hoheitliche
und privatwirtschaftliche Malinahmen des Bundes und der Lander.


https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007500
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007500
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2011_I_106
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2011_I_106
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2015_I_128
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Aufteilung der festgelegten Héchstmengen vonellshausgasemissionen,;
Verhandlungen zur Erarbeitung von Mal3inahmen

83. (1) Die gemafd volkerrechtlichen oder unionsrechtlichen Verpflichtungen
fur die Republik Osterreich geltenden Héchstmengen von Treibhausgasemissionen
werden gemalR den Anlagen festgeleddie Hochstmengen kénnen auch auf
Sektoren aufgeteilt festgelegt werden.

(2) Zur Erarbeitung von MalRhahmen zur Einhaltung der Héchstmengen in den
jeweiligen Sektoren haben Verhandlungen stattzufinden. In den Verhandlungen
sind insbesondere Malinahmenmdogkeliten in den folgenden Bereichen zu
bertcksichtigen: Steigerung der Energieeffizienz, Steigerung des Anteils erneuer
barer Energietrager am Endenergieverbrauch, Steigerung der Gesamtenergie
effizienz im Gebaudebereich, Einbeziehung des Klimaschutzes Radmplanung,
Mobilitatsmanagement, Abfallvareidung, Schutz und Erweiterung nattrlicher
Kohlenstoffsenken sowie ©Okonomische Anreize zum Klimaschutz. MaRnahmen
kobnnen auch in Form von mehrjahrigen MalRnahmenprogrammen sowie als
gemeinsame Maflahmen der @bietskorperschaften ausgearbeitet werden. Die
Verantwortlichkeit zur Fihrung von Verhandlungen in den jeweiligen Sektoren
obliegt den analog zu den Klimastrategien 2002 und 2007 zustéandigen Bundes
ministern, subsidiar den gemaf Bundesministerienge$@8 (BMG), BGBI. N6
in der jeweils geltenden Fassung zustandigen Bundesministern. Die Verhandlungen
sind jeweils einen Monat nach Vorliegen eines Vorschlags des Bundesministers fur
Land und Forswirtschaft, Umwelt und Wasseirtschaft gemall 8 Abs3
aufzunehmen. Die Verhandlungen sind jeweils innerhalb von neun Monaten vor
Beginn eines Verpflichtungszeitraums, das ist fur den Verpflichtungszeitraum 2013
bis 2020 der 31Marz 2012, abzschlieRen. Bei Uberschreiten der geman vélker
rechtlichen oder uionsrechtlichen Verpflichtungen fiir die Republik Ostésh ab
dem Jahr 2013 geinden Hochshengen von Treibhausgamissionen sind auf
Basis einer EWdgierung der gesetzten Malinahmen umgehend weiterehded
lungen Uber die Starkung bestehender od@@nflihrung zusatzlicher MaBhmen zu
fuhren. Diese Verhandlungen sind jeweils binnen sechs Monaten abzuschlief3en.

(3) Das Ergebnis der Verhandlungen gemal} Alst. gesondert festzuhalten.
Die festgelegten MalRnahmen sind umgehend umzusetzen.

(4) Der Budesminister fur Landund Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt
schaft hat dem Nationalen Klimaschutzkomitee4j8iber den Ausgang der Ver
handlungen gemaR Ab2. und die festgelegten Mallnahmen gemalR Abszu
berichten.

Fortschrittsbericht

§ 6. Uber denFortschritt bei der Einhaltung der gemaf @bs.1 festgelegten
Hochstmengen von Treibhausgasemissionen hat der Bundesminister fiw wrahd
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft dem Nationalrat sowie dem
Nationalen Klimaschutzkomitee jahrlich emschriftlichen Bericht vorzulegen. Der
Bericht ist nach Sektoren gemald den Anlagen zu untergliedern.

KlimaschutzVerantwortlichkeitsmechanismus

§ 7. Die Verantwortlichkeiten im Falle eines Uberschreitens der gemaf volker
rechtlichen oder unionsrechtlichen Verpflichtungen fiir die Republik Osterreich ab
dem Jahr 2013 geltenden Hochstmengen von Treibhausgasemissionen sind in einer
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gesonderten Vereinbarung festzuhalten. Fir den Verpflichtungszeitraum 2008 bis
2012 fallen fir ¢ Bundeslander keine finanziellen Verpflichtungen im Falle der
Uberschreitung der in der Anlage 1 festgelegten Hochstmengen von Treibhaus
gasen an. Allfallige Verpflichtungen des Bundes im Falle der Uberschreitung der in
der Anlage 1 festgelegten Hochstngeen von Treibhausgasen sind unter Einhaltung
des jeweils geltenden Bundesfinanzrahmengesetzes zu bedecken.

[ ..]

Anlage 2
Jahrliche Hochstmengen von Treibhausgasemissionen nach Sektéienden
Verpflichtungszeitraum 2013 bis 202 Millionen Tonnen Kohlenstoffdioxid
aquivalent (berechnet nach den 2006 IP&ichtlinien flr Nationale Treibhaus
gasinventuren)

Sektor 2013 | 2014 | 2015 | 2016 | 2017 | 2018 2019 | 2020

Abfallwirtschaft 3,1 3,0 3,0 29 2,9 2,8 2,8 2,7

CRFSektoren 1Al4
—other fuels; und 6

Energieund 7,0 6,9 69 |68 |67 6,6 6,6 |65
Industrie  (Nicht
Emissionshandel)

CRFSektoren 1Al
(abzuglich 1Ala-
other fuels), 1A2
1A3e, 1B, 2A, 2E
2C, 2D, 2G und 3

Fluorierte Gase 2,2 2,2 2,2 2,2 2,1 2,1 2,1 2,1

CRFSektoren 2
und 2F

Gebaude 10,0 | 9,7 94 |91 |88 8,5 82 |79

CRFSektoren 1A44
und 1A4b

Landwirtschaft 8,0 8,0 8,0 7.9 7.9 7.9 7.9 7.9

CRFSektoren 1A4q
und 4

Verkehr 223 | 223 |222 |221 | 22,0 21,9 21,8 | 21,7

CRFsektorenlA3a
(abzlglich 074))
1A3b, 1A3c, 1A3
und 1A5

Gesamtsumme 52,6 52,1 | 515 |51,0 |50,4 499 49,4 | 48,8
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1. Zur Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes:

Gemald 8§ 5 UVB 2000 in der bis 31.12.2088ltenden Fassungtte der Projektwerber/die
Projektwerberin eines Vorhabens, fur das gemaf 88 3 oder 3a eine UVP durchzufiihren ist,
bei der belangten Behdrde einen Genehmigungsantrag einzubringen, der die nach den
Verwaltungsvaschriften fur die Genehmigung des Vorhabens etéolichen Unterlagen und

die UVE in der jeweils erforderlichen Anzahl enthalt. Gemaf § 40 Abs. 1 dieses Gesetzes war
der Umweltsenat Berufungsbehérde und sachlich in Betracht kommende Oberbehdrde in
diesen Angelegdreiten.

Gemald Art. 151 Abs. 51 Z 8/BidF. der Verwaltungsgerichtsbarkelwovelle 2012, BGBI. |

Nr. 51/2012, iVm. Z 26 der Anlage zu diesem Bundesgesetz wurde der Umweltsenat mit
01.01.2014 aufgelost. Die Zustandigkeit zur Weiterfihrung der mit Ablauf des 31.12.2013
anhangigen Verfahren wuedden Verwaltungsgerichten tbertragen.

Gemal Art. 131 Abs. 4 Z 2 lit. a iVm. 8 40 Abs. :GJ¥PB00 idF. BGBI. | Nr. 95/2013
entscheidet Uber Beschwerden gegen Entscheidungen nach demGU\B00 seit
01.01.2014das Bundesveavaltungsgericht.

Berufungendie vor dem 31.12.2013 beim Umweltsenat erhoben wurden, sind demnach von
Bundesverwaltungsgericht als Beschwerden in Verhandlung zu nehmen.

2. Zur Beschwerdelegitimation

2.1 Zur Zulassigkeit der Beschwerde des-Beschwerdefuhrers und der 23.
Beschverdefihrerin (Spruchpunkt A.1.):

Der 15.-Beschwerdefihrerat seinen ordentlichen Wohnsitz in 7212 Forclgimin, somit

etwa 45 bis 50 km vom Standort des Vorhabens entfernt. Aufgrund der Entfernung ist es von
vornherein ausgeschlossen, dass dieser Besoiefihrer von den Auswirkungen der
dritten Piste betroffen sein kann.

§ 19 Abs 1 Z 1 UMP 2000 definiert, wer als Nachbar iSd &&R000 zu qualifizieren ist. Der
Nachbarbegriff des UVB 2000 ist nicht mit der unmittelbaren Anrainerschaft zum-Vor
haben deckungsgleich, sondern setzt eine mogliche persodnliche Betroffenheit in der
geschutzten Rechtssphare voraus. Das fur die Beurteilung der Betroffenheit mal3gebende
rdumliche Naheverhdltnis zum Vorhaben wird durch den mdglichen Immissionsbereich
(VWGH 24.06.2009, 2007/05/01)1bestimmt. Nachbarschaft umfasst somit jenen


javascript:getRdbLink('ris.vwght.JWT_2007050171_20090624X00.xml')
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raumlichen Bereich, in dem zum Zeitpunkt der Genehmigung nicht ausgeschlossen werden
kann, dass es zu nachtgén Einwirkungen kommt. Das Vorhaben des Projektwerbers muss
ex ante Dbetrachtet geeignet sein, eine bestimmte Rechtsgutbeeintrachtigung
herbeizufihren. Nicht zum Immissionsbereich zahlen jene Bereiche, in denen Einwirkungen
Uberhaupt oder aus rdumlichenr@@den ausgeschlossen werden kénnen (US 03.03.2010,
8B/2009/1815 StadtPaura; VWGH 24.06.2009, 2007/05/0171VwWGH 23.09.2004,
2004/07/0055 US 08.03.2007, 9B/2005/81 StmkBgld 380kV-Leitung Il [Teil Stmk]

Die 23:-Beschwerdefiihrerin d Wnaveltipitiative Wienerwald hat si ch wahr
Auflagefrist weder als Burgerinitiatid@nstituiert, noch hat Herr WECHB8HRGER, der die
Beschwerde unterfertigt hat und fur die Beschwerdefuhrerin in der mundlichen Vehinagd

des Verwaltungsgerichts aufgetreten ist, im Verfahren der belangten Behodrde Einwen
dungen erhoben. Die 28Beschwedefuhrerin ist auch keine anerkannte Umweltorga
nisationnachdemUVB 2000. Si e i st 9a&y s LhtHabei 8anhreiben d e m a
vom 23.08.2012, somit erst nach Erlassung des angefochtenen Bescheides, gegen das
Vorhaben der dritten Piste aufgeten. Der VwWGH hat mit seinem Erkenntnis vom
17.02.2016, Ro 2016/04/0001, bereits ausgechen, dass nur einer gemafl § 19 Abs. 7

UVRG 2000 anerkannten Umweltganisation Parteistellung zukommt.

Die Beschwerden des 1Beschwerdefuhrers und der 2Beshwerdefuhrerin sind daher
mangels Parteistellung zuriickzuweisen. Dieses Ergebnis andert sich auch nicht durch das
Urteil des EuGMom 15.10.2015, Rs137/14,Kommission gegen Deutschlamth bei diesen
Beschwerdefuihrern nicht davon auszugehen ist, dass es i ¢ hdie betmoffepe

m¥T F Sy ( iSAdidsei Bntscieidung handelt.

2.2. Zur Zulassigkeit der Ubrigen Beschwerden:

Die Erstbeschwerdefiihrerinist eine mit Bescheid des Bundesministdis Land und
Forstwirtschaft, Umwelt und WasserwirtschgBMLFWV) anerkannte Umwelt@yanisation

nach 819 Abs. 7 UM 2000. Das Vorhaben soll im Bundesland Nigsterreich errichtet
werden, welches sich somit im Tatigkeitsbereich dieser Umweltorganisationen befindet. Die
in offener Frist eingebrachte Beschwerdezslassig.

Die Zweit, die Funft und Sechst sowie die Acht bis ElftBeschwerdefuhrerinnensind
Blrgeinitiativen, die sich in Entsprechung der Vorgaben des 8§ 19 Abs. 4GUX0®0
(mindestens 200 datierte Unterschriften mit Name, Gebdiatsim, Anschft, Unterstitzung

einer konkreten Stellungnahme zum Vorhaben) gebildet haben. Die rechtmallige Entstehung
aller Burgerinitiativen wurde durch die belangte Behorde bestatigt. Die in offener Frist
eingebrachten Beschwerden sind zulassig.


javascript:getRdbLink('ris.vwght.JWT_2007050171_20090624X00.xml')
javascript:getRdbLink('ris.vwght.JWT_2004070055_20040923X00.xml')
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Eine nach UMB 2000rechtméaldig zustande gekommene Birgerinitiative sowie eine nach
UVRG 2000 anerkannte Umweltorganisation hat Parteistellung im -G¥fRehmigungs
verfahren und ist berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften, nicht aber
sonstige offentliche Intergsen, als subjektives Recht geltend zu machen. Voraussetzung fir
die Parteistellung der Burgerinitiative ist, dass sie wahrend der Auflagefrist geS&BSE5

UVRG 2000 eine Stellungnahme abgegeben hat, die von mindestens 200 Personen, die in
der Standotgemeinde oder den Nachbargeinden zum Gemeinderat wahlberechtigt sind,
unterstitzt wird. Dies ist bei den oben angefiihrten Beschwerdefihrerinnen der Fall.

Die ZwolftBeschwerdefiihrerin (die Stadt Wierf)at als Nachbargemeinde (8 19 Abs. 1 Z 5
iVm Abs.3 UVPG 2000) rechtzeitig Einwendungen erhoben. lhre in offener Frist einge
brachte Beschwerde ist zulassig.

Bei den Ubrigen Beschwerdefiihrerfes handelt sich um nattrliche Personen) kann es im
Hinblick auf das Urteil des EuGH 15.10.20¢837/14, dahingestellt bleiben, ob diese
rechtzeitig Einwendungen im Verfahren der belangten Behdrde erhoben haben (vgl. auch
zuletzt BVwWG 06.04.2016, W193 20067620berinntal Gemeinschaftskraftwerk, \W/ABei
ihrem Vorbringen ist auch denkbar von einer subjektiven Betroffenheit auszugehen. Ihnen
kommt als Michbarn bzw. Nachbarinnen Parteistellung iS des 8§ 19 Abs. 1 ZG QD zu.

3. Feststellungen und Beweiswurdiguraym Vorhaben(Spruchpunkt B:)

3.1. ZumUmfang des Vorhabens:

Es wird festgestellt, dassad Vorhaben debeidenmitbeteiligten Parteierdritte Pistesamt
Verlegung der Landesstra3el8, die oben unter Punkt I.1. aufgelisteten Vorhabensteile
umfasst

Der Standort des Vorhabens soll sich tUber Bereiche der Gemeindegebiete von Fischamend,
KleinNeusiedl, Rauchenwarth, Schwadorf und Schwechlld im Verwaltungsbezirk Wien
Umgebung erstrecken.

Dies ergibt sich augen Einreichunterlagen.
3.2. Zum Bedarf bzw. zur Prognose der Flugbewegungen:

Von verschiedenen Beschwerdefliimewird vorgebracht, ebestehe kein Bedarf an einer
weiteren Piste af dem Flughafen Wien. Die Flugbewegungszahlen seien ricklaufig.


http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?docid=169823&doclang=de
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20160406_W193_2006762_1_00/BVWGT_20160406_W193_2006762_1_00.pdf
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3.2.1. Das Bundesverwaltungsgericht stellt fest, dass der Flughafen Wien im bestehenden
ZwetPistensystem voraussichtlich im Jahr 2025 ohne Bau einer weiteren Piste seine Kapa
zitatsgrenze aeichen wird.

3.2.2. Angaben zum Bedarf durch die erstmitbeteiligte Partei:

Der Genehmigungsantrag derstmitbeteiligten Partewird mit dem steigenden Bedarf an
Flugbewegungefegrindet. Dazu wirdron dererstmitbeteiligten Partezur Verkehrspre

gnose ausgefuhrt (Dokument 30.03. Verkehrsentwicklung FH Wien vom 15.2.2007), diese
basiere auf einem 6konometrischen Prognddedell, welches im Jahr 1995 gemeinsam mit
einem Betreiber von sieben britischen Flughafen erstellt worden sei. Dieser Betseiba&ls
Berater herangezogen worden, da er langfristige Erfahrung mit der Erstellung und Nutzung
von Prognosemodellen habe.

Die erstmitbeteiligte Parteilegte in der UVElen steigenden Bedarf in verschiedenen
Dokumenten néher dar:
- Dokument 30.03. Verkehestwicklung FH Wien vom 15.2.2007 (als Verfasser ist die
erstmitbeteiligte Parteangegeben);
- Dokument 30.35. Verkehrsentwicklung FH Wien vom Okt. 2009 (von INTRAPLAN
Minchen verfasst);
- Dokument 30.36. FlugverkehrsentwicklurgZuteilung der Flugbewegungeauf
Flugrouten vom 5.7.2010 (von INTRAPLAN Munchen verfasst);
- TeikGA Flugverkehrsprognose fiir di® N.-Reg vom 30.11.2010 von Uxitvof. Dr.
Johannes REICHMUTH vom DLR (Deutsches Zentrum finduRaumfahrt);
- Beilage zur VStSie \terEhrsentivizklundgRréughafen,Wien von 2009
(von INTRAPLANNH fand im Aug/Sep 2011 statt.

3.2.3. Bedarfsprifung durch die belangte Behdrde:

Von der belangten Behorde wurde zur Frage des Bedarfs ekGAeilom 30.11.2010 von
Univ-Prof. Dr. REICHMUEthgeholt.

Dieses kommt zum Ergebndass das von INTRAPLAN verwendete Prognosemodell geeignet
sei, um in hinreichender Form Eingangsdaten bereitzustellen, die furfolgehde Unter
suchungen zu den unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen eines Ausbaus des
Flughafens Wien bendtigt werden. Details des Prognosemodells blieben diskussionswurdig,
wobei es sich aber um Fragestellungen handle, die Gegenstand der aktuellen Forschung
seienund daher nicht abschliel3end geklart werden kénnten. Die Prognosepramissen, die als
Eingangsgrol3en fir das Prognosemodell mal3geblich die Prognoseergebnisse determinieren,



-4 1

wirden sich in einem realistischen Rahmen bewegen. Wenngleich sie vom Prognostiker
nicht immer naher begrindet seien, seien sie dennoch nachvollziehbar, wie eigene
Recherchen des Gutachters ergeben héatten. Die Prognosepramissen jedoch, dass der
Flughafen Wien einen Status als Htloghafen zweiter Ordnung weiterhin beibehalte, stelle
eine risikobehaftete Hypothese dar. Denn die unterstellte Konsolidierung der Fluggesell
schaften und Luftverkehrsallianzen kénne auch zu einer Konzentration deFldgbéafen in

den er Allianzen fuhren. Insgesamt konnten die Prognoseergebnisse als plausiesh in
Sinne bezeichnet werden, dass die Wahrscheinlichkeit fur ihr eintreten vergleichsweise grof3
sei.

Nach Einschéatzung des Gutachters werde mit den vorgelegten Prognoseergebnissen fur das
Passagieraufkommen die Entwicklung am Flughafen Wien eher dilbemterschatzt. Grund

daflr sei zum einen das starke Wachstum der sonstigen Privatreisen, dass sich aufgrund
seiner starken Koppelung an die Wirtschaftsentwicklung ergebe, moglicherweise aber
starker von der Preisund Angebotsentwicklung im Segment derwkGostCarrier der
abhénge und damit auch schwacher ausfallen kénne. Zum anderen fiihre die schon
angesprochene Prognose Pramisse, dass der Flughafen Wien Funktion behalte, zu einem
erheblichen Verkehrszuwachs durch Umsteigeverkehr, die im Falle eineri®edgzoder

gar Einstellung der Hubfunktion wegfallen wirden. Die Ergebnisse der Flugbewegungen
Prognosen wirden als kompatibel mit der Nachfrageprognosen in der Prognose erachtet.
Die prognostizierte Zunahme der mittleren Anzahl an Passagieren pro RasBagibe
wegungen von 76 auf ca. 93 Passagiere im Jahre 2020 erscheine plausibel. Moégliche
Unsicherheiten hinsichtlich der Fortsetzung des groRen Wachstums der sonstigen
Privatreisen und des einhergehenden dynamischen Netzausbaus deCast@arrier kone

sich in niedrigeren Flugbewegungen Aufkommen als in der Prognose ausgewiesen
niederschlagen. Insgesamt erscheine die Prognoseergebnisse als Eingangsgrof3en fur die
Umweltvertraglichkeitspriifung geeignet.

Im angefochtenen Bescheid wird zur Frage der gphrsprognose (Seite 362, Kapitel 8.8.
Bedarfspriifung) wie folgt ausgefuhrt:

, Nach der Verkehrsprognose (Dok. 30. 35)
2025 bei 37 Millionen Passagieren und 415.000 Flugbewegungen. Dies entspricht
einem Wachstum geaniber 2008 von 87 % bei den Passagieren bei einer Wachs
tumsrate von durchschnittlich 3,8 % pro Jahr, und 42 % bei den Flugbewegungen,
was eine durchschnittliche Wachstumsrate von 2,1 % pro Jahr ergibt.

Ein Grof3teil des Passagierwachstums wird durch sieggende Flugzeuggrolle
beziehungsweise durch eine steigende Anzahl von Passagieren pro Flug erzielt.
Dennoch sind die Steigerungen bei der Anzahl der Flugbewegungen so grol3, dass
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im Jahr 2025 ein Kapazitatsbedarf von 100 planbaren Flugbewegungen pre Stund
besteht. Dies ist mit dem bestehenden Pistensystem nicht leistbar.

Dieses leistet heute im Regelbetrieb maximal 70 Flugbewegungen/Stunde und kann
durch Optimierungen noch maximal auf eine Kapazitat von 72 Flugbewe
gungen/Stunde gebracht werden. BereiZ020 wird eine Kapazitat von 90
planbaren Flugbewegungen pro Stunde bestehen. Dann sind 30,6 Mio. Passagiere
und 371.000 Flugbewegungen in Wien zu erwarten. Wenn keine Erweiterungs
maflnahmen in Form einer Parallelpiste erfolgen, verliert der Flughafen Wien
bezogen auf das Jahr 2020 3,3 Mio. Passagiere und 36.000 Flugbewegungen
gegenuber dem Bedarf. Im Jahr 2025 liegen die Verkehrsverluste bei 8,6 Millionen
Passagiere und 79.000 Flugbewegungen gegentber dem Bedarf. Nur mehr bis etwa
2015 kann der Flughafeni®h noch einigermaf3en marktkonform wachsen. Danach
werden die Kapazitatsengpasse immer spurbarer und fihren zu Verkehrsverlusten,
die ab etwa 2018 erhebliche AusmalRe annehmen.

Nach Einschatzung des dem Verfahren beigezogenen Sachverstandigen fur Flug
verkehrsprognose ist das Prognoseergebnis bezlglich des Passagieraufkommens
plausibel, jedoch tendenziell eher hoch eingeschatzt. Doch auch der- Sach
verstandige kommt ebenfalls zu dem Schluss, dass am Flughafen Wien jedenfalls
ein starkes Passagierwachstum ertgawerden kann.

Daraus | asst sich ein Bedarf an der dr it

Bescheid wird sodann ( Gfferitiche Int8résSen riach)

Luftfahrtgeset2; LFG wi e f ol gt ausgef dhrt:

, Das offent |l i ch edarfsgerechtenecEsveeiterung wvon éleghaferb e
besteht unabhangig davon, ob der Flughafen von einem Staat selbst oder einer
Gesellschaft des Privatrechts betrieben wird. Im zweiten Fall kann sich das
offentliche Interesse an der Erweiterung eines Flughafensgebénd mit den
unternehmerischen Interessen des Betreibers decken. Innerhalb des luftverkehrs
rechtlichen Systems, das die Erfullung einer im Interesse der Allgemeinheit
liegenden Aufgabe und Funktion an im Wettbewerb stehende Unternehmen
Uberantwortet, is es naheliegend, dass der Flughafen Wien AG die Mdglichkeit
eingeraumt werden muss, den Bedarf nach unternehmerischen Gesichtspunkten
und in Anpassung an die Bedingungen des jeweiligen Marktgeschehens zu decken.

Folgende Ziele werden als gerechtfertigdumedarfsbegriindend erachtet:

- Befriedigung der Luftverkehrsnachfrage auf dem Flughafen Wien.

- Sicherung und Starkung der Funktion des Flughafens als zentraler
Luftverkehrsknotenpunkt.

- Forderung der wirtschaftlichen Entwicklung einschlie3lich der Sicherndg
Schaffung von Arbeitsplatzen im Umfeld des Flughafens.

Der Beurteilungsgegenstand des von der Behdrde beigezogenen Prifgutachters fur
den Fachbereich Flugverkehrsprognose (Univ. Prof. Dr. Reichmuth vom DLR)
umfasst die Prognosemethodik, die Prognosepissen (Eingangsdaten) und die

Prognoseergebnisse. Das Prognosemodell wird als insgesamt adéaquat und geeignet

und die Prognoseergebnisse werden als plausibel beurteilt.

m
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Der von der Behorde beigezogene Prufgutachter bestétigt die Ergebnisse der im
Fachber cht der Firma I ntraplan Consult Gmbt
Fl ughafen Wi en’ (Sonstige Unterl agen,
Luftverkehrsnachfrage wird Uber starkes Passagieraufkommen und uUber das
Flugbewegungswachstum verdeutlicht. ®od im Fachbericht (Intraplan Consult
GmbH) eine Steigerung des Passagieraufkommens von 19,7 Mio. (Vergleichsjahr
2008) auf 30,6 Mio. (Planfall 2020) und 37 Mio. (Planfall 2025) prognostiziert. Dem
entsprechen Steigerungen von Flugbewegungen von 2932008] auf 371.000
(2020) und auf 415.000 (2025). Der von der Behorde beigezogene Prifgutachter
bezeichnet die Ergebnisse der Flugbewegungsprognose als kompatibel mit der
Nachfrageprognose. Insgesamt erscheinen dem Prifgutachter die Prognoseer
gebnisse al€ingangsgrofRen fur eine Umweltvertraglichkeitsprifung als geeignet.
Die Aussagen des Priifgutachters sind fur die Behorde nachvollziehbar und
entsprechen dem Stand der Wissenschaften. Das zu erwartendachlich
bestétigte — steigende Verkehrsaufkommen kamicht ohne eine dritte Piste
funktionsgerecht bewaltigt werden.

Die Bedeutung des Ausbaus des Flughafens Wien fur die langfristig positive
Ent wicklung der gesamt en Region wird at
Vor habens' nachvoll ziehbar dokumentiert.
derzeit mehr als 14.000 Persandeschaftigt. Die Arbeitsplatze lassen sich neben
der Flughafen Wien AG auf mehr als 200 ansassige Unternehmen wie Fluglinien,
Einzelhandelsund Gastronomiebetriebe, Speditionen, Betriebe des offentlichen
Dienstes, Dienstleistungsunternehmen, Autoverrmargen sowie Transportund
Mineral6lfirmen aufteilen. Eine grél3ere Passagierzahl zieht auch eine steigende
Anzahl an Beschaftigten nach sich. Auf eine Million Passagiere kommen ca. 1.100
Arbeitsplatze. Jede weitere Million Passagiere bewirkt im Schnitt 10300
zusatzliche Arbeitsplatze am Standort. Der Flughafen Wien sichert heute mehr als
29.000 Arbeitsplatze in der gesamtosterreichischen Wirtschaft. Die Wertschopfung,
die vom Flughafen Wien bewirkt wird, belauft sich auf 2,8 Milliarden Euro jahrlich
(Seand 2005). Bei der Umsetzung von wachstumsfordernden Projekten am
Flughafen Wien, wie es das gegenstandliche Vorhaben zweifellos ist, werden in den
nachsten Jahren dementsprechend zusatzliche Arbeitsplatze entstehen. Jeder
Arbeitsplatz am Standort bewirkteinen weiteren in der d&sterreichischen
Wirtschaft. Jeder Euro Wertschopfung, der hier erzielt wird, zieht weitere 0,9 Euro
in der Osterreichischen Volkswirtschaft nach sich. Zusatzlich leistet der Flughafen
als Anbieter von Verkehrsinfrastruktur einen waiehen Beitrag zur Dynamik der
gesamten Region. Viele Unternehmen brauchen zum Erhalt ihrer
Wettbewerbsfahigkeit weltweite Flugverbindungen. In Osterreich betrifft das rund
1.200 Firmen mit insgesamt 600.000 Beschaftigten und einer umfangreichen
Zuliefestruktur.

Zusammenfassend ist somit das 6ffentliche Interesse an der Errichtung der dritten
Piste zu bejahen. Sonstige o6ffentliche Interessen, wie die Aufrechterhaltung der
offentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit und der Schutz der Allgemeinheit,
stehen der Erteilung der beantragten Genehmigung fir die dritte Piste nicht
entgegen. *
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3.2.4. Plausibilatsprifung durch das Bundesverwaltungsgericht:

In der mindlichen Verhandlung des Bundesverwaltungsgerichtes wurde die Frage des
Bedarfs ausfuhrlich erorterv(g | . Ver handl ungsschr iBewertuBge i t e
der Prognose aus Sicht Herbst 2014 | ntr apl an 2014) .

Mit Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 13.05.2015 wurde Herr DI Heinz WIPF,
ein Mitarbeiter der schweizerischen Flugsicherungn nichtamtlichen Sachverstandigen fur
luftfahrttechnische Fragen bestellt, da dem Bundesverwaltungsgericht im Zuge der
Diskussion in der miundlichen Verhandlung die Frage des zusatzlichen Bedarfs und die dazu
vorgelegten Angaben degrstmitbeteiligten Parte bzw. der Ausfiihrungen der belangten
Behorde nicht ganzlich geklart erscheen Er wurde um die Beantwortung verschiedener
Fragen in Zusammenhang mit ddEntwicklung der Flugverkehrsentwicklung bzw.
Flugverkehrsnachfrage am Flughafen Wien ersucht. Darti@us wurdeer mit der
Untersuchundyeauftragt inwieweit sich durch die Errichtung der dritten Piste insgesamt die
Sicherheit der Luftfahrt am Flughafen Wien erhéhen wiirde.

Mit Gutachten vom 01.03.2016 fuhrte der gerichtlich bestellte Gutachter zureFday
Kapazitat zusammenfassend aus:

Im Rahmen seines Gutachtens hat der Sachverstandige die Entwicklung der Flugbewe
gungszahlen in der Vergangenheit analysiert und eine eigene Prognose der Flugbewe
gungszahlen fur das Jahr 2025 durchgefuhrt. Erganzemdenwon dem Sachverstandigen
verschiedene Zusatzuntersuchung zur Einordnung und Plausibilisierung der Ergebnisse
durchgefuhrt.

Er kommt zun Ergebnis, dass das bestehende ZRistersystem langerfristig die
Flugverkehrsnachfrage nicht wird aufnehmen kdnnen und daher langerfristig eine dritte
Piste bendtigt wird.

Konkret kommt die Prognose des Sachverstandigen Etgebnis, dass im Jahre 2025 mit
einer Wahrscheinlichkeit von 95 % Fleglkegungszahlen zwischen ca. 281 Tsd. und 471 Tsd.
Flugbewegungen pro Jahr auftreten werden. Als Mittelwert wird eine Zahl von ca. 364 Tsd.
Flugbewegungen pro JaAngegeben

In der von dererstmitbeteiligten Parteivorgelegten Prognose der Firmi&TRAPLAN
(Einreichunterlage 30.35 vom Oktober 2009) wird ausgefiihrt, dass im Jahre 2025 von
Flugbewegungszahlen zwischen ca. 355 Tsd. und 445 Tsd. Bewegungen bei einem Mittelwert
von ca. 415 Tsd. Bewegungen zu rechnen sei.
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Im Vergleich der Mittelwerte weist die &gnose degerichtlich bestellterSachverstandigen

DI WIPFzwar geringere Flugbewegungszahlen aus, doch liegen die von Intraplan angege
benen Flugbewegungszahlen vollstéandig innerhalb des vom GutdahiéiPFangegebenen

95 % Vertrauensintervalls. Dgerichtlich bestellteSachverstandig®l WIPFbestatigt somit
grundsatzlich die in der Einreichunterlage 30.35 vom Oktober 2009 enthaltene Prognose der

Flugbewegungszahlen.

Erganzend weist degerichtlich bestelltéeSachverstandigPI WIPF auf folgende Aspekitn:

Kurzfristig kénnen sich starkere Schwankungen der jahrlichen Flugbewegungszahlen
sowie Abweichungen vom generellen Trend ergeben.
- Der Flughafen Wien hat in der Vergangenheit bereits zumindest an einzelnen Tagen
an der Kapazitatgenze gearbeitet. Ath wenn sich seitdem ein leichter Riickgang
der Flugbewegungszahlen ergeben hat, ist doch die Kapazitatsreserve des Flughafens
Wien als relativ gering einzustufen.
-  Der Anstieg der Passagierzahlen ist sowohl am Flughafen Wien als auch im gesamten
EUBereichungebrochen.
- Der gerichtlich bestellteSachverstandig®l WIPF sieht sich in seinen Ebogéssen
auch durch andere Studien gestitzt. So gehen auch andere namhaften Studien von
steigenden Passagierzahlen und lamgstig auch steigenden Flugbewegungdeah
aus(DKMA, Global Traffic Forecast 2612034,IATA Air Passenger Forecast Shows
Dip in Longlerm Demand, 26.11.2015; Airbus Global_Market_Forecast -2039.
Besonders hervorgehoben sei die fur das BMVIT erstellte und bereits in das
Verfahren eingdaf h r t e  Austtad Awatiory Sector in the Context of Austrian
Business Locatibn von St eer, Davis wund Gl eave,
Situation inOsterreichbeschaftigt. In dieser Studie wird ausgefihrt, dass langerfristig
eine Abnahme der Flbgwegungen nur dann zu erwarten sei, wenn der Flughafen
seine HubFunktion komplett verlére, was allerdings fur nicht sehr wahrscheinlich
gehalten wird. (Zusammenfassung und Kapitel 7.17 ff). Auch wird in der Studie
hinsichtlich der Kapazitat ausgefuhrta(b | e 6 . 9. Runway fallsad peaki e
times* s ei

Im Zuge des Parteiengehdors zum Gutachten von WIPF brachten verschiedene
Beschwerdefiihrevor, aus diesem sei nicht ein zunehmender Bedarf abzuleD&zu legten

sie eine Stellungnahme vadniv-Prof. Dr. MACOUN, TU Wievpm 17.05.2016vor. Im
Gegensatz zungerichtlich bestelltenSackerstandigenDI WIPF kommt Univ-Prof. Dr.
MACOUNzum Ergebnis, dass fur die Zukunft eher von einer Stagnation der Flugbewegungen
oder einer nur geringen Steigeruagiszugehen sei, so dass die Kapazitat des bestehenden
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ZwetPistersystem ausreichend sei, um den in der Zukunft zu erwartenden Flugverkehr am
Flughafen Wien abzuwickeln. Dies gelte auch fur den Aspekt der Auslastung in den-Spitzen
stunden.

Zur Begrundungerweist Univ-Prof. Dr. MACOUNzum einen auf die in den letzten Jahren
tendenziell sinkenden Flugbewegungszahlen hin. Zum anderen weist er darauf hin, dass sich
die Entwicklung der in der Vergangenheit aufgetretenen Flugbewegungen besser durch
einen logaithmischen Trend abbilden lie3en als durch den vgarichtlich bestellten
SachverstandigenDl Wipf unterstellten exponentiellen Trend. Wirde man einen
logarithmischen Trend unterstellen und hieraus fur die Zukunft extra polieren, so wirde sich
eine deutlid geringere Steigerung der Flugbewegungszahlen ergeben.

Insgesamt sei davon auszugehen, dass die Flugbewegungszahlen auch im Jahre 2025 unter
dem Niveau der Flugbewegungen des bisherigen Spitzenjahres 2008 bleiben. Auch in Bezug
auf den Verkehr wéhrend deSpitzenstunden siehtniv-Prof. Dr. MACOUNausreichend
Reserven. Seinen eigenen Abschatzungen zu Folge ist die Verkehrsmenge in den
Spitzenstunden in den letzten Jahren tendenziell eher gesunken. Auch im Vergleich zur
Kapazitat von Flughafen wie Mincheder Zirich sieht er ausreichende Kapazitaten.

Insgesamt liestUniv-Prof. Dr. MACOUNaus der Entwicklung der Flugbewegungszahlen
einen Trend zur Sattigung ab. Derartige Sattigungseffekte wirden sich auch bei dem
motorisierten Individualverkehr zeigen. Saeige die Entwicklung des Wachstums der
Motorisierungsgrade in Osterreich ebenfalls einen negativen Trend.

Dartber hinaus Ubtniv-Prof. Dr. MACOUNgrundsatzliche Kritik an der voigerichtlich
bestellten Sachverstandigerdl WIPF verwendeten Prognosemetlik. Sowohl die vom
SachverstandigerDl WIPF favorisierte Trendanalyse als auch die ebenfallsr vbm
betrachtete BoxJenkindMethode seien kein probates Mittel zur Verifizierung langfristiger
Flugverkehrsprognosen.

Mit Schreibenvom 22.04.2016 hat die Projektwerberin eine Stellungnahme der Firma
INTRAPLARUM Gutachten des SachverstandigehWIPFeingereicht. In dieser wird zum
einen darauf hingewiesen, dass bereits in der mindlichen Verhandlung auf eine verzégerte
Entwicklung @r Flugbewegungszahlen hingewiesen wurde und die in der Einreichunterlage
30.35 ermittelten Flugbewegungszahlerst mit einem Zeitverzug von funf bis aclghren

zu erwarten seien. Insofern hétte die neuerliche Prognose des SachverstabdMygRFden

in der mundlichen Verhandlung vorgetragenen Sachverhalt vollumfanglich bestatigt. Zum
anderen wird in der Stellungnahme ein Vergleich der Entwicklung der Anzahl der
Flugbewegungen und der Anzahl der beftérderten Passagiere vorgenommen. Hieraus sei
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erkembar, dass trotz stagnierender oder sogar sinkender Flugbewegungszahlen die Anzahl
der beférderten Passagiere permanent steigt. Als Grund hierfur wird angegeben, dass die
Airlines vermehrt kleinere Flugzeuge durch grof3ere Flugzeuge mit entsprechend @rhohte
Fluggastkapazitat ersetzt hatten.

Aus denvorgelegten Gutaclen und Stellungnahmerst dasBundesverwaltungsgericraur
Ansichtgekommen dass die Diskussion der Flugbewegungszahlen nicht losgeldst von der
Entwicklung der Passagierzahlen gefuhrt werdanrk da die Flugbewegungszahlen nur eine
Folge des Fluggastaufkommesiad (der zahlenmalig geringe Anteil des Frachtverkehrs am
Flughafen Wien kann bei dieser Erdrterung vernachlassigt werden).

Es ist fur dag8undesverwaltungsgericht offensichtliclassdas Paradoxon aus steigenden
Fluggastzahlen und sinkenden Flugbewegungszahlen urséchlich mit eigedRéung der

zum Transport eingesetzten Flugzeuge einhergeht. Aus grutidb&tz Erwagungen heraus

ist allerdings nicht zu erwarten, dass jeglichegBhststeigerung durch den Einsatz noch
grolerer Flugzeuge vollstandig kompart werden kann. Sofern die stetige Zunahme der
Flugpassagierzahlen anhalt, ist daher langerfristig auch von einer Steigerung der
Flugbewegungszahlen auszugehen.

Anhaltspunkte dfiir, dass die Fluggastzahlen in Zukunft nicht mehr steigen, wurden von
keiner Seite vorgelegtniv-Prof. Dr. MACOUNweist zwar darauf hin, dass das Wachstum

an Flugpassagierzahlen im Jahre 2015 nur nocW4ll®trug, doch emspricht dies absolut
geseha einer Zunahme der Passagiere um ca. 300 Tsd. pro Jahr. Die jahrliche Steigerung ist
somit grof3er, als das gesamte jahrliche Fluggastaufkommen der letzten Jahre am Flughafen
Klagenfurt(vgl. Statistik Austria, Komn®eller Luftverkehr auf dsterreichiseh Flughafen
gegliedert nach Flugbewegungen, Fluggéasten, 20d@4, Erstellt am 30.04.2015).

Die Steigerung der Anzahl der Flugpassiere ergibt sich dabei sogar vor dengrdimder
sinkender Transferpassagierzahlen. Hieraus folgt, dass die SteigeruriRpskagierzahlen
ursachlich eine Folge des gesteigertmiginaren Passagigkufkommensist (vgl. Flughafen

Wien AG, Geschaftsbericht 2015 sowie Tabelle auf Seite 8 in Stellunghatimerof. Dr.
MACOUN Es ist somit die Nachfrage nach Fligen durchBaxbdlkerung aus der Region
Wien sowie durch Besucher der Region Wien, welche die Anzahl der Passagiere und damit
letztlich auch die Anzahl der Flugbewegungen steigen lasst.

Hinsichtlich des Verfahrens zur Prognose von Entwicklungen in der Zukunft Barcdes
verwaltungsgerichgrundsatzlich der Ansicht, dass es derzeit keine Methode gibt, mit der
sich die Entwicklung in der Zukunft mit 2pfbzentiger Sicherheit voraussagen lasst. Jedes
angewendete Verfahren weist besonderen Starken und Schwachen aafein kommt es
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wesentlich darauf an, die Ergebnisse einer fachlich kritischen Wurdigung zu unterziehen.
Insofern vermag das Gericht auch den Einwand Waiv-Prof. Dr. MACOUN, dass die Ent
wicklung der Flugbewegungszahlen in der Vergangenheit besserh dwinen
logarithmischen Trend als durch den vom GutachdWIPFverwendeten exponentiellen
Trend zu beschreiben sei, nicht als entscheidenden Makel zu sehen, da eine noch so gute
Anpassung an die Vergangenheit keine Garantie dafur ist, dass eine aaf @asis
durchgefiihrte Prognose flr die Zukunft zu sichereren Ergebnissen fihrt.

Hinsichtlich der Kapazitat des bestehendeRi&tenssystems lassen die Auswertungen des
Sachverstandige DI WIPF(insbes. Abb. 8b) eine faktische Maximalauslastung bei ca. 70
Flugbewegungen pro Stunde erkennen. Wie die Abb. 8b zeigt, ist dies jedoch keine absolute
Grenze. So wurden vereinzelt auch deutlich mehr als 70 Flugbewegungen pro Stunde
abgewickelt. Die relative Seltenheit sowie die Lage im Koordisgstem lassen jexth

darauf schlie3en, dass es sich hierbei um Ausnahmesituationen handelte.

Wesentlich fur die reibungslose Abwicklung des Verkehrs ist jedoch, dass er auch unter
ungunstigen Bedingungefiissig abgewickelt werden kann. Der grof3te Teils des Flugbe
triebs an einem grofRen Flughafen wird langfristig und nach festen Zeiten geplant. Hierbei
werden von den Airlines bestimmte Einsatmd Umlaufzeiten unterstellt, die fir einen
reibungslosen Betrieb notwendig sind. Um die flughafenseitig zugesagten Kapazitéten au
unter unginstigen Randbedingungen sicherzustellen, muss daher immer eine gewisse
Reserve vorgehalten werden. Inwieweit unter Sonderbedingungen noch grof3ere Verkehrs
mengen abgewickelt werden kdnnten, ist fir die Planung des Flugverkehrs unerheblich.
Insofern kommt es auf die Frage, ob in der Spitzenstunde 70 oder,Unig-Prof. Dr.
MACOUNausfluhrt, 74 Flugbewegungen pro Stunde durchgefihrt werden kénnen, nicht an.
Wesentlich ist die Sicherstellung eines reibungslosen Betriebes auch unter unginstigen

Badingungen.

Insofern ist auch der Vergleich mit anderen Flughafen problematisch, da an jedem Flughafen
spezifische Randbedingungen zu beachten sind. Diese reichen von Einschrankungen
aufgrund der Lage der Staxind Landebahnen, den nutzbaren-Amd Abfligwegen bis hin

zu speziellen Betriebsregelungen zu bestimmten Zeiten.

Auch wenn derzeit sicherlich eine gewisse Entspannung aufgrund des Rulckgangs der
Flugbewegungen eingetreten ist, ist aus den Ausarbeitungen géeghtlich bestellten
Sachverstandigebl WIPFdoch zu erkennen, dass das bestehende Astiensystem keine
grof3en Reserven aufweist, so dass im Falle des Anziehens der Flugbewegungen, wovon nach
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Ansicht des Gerichts langerfristig auszugehen ist, zumindest zeitweilig Kapazitatsengpasse
nicht ausgeschlossen sind.

Bedacht werden muss in diesem Zusammenhang auch, dass der Flugverkehr vor allem sicher
abgewickelt werden muss. Wie dgerichtlich bestellteSachverstandig®I| Wipf in seinem
Gutachten ausgefluhrt hat, wirken sich Kapazitatsengpassénstig auf die Sicherheit des
Flugverkehrs aus. Insofern ware aus Sicherheitsaspekten winschenswert, wenn die
Kapazitat nicht bis zum Letzten ausgenutzt werden wirde.

3.3 Zur Standortverbesserung der Ostregion und Versorgung mit Verkehrdra-
struktur:

Das Bundesverwaltungsgericht stellt fest, dass der Flughafen Wien durch den Bau der dritten
Piste durch zusétzliche und direkte Flugverbindungen attraktiver wird. Der Standort Wien
bzw. die Osterreichische Ostregion bleibt dadurch fiir bereits anséssigenatitenale
Organisationen wie OPEC, UNO und andere internationalenBegmnen, als Standort fur
internationale Kongresse sowifér den internationalen Tourismus attraktiv bzw. wird die
Attraktivitat weiterhin zunehmen.

Die erstmitbeteiligte Parteiflihrte zum Vorliegen eines o6ffentlichen Interesses der dritten
Piste aus (Vorhabensbeschreibung vom 23.01.2008, Dokument 01.01 Zweck des Vorhaben,
Seite 7):

,» Weltweit hat in den | etzten Jahren sowo
die Zahl der Passage standig zugenommen, und die Prognosen weisen auf einen

stetig steigenden Bedarf hin. Dieser Trend ist auch am Flughafen Wien Schwechat
deutlich zu erkennen. Der Flughafen Wien Schwechat hat sich als Drehscheibe fur

den Flugverkehr, insbesondere fur dewWerkehr in die Wachstumsmarkte
Osteuropas etablieren und damit die Wettbewerbsfahigkeit auf dem wachsenden
Flugverkehrsmarkt sichern kénnen. Fir den Erhalt dieser Wettbewerbsfahigkeit ist

es erforderlich, auch in Zukunft den Bedarf abzudecken, insbesendech im

Hinblick auf die Anforderungen an die Qualitat und Zeit bei der Abfertigung von
Luftfahrzeugen.

Die Moglichkeiten, mit dem bestehenden Pistensystem am Flughafen Wien
Schwechat diesen steigenden Bedarf zu erfullen, sind eingeschrankt.
Steigerungsraglichkeiten bietet u.a. der Einsatz von grofReren und
leistungsfahigeren Luftfahrzeugen, wodurch ermdglicht wird, bei gleichen
Flugbewegungszahlen ein Plus an Passagieren oder Fracht zu befdrdern. Von
wesentlicher Bedeutung ist aber die Sicherung des estelgn Bedarfs an
Flugbewegungen (z.B. auch durch Hinzukommen neuer Destinationen). Hier ist
unter Berucksichtigung der Sicherheitsanforderungen die Kapazitdt des
Pistensystems eingeschrankt (sie betragt im Bestand 72 Starts oder Landungen in
der Spitzenstade).
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Als Prognosezeitpunkt wird das Jahr 2020 herangezogen. Fir diesen Zeitraum lasst
sich die relevante Wachstumsentwicklung der Luftfahrt (sowohl fir die
Bewegungszahlen, die Passagierzahlen als auch die Entwicklung von Routen) in
geeigneter undplausibler Weise abschatzen. Die Prognose des Flugverkehrs fur das
Jahr 2020 i st i m Dokument 30. 03 , Ver ke
Sonstigen Unterlagen dargestellt.

Die Untersuchungen der Verkehrsentwicklung fir den Flughafen Wien Schwechat
zeigenauf, dass mit den bestehenden PistenkapazitatesPi&enSystem) unter
Beibehaltung der international erforderlichen Servicestandards fur die
Aufrechterhaltung der Drehscheibdfunktion die Steigerungsmaoglichkeiten an
Flugbewegungen deutlich eingeschréingind. Bei steigender Ausnutzung der
Kapazitatsreserven sinken die Moglichkeiten, geeignete Umsteigerelationen
aufrecht zu erhalten. Durch die zunehmende Kapazitatsauslastung flacht das
Wachstum der Flugbewegungen daher zum Prognosezeitpunkt 2020 hificHeut
ab. Der erwartete Bedarf bzw. das Potenzial an Flugbewegungen ist jedoch deutlich
hoher. In einem den Einschréankungen eineBigensystems nicht unterliegenden
Szenario, wie es bei einemP3stenSystem der Fall ist, wirden im Jahr 2020 ca.
335.000 uftfahrzeuge starten oder landen.

Um international konkurrenzfahig zu bleiben, ist es daher erforderlich, das
bestehende Pistensystem zu erweitern. Nur so kann die nachhaltige Einwicklung des
Flughafen Wien abgesichert werden. Die Bedeutung des WachstesnEldghafen
Wien auf die langfristig positive Entwicklung der gesamten Region ist evident:

Am Standort Flughafen Wien sind schon derzeit mehr als 14.000 Personen
beschaftigt. Die Arbeitsplatze teilen sich neben der Flughafen Wien Gruppe auf
mehr als 200 ter ansassige Unternehmen wie Fluglinien, Einzelhandeld Gas
tronomiebetriebe, Speditionen, Betriebe des 6ffentlichen Dienstes, Dienstleistungs
unternehmen, Autovermietungen sowie Transpound Mineraldlfirmen auf. Eine
grolRere Passagierzahl zieht Augine steigende Anzahl an Beschéftigten nach sich.
Auf eine Million Passagiere kommen ca. 1.100 Arbeitsplatze. Jede weitere Million
Passagiere bewirkt im Schnitt ca. 1.000 zusatzliche Arbeitsplatze am Standort.

Der Flughafen Wien sichert schon heute meits 29.000 Arbeitsplatze in der
gesamtOsterreichischen Wirtschaft. Die Wertschoépfung, die vom Flughafen Wien
bewirkt wird, belauft sich auf 2,8 Milliarden Euro jahrlich (Stand 2005). Bei der
Umsetzung von wachstumsfordernden Projekten am Flughafen Wienewidas
gegenstandliche Vorhaben zweifellos ist, werden bei einer weiteren erfolgreichen
Entwicklung des Flughafen Wien in den né&chsten Jahren zahlreiche neue
Arbeitsplatze entstehen. Jeder Arbeitsplatz am Standort bewirkt einen weiteren in
der Osterreiclischen Wirtschaft. Jeder Euro Wertschopfung, der hier verdient wird,
zieht weitere 0,9 Euro in der dsterreichischen Volkswirtschaft nach sich.

Zusatzlich leistet der Flughafen als Anbieter von Verkehrsinfrastruktur einen
wesentlichen Beitrag zur Dynamik rdgeesamten Region. Viele Unternehmen
brauchen zum Erhalt ihrer Wettbewerbsfahigkeit weltweite Flugverbindungen. In
Osterreich betrifft das rund 1.200 Firmen mit insgesamt 600.000 Beschéftigte und
einer umfangreichen Zulieferstruktur.

Weiters hat das BMVIin der mindlicherBeschwerdegrhandlung des Bundeswealtungs
gerichtes die,Road Map Luftfahrt 2020vorgelegt. Dieses Dokument wurde auch mit
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Schreiben des BMVIT Schreiben vom 13.03.2015 des mit Schreiben vom 12.06.2015 dem
Bundesverwaltungsgerichiibermittelt. Es wurde im Wesentlichen auf die Judikatur im
Zusammenhang zum oO6ffentlichen | nt RoadMape des
Luftfahrt 2020 dem strategi s c h e mreicldsehera Buhdesoegierung t de
zur Entwicklung einer ldisngsfahigen und nachhaltigen Infrastruktur zur Ausrichtung des
Osterreichischen Luftverkehrs hingewiesen.

3.4. Zur Schaffung von zuséatzlichen Arbeitsplatzen:

Aus den obigen Ausfihrungen lasst sich weiters ableiten, dass es durch den Bau der dritten
Piste insgesamt zu einer direkten Zunahme an Arbeitsplatzen am Flughafen Wien selbst
kommen wird. Weiters wird es zu indirekten Arbeitsplatzeffekten durch die Steigerung des
Standortvorteils durch bessere Flugverbindungen in der gesamten &sterreichischen
Ostregon kommen.

3.5. Zur Flugsicherheit:

Das Bundesverwaltungsgericht stellt fest, dass es durch die Errichtung der dritten Piste zu
einer Verbesserung der Sicherheit der Luftfahrt kommt.

Im Gutachtendes gerichtlich bestellten SachverstandigphWIPFvom 0103.2016 wird
ausgefuhrt, dasdurch die Errichtung der dritten Piste insgesamt die Sicherheit der Luftfahrt
um den Flughafen Wien erh6lwird. Dazu wird im Gutachten ausgefuk#. 21):

., Der Fl ughafen al s Knotenpunkt i n ei ne
Hauptverkehrsstunde (iber geniigend Kapazitatsreserven verfigen. Ubersteigt
namlich der dem Netzknoten angebotene Verkehr dessen verfligbare Kapazitat,
kommt es generell zu Verspatungen, zum Abweisen des Verkehrs oder zum
Unterschreiten der Mindestabsténde nd_uftfahrzeugen untereinander. Alle drei
Effekte stehen im Widerspruch zu den Vorgaben der internationalen Zivilluftfahrt,
an welche sich die betroffenen Instanzen [Flughafen und die Flugsicherung] zu
halten haben. Die Vorgaben verlangen namlich eineesghgeordnete und rasche
Flugverkehrsabwicklung. Das heil3t aber in der Konsequenz, dass auf der Ebene der
Flugverkehrsfiihrung zuerst die prompte, der geordneten und diese der sicheren
Verkehrsabwicklung untergeordnet werden sollte. In der Praxis liegesedirei
Vorgaben zu einem nicht geringen Teil im taktischen Ermessensraum des
Kontrollpersonals, welches direkt den Luftverkehr anweist. Strategische Entscheide
zur Flughafeninfrastruktur, wie eine optimal geplante zusétzliche Piste, schaffen
deshalb mitihrer zusatzlichen Kapazitat glinstige Voraussetzungen, um taktische
Kompromisse des Kontrollpersonals wahrend der Spitzenstunde in Grenzen zu
hal ten. *®

Diesen Ausfuhrungen ist im Verfahren keine der Parteien entgegengetreten.
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3.6. Zu denEmissionen von Trbhausgaser{THG)urch die dritte Piste
3.6.1. Feststellungen zu den vom Vorhaben verursachten THG und zum Klimawandel:

Die erstmitbeteiligte Partei kann nach ihren eigenen Angaben durch verschiedene Mal3
nahmen THG im Ausmald von 4,4 kt/a £Emissionenreduzieren. Dies lie3e sich durch
zusatzliche Auflagen und Nebenbestimmungen auf insgesamt 30 kt erhdhen.

Bei Errichtung und Betrieb der dritten Piste ist durch Flugbewegungen mit einer Zunahme
von 1.175 kt/a C®Emissionen (1,17 Mio. t) zum Prognosezeamgu2025 zu rechnen. Die
THGEmissionen fir die Summe aller Quellen in Osterreich wird im Jahr 2025 voraussichtlich
65.534 kt (65,53 Mio. t) betragen. Es kommt somit durch das Vorhaben der dritten Piste bei
einem Szenario WEM (einem Szenario mit der Anregghdas keine weiteren effizienten
Mallnahmen zur Cg£Emissionsbegrenzung gesetzt werden) zu einer Zunahme aller
CQ-Emissionen in Osterreich in der Hohe von 2@Bei der Annahme des Szenarios WAM
(das von der Ergreifung zusatzlicher effizienter MafRnahrmen Begrenzung der THG
Emissionen ausgeht), das £Emissionen fir Osterreich von 58.203 kt &Emissionen
ergibt, stiege dieser Prozentsatz sogar auf 2802Dies lieBe sich durch Auflagen und
Nebenbestimmungen nicht weiter begrenzen.

Osterreich ist milem Klimaschutzgesetz (KSG) die Verpflichtung eingegangen, im Jahr 2014
die THGEmissionen auf die Menge véR,1 Mio t CQ-Aquivalentezu reduzieren; in diesem

Jahr betrugen die THBmissionen jedoch 76,3 Mio t. Es ist davon auszugehen, dass im
Referenzjar 2025 der angestrebte Wert nicht erreicht werden wird.

Der Klimawandel hat in Osterreich bereits negative Auswirkungen gezeigt und hat bereits
weitreichende nachteilige Folgen fur Menschen, Tiere, Pflanzen sowie das Landschaftsbild.
Es ist davon auszugeh, dass der Klimawandel in Osterreich zu weiteren gravierenden
Schaden fuhren wirdFur die Menschen wird es zu Gesundheitsbeeintrachtigungen
kommen, die mit Todesfolgen verbunden sind; es kommt zu grofRen Einkommeds
Eigentumsverlusten; es kommt zudiezierten Ertragen in verschiedenen Wirtschaftsbe
reichen, insbesonders Landnd Forstwirtschaft und Tourismus; weiters kommt es zu einer
Abnahme an Arbeitsplatzen. Das Landschaftsbild wird durch den Klimawandel nachhaltig
negativ verandert. Gletscher stielzen ab, es kommt zu Verdnderungen des Bewuchses und
die Waldgrenze wandert hinauf. Um GegenmalRnahmen zu setzen, mussen erhebliche
offentliche Mittel eingesetzt werden. Es kommt zu Wanderungsbewegungen von
Klimaflichtlingen aus besonders vom Klimawan@elroffenen Weltregionen, was zu
sozialen Spannungen fuhren wird.
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Vereinzelt hat der Klimawandel auch positive Folgen. So kénnen Pflanzen angebaut werden,
die bislang in Osterreich aus klimatischen Griinden nicht kultiviert werden konnten und es ist
beispelsweise mit einer Verringerung der Heizkosten zu rechnen. Weiters konnte der
Ganzjahreslourismus und der Alpenraum gegentber insbesonders den Mittelmeerdes
tinationen im Sommer begunstigt werden.

In einigen Bereichen sind die Folgen des Klimawandefstarreich noch nicht eindeutig
geklart, weil teilweise noch erhohter Forschungsbedarf notwendig ist (zB sind noch keine
belastbaren Aussagen zu Extremereignissen wie Stund Hagelhaufigkeit sowie Erosion
durch Starkniederschlage maoglich; eine Aussaber idie Veranderung des Hochwasser
risikos fiir ganz Osterreich ist derzeit nicht moglich; Veranderungen im Angebot von
erneuerbaren Energietradgern wie z. B. Windenergie, SolarenergieBiomasse sind noch
nicht geklart).

Insgesamt Uberwiegen jedoch die drastisch negativen Folgen des Klimawandels die
madglichen positiven Effekte baieitem.

3.6.2. Angaben der erstmitbeteiligten Partei zur Steigerung von THG durch das
Vorhaben in der UVE:

In mehreren Beschwerden wird krigst, dass das Vorhaben den Bemuihungen und
Verpflichtungen Osterreichs zur Verminderung des TreibhausgasausstoRes zuwider laufe
und den Umweltschutz insgesamt konterkariere.

Die erstmitbeteiligte Partespricht in der von ihr vorgelegten UVE von einer By der
THGEmissionen im Untersuchungsraum bis zum Jahr 2020 von 100 %, wobei das Vorhaben
dritte Piste allein 50 % zur Erhéhung beitrage. Insgesamt wird der Umfang der
CQ.Emissionen des Flughafens fir das Jahr 2020 mit 515.858 t prognostiziert. Dies
entspreche zwischen 3,0 und 3,4 % der Emissionen ganz Osterreichs.

Die erstmitbeteiligte Partei gibt zur TFHEEInahme in der UVE im Kapitel 01.4 im Stand der
RevisiorD5 vom Juni 2010 an:

,4.18.4. Bilanz der klimarelevanten Emissionen

Tabelle 4.181 enthalt eine Gegenuberstellung der klimarelevanten Spgese

des Flugund KF&/erkehrs. Im Unterschied zum U¥&chbeitrag 02.420 wurde
nunmehr ein groBerer Untersuchungsraum fir den KE&ehr gewahlt (vgl.
Kapitel 4.19 Luftschadstoffe). Die Absolutwerte @02Bilanzen sind daher nur
bedingt vergleichbar.
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Die Neuberechnung ergab, dass fur das Planszenario 2020 gegenuber dem
Basisjahr 2003 nunmehr mit einer Zunahme um dasfé&;Be zu rechnen. Ohne

den Bau der geplanten dritten Piste wirden die Gesamteonssi aufgrund der
allgemeinen Verkehrssteigerung um rund 70 % zunehmen. Fiur das Nullszenario
2025 ist gegenuber 2003 ebenfalls mit einer Verdopplung der-Ex@&sionen zu
rechnen. Fir das Planszenario 2025 wird eine Zunahme um ddacBé der
Emissionerdes Basisjahrs 2003 ausgewiesen.

Tabelle 4.18.: Gegenuberstellung der Emissionen von klimarelevanten Gasen im
Untersuchungsraum durch KFZ und Luftfahrzeuge am Flughafen
WienSchwechat fur das Basisjahr 2003, Nuilid Planszenario
2020 sowie Nulund Plaaszenario 2025

CO2Aquivalent CO2Aquivalent co2Aquivalent [/d]

. [t/d] [t/d]
Emissionen
klimarel. Gase |KF2ZVerkehr Flugverkehr [LTO] |Gesamt
Bestand 2003 443,7 529,4 973,1
Nullszenario 2020(768,0 908.,4 1676,4
Planszenario 202(798,2 1300,0 2098,2
Nullszenario 2025/920,9 917.,6 1838,5
Planszenario 2029940,9 1468,5 2409,4

Tabelle 4.18: Gegenuberstellung der Emissionen von klimarelevanten Gasen

Basisjahr 2003, Nulund Planszenario 2020 sowie Nuwihd Plan
szenario 2025 des Flughafenbetrielmei$ jenen der Bundeslander
Wien und Niederosterreich (Bundeslander Luftschadstoéntur
19902005, Umweltbundesamt Wien, 2007)

Rel ati pAgdeevalCOnte des Flughafens +tNuedendc6Gesameem
Nul |l s2&®2d Pl anszena Nul |l szena| Pl anszena Wi eelNO 20
1,7 2,1 1,8 2,4 77,0
Antei l,Adei vBDente des Flughaf ensNiaend ededns t@e sraemt

2,2% | 2, 7% | 2, 4% | 3,1% |

4.18.5. Gesamtbeurteilung dé&¥mweltauswirkungen aus Sicht des Fachbereichs

Bei Bertcksichtigung der angefuhrten aktuellen Grundlagen (insb. Flugverkehrs
prognose) ergibt sich keine wesentliche Anderung der fachlichen Beurteilung fur
das Prognosejahr 2020. Der Vergleich mit den Enmissialer Bundesléander Wien

und Niederosterreich (Bezugsjahr 2005) zeigt, dass die dem Flughafen Wien
anrechenbaren Treibhausgasissionen im Bereich von -2%6 liegen. Die
beurteilungsrelevante Anderung zwischen Nulhid Planszenario betragt weniger

als 1 %der dargestellten Emissionen der beiden Bundeslander und ist daher als
unerheblich zu bezeichnen.
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Das Vorhaben ist aus Sicht des Fachbereichs Klima weiterhin als umweltvertraglich
zu beurteilen.

Auch bei Erweiterung des Prognosehorizonts auf das Jahr B0&bt die
Beurteilung der Umweltvertraglichkeit aus der Sicht des Fachbereichs Klima
unverandert . “

Die erstmitbeteiligte Partei kommt zum Schluss, dass bei der Verwirklichung des Vorhabens
der dritten Piste somit mit einer Zunahme iatugverkehr im Bereh des LTO (landing and
take-off — Lande und Startphaseeines Luftfahrzeugesjon CG-Aquivalent von 550,9 t/d
somit ca. 201,1 kt/a fiir den Prognosezeitpunkt 2025 zu rechnen sei. Unter der Uberschrift
J OKf dza a F2 f 3 S NHzy 3v@ry sodiayinRiuf Sditdb dusdemarsty” o

, Hinsichtlich der Zi el v o-Prggakdlesnd Ldimgs Zi el v
ansatze auf nationaler und internationaler Ebene zu suchen. Zunahmen bei den
Verkehrsstromen bedingen automatisch auch einen erhdhteasfa® klimarele

vanter Gase. Allerdings sind auf Grund dieser Emissionen an klimarelevanten
Gasen Auswirkungen auf die Ortlichen und regionalen Klimaverhaltnisse nicht
abzdeiten. Es sind somit im gegenstandlichen Vorhaben keine weiteren- Mal3
nahmenerforé r | i c h. *

Das Teilgutachten Meteorologie des Umweltvertraglichkeitsgutachtens (Seite 6) bestatigt die
Aussagen der UVE und fuhrt erganzende Angaben fur das Jahr 2025 an. Fur 2025 prognosti
ziert der Gutachter einen Anteil von 3,1 %, im Ni#enario, d.h. e Errichtung der dritte

Piste, noch 2,4 %, jeweils berechnet als Anteil der-AfDivalente des Flughafens an den
Gesamtemissionen Wiens und Niederésterreichs im Jahr 20085A)\achliche Auseinan
dersetzung mit den eingelangten Stellungnahmen PunktSglte 122). Das Teilgutachten
Meteorologie schlief3t sich sodann den Schlussfolgerungen und MalRnahme in Bezug auf die
Zielvorgaben des Kyoterotokolls an.

3.6.3. Zum Reduktionspotential von THG durch die erstmitbeteiligte Partei:

In der mindlichen Verhandlung des Bundesverwaltungsgerichtes im Janner 2015 wurde die
Zunahme der THG durch das Vorhaben umfassend diskutiert. Dabei wurde der
erstmitbeteiligten Partei aufgetragen,erganzend zum Genehmigungsantrag eine
Energiebilanz und daus abgeleitet eine CEEmissionsbilanz des gesamten Flughafens
vorzul egen (aufgeteilt in die a@udel| | gtegpens:t
Infrastruktur des Flughafens (Geb&ude und Flugfeld) und flughafemanter Verkehr

.landsidé¢ ) .

Mit Schreiben vom 19.02.2015 legte die erstmitbeteiligte Partei eine Aufstellung vor,
wonach durch Anderungen in der Flugzeugabfertigung (Umriistung der dieselbetriebenen
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Fahrzeuge im Flugvorfeld auf Elektroantriebe, der Bodenstromversorgungsanlagen [EPU] au

stationare Bodenstromversorgung), der stationaren/infrastrukturbezogenen Quellen (zB

Aufstellung von Photovoltaikanlagen) und Implantierung des Umweltmanagementsystems

EMAS (Eco Management and Audit Scheme) mit einerE@Qparung von 4,4 kt/a zu

rechnen sei.

Mit Gutachten vom 23.05.2015 fuhrtgniv-Prof. STURM in der vom Bundesverwaltungs
gericht in Auftrag gegebenen Stellungnahme CQ@-Bilanz und Prognose aus:

»1

In unmittelbarer Folge zur offelithen Verhandlung des BVwG bezlglich des
11R/ 29L"

Vor habens

2

2.1

, Parallelpiste
seitens des BVwWG eine nahere Erérterung der CO2 Problematik durch den Bau der
3. Piste und eine Ausarbeitung mdglicher CO2 Reduktionspiate beauftragt.

CO2 Bilanz und Prognose

CO2 Bilanz und Reduktionsmdglichkeiten

Aufgabenstellung Bundesverwaltungsgericht Janner 2015

Bei Inbetriebnahme einer 3. Piste auf dem Flughafen V&emwechat wirde es

aufgrund des prognostizierten Anstieges der

merklichen Anstieg de€O2 Emissionen kommen.

der

Flugbewegungen zu einem

Basierend auf Angaben aus dem UVP Verfahren [1] sowie zusatzlich zur Verfliigung

gestellter Unterlagen [2] ergeben sich die in Tabelle 1 angefihrten CO2

Emissionsmengen. Dabei ist anzumerken, dass in [2] jedoch ausschlie3lich die

Stegerungsraten

wurden. Dieser Steigerungsfaktor wurde hier auch fiur die Fremdfirmenanteile

Ubernommen.

Tabelle 1: CO2 Emissionsmengen Flughafen Wien Schwechat, Angaben in [kt/a]

far

di e ,

di

rekt

beei

Bezugsjahr [FlugverkehiAbfertigung [Triebwerk [Stationare [EmissionerlSumme
Probelaufe ||nfrastruktur [Landside
Quellen
2013 [2] 2353 13,4 4.7 48,1 6.8 308,3
2025 2 Piste[322,7 17.4* 6,1* 48,1* 8,8* 403,2
2025 3 Piste518,4 22 8* 8,0* 48,1* 15,0* 612,3

* Hochrechnung mit den in [2] angeflihrten Steigerungsraten

nfl

Die Energieund CO2 Bilanz 2013 des Flughafens Wien [2] weist bei den direkt
beeinflussbaren Anteilen fir die Planfallelizw. 3Pistensystem eine Steigerung

von lediglich 3,6 kt/a an CO2 ausie§® grofRe Diskrepanz zu den gesamten

Zusatzemissionen (auf3er Flugverkehr und Triebwerkstest) erklart sich in erster

Linie darin, dass ein Grof3teil der nicht aus dem unmittelbaren Flugverkehr

stammenden CO2 Emissionen auf Fremdfirmen féllt und seg@md’ [2] - nur
indirekt vom Flughafen Wien Schwechat beeinflussbar wére.

F |

L
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2.2 CO2 Reduktionspotenzial

Der Flughafen Wien Schwechat weist in einem MafRRnahmenkatalog [3] auf ein
maogliches CO2 Reduktionspotenzial durch diverse innerbetriebliche Malinahmen
wie Umrlstung der Fahrzeugflotte Airside, reduzierter Einsatz der APUs der
Flugzeuge durch vermehrte Bereitstellung von Stromanschlissen, Photovoltaik
usw. in der H6he von ca. 4.2 kt/a hin.

Betrachtet man das im Maflinahmenvorschlag des Flughafen Wiens genannten
Einsparungspotenzial, so ist es isoliert betrachtet zwar betrachtlich, liegt aber
lediglich im Bereich von 2 % der durch den Betrieb der 3. Piste generierten
zusatzlichen CO2 Emissionen. Der Hauptteil der CO2 Emissionen kommt aus dem
Flugbetrieb und ist amit nicht beeinflussbar. Der nachstgréf3ere Anteil bezieht
sich auf die externe Energiebereitstellung mit Strom und Fernwarme. Beides
erfolgt derzeit grol3tenteils konventionell (auf Basis fossiler Brennstoffe). Hier
ware durch den Umstieg auf z.B. Okostramler Fernwarme aus nictibssilen
Quellen eine merkliche Reduktion mdglich.

Betrachtet man die auf anderen Flughafen gesetzten Initiativen zur Reduktion der
CO2 Emissionen, so ist das Airport Carbon Accreditation scheme, ins Leben
gerufen 2009 vom Airpor€ouncil International Europe, eine geeignete Plattform
(http://www.airportcarbonaccreditation.or} Dieses Schema sieht 4 Stufen bis zur
Erreichung der CO2 Neutralitdt eines Flughafens (ausgenonueendirekter
Flugverkehr) vor. Betrachtet man ausschliel3lich die Stufen 1 (Mapping = Daten
sammeln) und 2 (Bereich Stationare Infrastruktur, Abfertigung und Verkehr airside
usw.) so gibt es bereits viele Europaische GroR3flughafen, die bereits merkliche
MalRnahmen zur CO2 Reduktion gesetzt haben.

Der Flughafen Wiefschwechat befindet sich auf Stufe 1 (Daten sammeln =
mapping). Fast alle grof3en Flughafen Europas, wie z.B. Zirich, Minchen, Hamburg
oder Grof3flughafen wie Frankfurt, Paris (CDG und Orly) odetoboKleathrow

und Gatwick haben bereits erhebliche Anstrengungen zur CO2 Reduktion gemacht
und befinden sich bereits im level 3 (Optimisation) [4]. Zurich [5] und Minchen
geben z.B. eine Reduktion von mehreren 10kt CO2 gegenlber dem jeweiligen
Bezugsjahr anErreicht wurde dies vorwiegend durch Umstellung der stationaren
Infrastrukturversorgung (Strom, Warme, Kalte) auf CO2 armere Energietrager,
Flottenerneuerungen (Verstarkter Einsatz vonMabilitdt), Umstellung der
Pistenbefeuerung und Vorfeldbeleuchtuagf verbrauchsgunstigere Leuchtmittel
usw.

Basierend auf den vom Flughafen Wien Schwechat zur Verfligung gestellten
Unterlagen, den Informationen aus CO2 Reduktionsmalinahmen anderer
europdaischer Flughafen sowie weiterfuhrender Fachliteratur kann geschlossen
werden, dass durch geeignete Malinahmen eine merklich tber die vom Flughafen
Wien-Schwechat genannte CO2 Reduktion machbar ist. Neben den angedachten
Umstellungen in der Fahrzeugflotte ist auch z.B. eine Umstellung der Bezugsquelle
fur den Sektor Station&@rinfrastruktur ein denkbares Reduktionsszenario.

Es wird daher empfohlen eine allféllige Genehmigung des Betriebes einer 3. Piste
mit einer gegenuber dem konventionell weitergefuhrten Betrieb des Flughafens
um von bis zu 30 kt/a (bezogen auf daRi8tenSzenario 2025) reduzierten CO2
Emission zu koppeln.


http://www.airportcarbonaccreditation.org/
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3 Verwendete Unterlagen

[1] UVE Unterlagen zum Kapitel Luftschadstoffe

[2] LUA 2015: Energiebilanz und CO2 Bilanz fur den Flughafen Wien;
Hochrechnung flr das Jahr 2025 fir dasi2d 3 Pistensystem auf Basiss
Bilanzjahres 2013; Ersteller: Matha M., Ellinger R.; Februar 2015

[3] VIE 2015: Malnahmenkatalog Flughafen Wien zur Reduktion der CO2
Emissionen; Ersteller: Flughafen Wien Schwechat, Roéhrer C., Hackl J;
Februar 2015

[4] http://lwww.airportcarbonaccreditation.org{Zugriff: 23.5.2015)

[5] http://Iwww.flughafen-zuerich.chiinternehmen/laermpolitik-und-
umwelt/klima-und-energie( Zugr i ff 23.5.2015) *

Mit Schreiben vom 07.09.2015 gab die erstmitbeteiligte Partei zum Gutachten von Univ.
Prof. STURM bekannt:

» Mi ttl erweiiBel lainegtf tdi ele@O0ZF| ughaheh WD&a&r¢¥
vor. Wir legen diese Bilanz hiemit in der Beilage vor und ersuchen, der fachlichen
Beurteilung und der allfalligen MalRnhahmenvorschreibung diese aktuellen Zahlen
zugrunde zu legen.

Wir (die Flughafen Wien AG) verfolgen bereits seit vielen JadirenStrategie zur
Reduktion von COEmissionen. Daher haben wir bereits in den vergangenen
Jahren zahlreiche Malihahmen zur €®&uktion gesetzt (zB Verminderung der
GPULaufzeiten, Umriistung Vorfeldbusse, Erdgasfahrzeuge, Erneuerung der Vor
feld- und Pstenbeleuchtungen, usw). All das hat den Energied Treibstoffver
brauch und damit die COEmissionen nicht unwesentlich reduziert. Daher ist das
weitere Reduktionspotenzial entsprechend geringer. Wir nehmen am ACAS (Airport
Carbon Accreditation Schemtil und fihren aktuell die Zertifizierung nach EMAS
und I1SO 14001 durch. Uns erscheint da her ein weiteres Reduktionspotenzial von
30 kt/a (bezogen auf dasBisten Szenario 2015) zu hoch.

Uber die von uns vorgeschlagenen Einsparungsmafinahmen hinaugietseine
weitere Reduktion nur durch (i) Bezug von Fernwarme und Fernkalte aus
erneuerbaren Energie quellen und (i) Bezug von Strom aus erneuerbaren
Energiequellen mdglich.

Bei der Vorschreibung von MalRhahmen ware es wichtig, die Berechnungsbasis
wohl auf Grundlage der CERilanz 2014 hinreichend klar zu definieren. Es wére
festzulegen, wieviel gC02/kWh aktuell (als Berechnungsbasis) fur den Bezug von
Fernwarme/Fernkalte und fir den Bezug elektrischer Energie anzusetzen sind.

Weiters wére festzulegergass die in der von uns und von Prof Sturm vorge

legten— Tabellen enthaltenen Hochrechnungen fur daPi8tenSystem 2025 fur

das Jahr der Inbetriebnahme der 3. Piste stehen. Sollte dann jedoch die in den
Tabellen genannte Emissionsmenge (kt/a) niaineieht werden, misste sich auch

di e Einsparungsverpflichtung anteilig en


http://www.airportcarbonaccreditation.org/
http://www.flughafen-zuerich.ch/unternehmen/laerm-politik-und-umwelt/klima-und-energie
http://www.flughafen-zuerich.ch/unternehmen/laerm-politik-und-umwelt/klima-und-energie
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Aus in der als Beilage zu diesem Schreiben der erstmitbeteiligten Partei vorgelegten
,CQ-Bilanz fur den FlughafenWien vom M&ar z 2015 wi rgefihd:us a mme

"6 ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE

Im folgenden Abschnitt sind die Ergebnisse der -B#hzierung am Flughafen
Wien (VIE) fur das Jahr 2014 dargestellt.

Insgesamt sind fur den Flughafen Wien fir das Jahr 2014 rund 306.900 t CO2
auszuweisen. Der berwiegende Anteil der Emissionen ist mit 78 % den
Flugzeugquellen zuzuordnen (siehe nachfolgende Abbildung 3 und Tabelle 11 in
Kapitel 5). Als zweitgrol3ter Posten fallen mit 14 % jene Emissionen an, die durch
den Verbrauch von elektrischer Energie bzw.izEeergie (stationdre oder
infrastrukturbezogene Quellen) entstehen. Zu 6 % sind Emissionsquellen der
Flugzeugabfertigung und mit 2 % der Landseitige -\KKehr fur die
Gesamtemissionen verantwortlich.

Clo, Emissionen der unterschiedlichen Quellgruppen

6.746; 2%

44074;14%
O Flugverkehr

16.839;6%
B Flugzeugabfertigung

Gesamt: 306.938tC0y

@ Stationdre oder
infrastrukturbezogene
Cluellen

-700 O Landseitiger Kfz-
239.279,78% Verkehr

Abbildung 3 CO2Emissionsbeitrdge, aufgeschlisselhach den einzelnen
Quellgruppen

Hinsichtlich der drei Geltungsbereiche (Scopes, siehe Abbildung 4) verteilen sich die
Gesamtemissionen auf 3 % Scope 1 E@issionen, die im Zuge der
Geschaftstatigkeit des Flughafens aus Quellen, die das Unternehmest lseditzt
und/oder betreibt entstehen, davon sind 2 % vom Flughafenbetreiber direkt
beeinflussbar Scope 1 A), 15 % Scope 2 {€figsionen, die im Rahmen der
Erzeugung der vom Flughafenbetreiber konsumierten Energie durch Dritte
entstehen, davon sind 10 ¥em Flughafenbetreiber direkt beeinflussbar Scope 2
A) und 82 % Scope 3 (GBaissionen, die in der Lieferkette bzw. im Zuge der
Nutzung der vom Flughafen verkauften Produkte oder Dienstleistungen entstehen,
davon sind in der Regel keine Emissionen vomglttfenbetreiber direkt
beeinflussbar. Diese Emissionen konnen allenfalls indirekt vom Flughafenbetreiber
beeinflusst werden).
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C0O; Emissionen nach Geltungsbereich und
Beeinflussbarkeit

7.851:2% 4227:1%
29.841:10%
14.059; 5%
0:0%

EScope 1A
BScope 1B

Gesamt: 306.938tCO; BmScope 2A

OScope 2B

EScope 3A
250.960;82%
O Scope 3B

Abbildung 4 Zuordnung der CGRmissionen nach Geltungsbereichen (Scopes)
und Beeinflussbarkeit (A direkt beeinflussbar, B tnidirekt
beeinflussbar)

Vom Flughafenbetreiber direkt beeinflussbar sind die Emissionen der
flughafeneigenen KFZ, Gerate und Maschinen sowie jene Emissionen, die direkt mit
den Energieverbrauchen des Flughafens korrelieren (Spalten A, siehe Tabelle 11 in
Kapitel 5). In Summe ergibt dies einen Anteil von 12 % (siehe nachfolgende
Abbildung 5). Die restlichen 88 % der @®@issionen stellen die Flugverkehrs
emissionen, Emissionen des Landsideverkehrs und die Emissionen der Fremdfirmen
dar (Spalten B, siehe Balle 11 in Kapitel 5). Diese kénnen vom Flughafenbetreiber
nur durch indirekte MaBnahmen (Anrei ze,

CO; Emissionen nach Beeinflussbarkeit

37.692;12%

A (control)

B (guide or influence)

Gesamt: 306.938tC0O,

269 246;88%

Abbildung 5 CO2Emissionen aufgeschlisselt in direkte Beeinflussbarkeit durch
den Flughafenbetreiber (A) bzw. nichtdirekt durch den
Flughafenbetreiber beeinflussbare Emissionen (B)
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7 EMISSIONSVERGLEICH MIT WEITEREN BILANZJAHREN

I m Vorjahr (2013) war de erstmaiseieganczesiJaht e Te
in Betrieb, in den Jahren davor nur teilweise bzw. in Bauphase. Aus diesem

Grund wird ein Emissionsvergleich ausschlie3lich mit dem Vorjahr durchgefuhrt
(siehe Tabelle 12). Di ese Vorgehenswei s
Docomentation and Guidance’ angef uohrt

Wie in Tabelle 12 ersichtlich, ergibt clsi eine Reduktion der CO2
Gesamtemissionen im Jahr 2014 von rund 308,2 kt aus dem Vorjahr um 0,4 % auf
rund 306,9 kt.

In Tabelle 12 sind zusétzlich jene bilanzierten -E@issionen im Jahr 2014 im
Vergleich zum Vorjahr angefuihrt, welche direkt vom Flughiaééreiber beeinflusst
werden kdnnen (Scope 1 A, Scope 2 A und Scope 3 A). Hier zeigt sich eine Abnahme
der vom Flughafenbetreiber beeinflussbaren Emissionen im Vergleich zum Vorjahr
bei der Flugzeugabfertigung von rund 15 % und bei den stationaren und
infrastrukturbezogenen Quellen von rund 7 %.

Emissionen (gesamt) Einheit | Vorjahr Bilanzjahr Anderungen Bilanzjahr
(2013) (2014) zum Vorjahr
Flugverkehr tCQ 235.289 239.279 3990t CQ 1,7%
Flugzeugabfertigung tCQ 18.070 16.839 -1.231tCQ -6,8%
Stationare/infrastrukturbez. tCQ 48.052 44.074 -3.978tCQ -8,3%
Quellen
Landseitiger Ki¥erkehr tCQ 6.758 6.746 -12tCQ -0,2%
Summe Emissionen (gesamt) tCQ 308.169 306.938 -1.231tCQ  -0,4%
Emissionen (direkt beeinflussbar)| Einheit | Vorjahr Bilanzjahr Anderungen Bilanzjahr
(2013) (2014) zum Vorjahr
Flugverkehr tCQ 0 0 0tCQ 0,0%
Flugzeugabfertigung tCQ 9.053 7.677 -1.376tCQ  -15,2%
Stationare/infrastrukturbez. tCQ 32.312 30.015 2.297tCQ  -7,1%
Quellen
LandseitigeKfzVerkehr tCQ 0 0 0tCQ 0,0 %
Summe Emissionen (direkt tCQ 41.365 37.692 -3.673tCQ -8,9%
beeinflussbar)

Bezugsgrofie Vorjahr Bilanzjahr Anderungen Bilanzjahr
(2013) (2014) zum Vorjahr
Anzahl Verkehrseinheiten (VE) 23.878.338| 24.508.038 629.700 VE 2,6%

Emissionen (direkt beeinflussbar) fiir den

Flughafen mit allen Terminals in Relation z(

BezugsgroRie 1,73 1,54 -0,19kgC® -11%
kg CQVE

Tabelle 12  CO2Emissionsvergleich des Bilanzjahres mit den Ergebnissen aus
dem Vorjahisowie Relation zur Bezugsgrof3e VE
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Die Anzahl an Flugbewegungen liegt im Vergleich zum Vorjahr auf etwa gleich
hohem Niveau. Die C&@missionen sind in erster Linie durch die hohere Anzahl
schwererer Flugzeuge (Medium Jets) geringfigig gestiegen. Hircdichdir
Flugzeugabfertigung ergeben sich die geringeren Emissionen aufgrund geringerer
Diesel und Benzin Treibstoffverbrauche. Bei den-E@issionen aus den statio
naren und infrastrukturbezogenen Quellen ergibt sich die Reduktion aufgrund des
vermindertenStromverbrauchs, trotz des etwas gestiegenem E@ssionsfaktor

des Netzbetreibers sowie aufgrund des geringeren Heizenergiebedarfes. Die CO2
Emissionen durch den landseitigen KF&tkehr liegen auf &hnlichem Niveau wie im
Vorjahr.

[ ..]“

In der Stellungnahme von UniWRr o f . STURM vom 29.02CQ@Q2016 wi
Reduktionspotential bei Inbetriebnahme der dritten Piste des Flughafens Wienu s ge f G hr t

n1

In unmittelbarer Folge zur o6ffentlhhen Verhandlung des BVwG beziglich des
Vorhabens, Par al | el pdersHughafeh Wih 2@ iln ‘Janner 2015 wurde
seitens des BWVvG eine nahere Erorterung der CO2 Problematik durch den Bau der
3. Piste und eine Ausarbeitung mdglicher CO2 Reduktionspaterieauftragt.

Aufgabenstellung Bundesverwaltungsgericht Janner 2015

2 CO2 Bilanz und Reduktionsmdglichkeiten

2.1

Bei Inbetriebnahme einer 3. Piste auf dem Flughafen V&emwechat wirde es
aufgrund des prognostizierten Anstieges der Flugbewegungen zu einem merklichen
Anstieg der COEmissionen kommen.

CO2 Bilanz und Prognose

Basierend auf Angaben aus dem UVP Verfahren [1] sowie zusatzlich zur Verfigung
gestellter Unterlagen [2] ergeben sich die in Tabelle 1 angefiihrten CO2
Emissionsmengen. Dabei ist anzumerken, dass in [2] jedoch ausschlie3lich die
Steigerngsr aten f Or die ,direkt" beei nfl
wurden. Dieser Steigerungsfaktor wurde hier auch fir die Fremdfirmenanteile
Ubernommen.

uss

Tabelle 1: CO2 Emissionsmengen Flughafen Wien Schwechat, Angaben in [kt/a]

Bezugsjahr | Flugverkeh | Abfertigung| Triebwerk | Stationéare Emissionen| Summe
Probelaufe | Infrastruktur | Landside
Quellen

2013J3] 235,3 13,4 4,7 48,1 6,8 308,3
2025 322,7 17.,4* 6,1* 48,1* 8,8* 403,2
2 Pisten

2025 518,4 22,8* 8,0* 48,1* 15,0* 612,3
3 Pisten

* Hochrechnung mit den in [2] angefihrten Steigerungsraten
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Wie aus Tabelle 1 ersichtlich, kommt es aufgrund des Projektes 3. Piste gegenuber
dem 2Pistenzustand 2025 zu einer 50i§én Zunahme der CO2 Emissionen.
Betrachtet manausschliel3lich die Emissionsanteile aus Abfertigung, Stationarer
Infrastruktur und Emissionen Landside (eingegrenzt auf den unmittelbaren
Vorbereich des Flughafens, so ergeben sich ca. 18 kt/a bzw. 10 % mehr CO2
Emissionen. Dabei wird in [2] angenommensda si ch am Sektor
Infrastruktur bezogenen Emissionen keine Steigerung durch das 3 Pistensystem
ergibt. Diese Annahme erscheint nicht ganz einsichtig, da z.B. die Klimatisierung
von Raumen von der Anzahl der darin befindlichen Personen amit swuch von
Anderungen in der Passagierzahl abhangig ist.

Wie bereits angefuhrt, erscheint die vom Flughafen Wien Schwechat getroffene
Annahme eines Gleichbleibens der CO2 Emissionsmengen aus dem Sektor

, Stationare | nfrastr uk.t Auclg unehnl éauliche ni ¢ h
Erweiterungen nicht geplant sind, so ist der Bedarf der Warmeerzeugung und vor
allem auch Klimatisierung an die Passagieranzahl gekoppelt. Unter der Annahme
einer gedampften Steigerung von ca. 50% der Steigerungsraten bei Abfertigung,
Triebwerksprobelaufe und Emissionen Landside, d.h. 15% beim 2 Pisten System
bzw. 35% beim 3 Pistensystem 2025 ergeben sich die in Tabelle 2 angefihrten
Steigerungen.

Tabelle 2: CO2 Emissionsmengen Flughafen Wien Schwechat, geanderte
Hochrechnung bei statidirer Infrastruktur, Angaben in [kt/a]

Bezugsjahr Flugverkehr Abfertigung | Triebwerk | Stationére Emissionen| Summe
Probelaufe | Infrastruktur | Landside
Quellen

2013]3] 235,3 13,4 4,7 48,1 6,8 308,3
2014[4] 239,3 11,9 4,9 44,1 6,7 306,9
2025 2 Pisten | 322,7 17,4* 6,1* 55,3** 8,8* 410,4
3]

2025 3 Pisten | 518,4 22,8* 8,0* 64,9%* 15,0* 625,7
[3]

* Hochrechnung mit den in [2] angefuhrten Steigerungsraten

** Hochrechnung mit 15% fir-Ristensystem und 35% flurRistensystem

Die Energieund CO2 Bilanz 2013 des Flughafens Wien [2] weist bei den direkt
beeinflussbaren Anteilen fir die Planfalle &zw. 3Pistensystem eine Steigerung

von lediglich 3,6 kt/a an CO2 aus. Diese grof3e Diskrepanz zu den gesamten
Zusatzemissionen (auRElugverkehr und Triebwerkstest) erklart sich in erster Linie
darin, dass ein Grof3teil der nicht aus dem unmittelbaren Flugverkehr stammenden
CO2 Emissionen auf Fremdfirmen fallt und somgeman [2]- nur indirekt vom
Flughafen Wien Schwechat beeinfloas wére.

In [3] erfolgte ein Update derCO2 Emissionsdaten fur das Jahr 2014. Einer geringen
Zunahme bei den flugbedingten CO2 Emissionsmengen steht eine ungefahr gleich
grole Abnahme bei den stationaren Quellen gegeniber. In Summe ergab sich
zwischen 202 und 2014 eine Reduktion von ca. 0%5
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2.2 CO2 Reduktionspotenzial

Der Flughafen Wien Schwechat weist in einem Maflinahmenkatalog [4] auf ein
maogliches CO2 Reduktionspotenzial durch diverse innerbetriebliche Malinahmen
wie Umrlstung der Fahrzeugflotte Adse, reduzierter Einsatz der APUs der
Flugzeuge durch vermehrte Bereitstellung von Stromanschliissen, Photovoltaik
usw. in der H6he von ca. 4.2 kt/a hin.

Betrachtet man das im Maflnahmenvorschlag des Flughafen Wiens genannten
Einsparungspotenzial, so ist esliert betrachtet zwar betrachtlich, liegt aber
lediglich im Bereich von 2 % der durch den Betrieb der 3. Piste generierten
zusatzlichen CO2 Emissionen. Der Hauptteil der CO2 Emissionen kommt aus dem
Flugbetrieb und ist somit nicht beeinflussbar. DerhgigroRere Anteil bezieht sich

auf die externe Energiebereitstellung mit Strom und Fernwéarme. Beides erfolgt
derzeit groRtenteils konventionell (auf Basis fossiler Brennstoffe). Hier ware durch
den Umstieg auf z.B. Okostrom oder Fernwarme aus 4iassilen Quellen eine
merkliche Reduktion maglich.

Betrachtet man die auf anderen Flughafen gesetzten Initiativen zur Reduktion der
CO2 Emissionen, so ist das Airport Carbon Accreditation Scheme, ins Leben gerufen
2009 vom Airport Council International Europejnee geeignete Plattform
(http://www.airportcarbonaccreditation.org). Dieses Schema sieht 4 Stufen bis zur
Erreichung der CO2 Neutralitat eines Flughafens (ausgenommen der direkter
Flugverkehr) vor. Betrachtet man ausschlie3lich die Stufen 1 (Mapping s Date
sammeln) und 2 (Bereich Stationare Infrastruktur, Abfertigung und Verkehr airside
usw.) so gibt es bereits viele Europaische GrolR3flughéfen, die bereits merkliche
Malnahmen zur CO2 Reduktion gesetzt haben.

Der Flughafen WieSchwechat befindet sich auf & 1 (Daten sammeln =
mapping). Fast alle grol3en Flughafen Europas, wie z.B. Zurich, Minchen, Hamburg
oder Grol3flughéfen wie Frankfurt, Paris (CDG und Orly) oder London Heathrow und
Gatwick haben bereits erhebliche Anstrengungen zur CO2 Reduktion geumatht
befinden sich bereits im level 3 (Optimisation) [6]. Zirich [7] und Minchen geben
z.B. eine Reduktion von mehreren 10kt CO2 gegenuber dem jeweiligen Bezugsjahr
an. Erreicht wurde dies vorwiegend durch Umstellung der stationaren
Infrastrukturversorgung(Strom, Warme, Kalte) auf CO2 &rmere Energietrager,
Flottenerneuerungen (Verstarkter Einsatz vonMabilitat), Umstellung der
Pistenbefeuerung und Vorfeldbeleuchtung auf verbrauchsgiinstigere Leuchtmittel
usw [8].

Basierend auf den vom Flughafen Wien Schwaéczur Verfigung gestellten
Unterlagen, den Informationen aus CO2 Reduktionsmallnahmen anderer
europdaischer Flughéfen sowie weiterfuhrender Fachliteratur kann geschlossen
werden, dass durch geeignete MalRnahmen eine merklich tber die vom Flughafen
WienSchvechat genannte CO2 Reduktion machbar ist. Neben den angedachten
Umstellungen in der Fahrzeugflotte ist auch z.B. eine Umstellung der Bezugsquelle
fur den Sektor Stationare Infrastruktur ein denkbares Reduktionsszenario.

Es wird daher empfohlen eine alligh Genehmigung des Betriebes einer 3. Piste
mit einer gegentber dem konventionell weitergeflhrten Betrieb des Flughafens um
von bis zu 30 kt/a (bezogen auf das in Tabelle 2 angefUHRIst8n Szenario 2025)
reduzierten CO2 Emission zu koppelin.
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2.3 Stellungnahme Flughafen Wien vom 07.09.2015

Mit 7.9.2015 wurde vom Rechtsvertreter des Flughafens Wien eine Stellungnahme
zum vorgeschlagenen CO2 Reduktionspotenzial von 30 kt/a bezogen auf das 3
Pisten Szenario 2025 abgegeben [5]. Inhaltlich wurde u.a. folgeswigefuhrt:

(Zitat Begin): Uber die von uns vorgeschlagenen EinsparungsmafRnahmen hinaus
erscheint eine weitere Reduktion nur durch (i) Bezug von Fernwarme und Fernkalte
aus erneuerbaren Energiequellen und (i) Bezug von Strom aus erneuerbaren
Energiequden mdglich. Bei der Vorschreibung von Mal3nahmen wére es wichtig,
die Berechnungsbasiswvohl auf Grundlage der C&ilanz 2014 hinreichend klar

zu definieren. Es ware festzulegen, wieviel ¢gC02/kWh aktuell (als
Berechnungsbasis) fiir den Bezug von FernveéFernkalte und fir den Bezug
elektrischer Energie anzusetzen sind. (Zitat Ende)

Dazu wird angemerkt:

Wie die Reduktion der CO2 Emissionen erfolgen soll obliegt dem Flughafen Wien.
Es erscheint dem Sachverstandigen im Hinblick auf international an andere
Flughafen bereits umgesetzte MalRRnahmen zur CO2 Reduktion mdoglich das
angestrebte Reduktionspotenzial von 30 kt bei Inbetriebnahme der 3. Piste 2025
(im Vergleich zur Inbetriebnahme ohne Malinahmen) zu erreichen.

In den vom Flughafen Wien zur Verfugungstgiten Unterlagen [2] und [3]
erfolgte eine Ableitung der CO2 Emissionen auf Basis der Energieverbrauche. Die
Ausgangsbasis ist somit dem Flughafen Wien bekannt.

Das Bezugsjahr fur den Istzustand ist 2014. Bezugsbasis fur die errechneten
Prognosewerte 2 und -Bistensystem 2025 (siehe Tabelle 2) sind die
Emissionsfaktoren und die Aktivitatsdaten, die fur die Prognoserechnungen im Jahr
2013 zur Verfigung standen.

Aus Sicht des SV erscheint es zulassig, Mallhahmen zur CO2 Reduktion, die
eindeutig dem 3Pisten Szenario zuzuordnen sind, vorzuziehen und dem
Reduktionspotenzial anzurechnen.

3 Verwendete Unterlagen
[1] UVE Unterlagen zum Kapitel Luftschadstoffe
[2] LUA 2015 _a: Energiebilanz und CO2 Bilanz fur den Flughafen Wien;

Hochrechnung fur das Jahr 2025 fir dasi2d 3 Pistensystem auf Basis
des Bilanzjahres 2013; Ersteller: Matha M., Ellinger R.; Februar 2015

[3] LUA 2015 _b: CCRilanz fur den Flughafen Wien, @ikjahr 2014,
Ersteller: Math&a M., Ellinger R.; Mérz 2015

[4] VIE 2015: MalRnahmenkatalog Flughafen Wien zur Reduktion der CO2
Emissionen; Ersteller: Flughafen Wien Schwechat, Réhrer C., Hackl J.;
Februar 2015

[5] Schénherr 2015: VorR&heéen SH&ELAIUINGINAIH

Thema COXReduktion samt Urkundenvorlage, GZ.. W109 2000- 179
1/193Z vom 7.9.2015

[6] http://www.airportcarbonaccreditation.org/ (Zugriff: 23.5.2015)
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[7] http://www.flughafen-zuerich.ch/unternehmen/laerapolitik-und-
umwelt/klima-und-energie (Zugriff 23.5.2015)
[8] http://www.airportcarbonaccreditation.org/airport/participants  (Zugriff

7.11.15) "

Die erstmitbeteiligte Partei fuhrtenit Schriftsatz vom 20.05.2016 zum Gutachten von Univ.
Prof. STURM vom 29.02.2016 betreffend-®@duktionspotenzial aus:

,Dazu erl auben wir uns |l ediglich den Hin
des Jahres 2015 den ACAS Level 2 erreicht hat. lgseist der Flughafen Wien
mittlerweile PM A&ertifiziert. Zudem wurde ein eigener Nachhaltigkeitsbericht
veroffentlicht. Dies nur zur Verdeutlichung unserer Anstrengungen zur
Verbesserung der nachhaltigen Entwicklung des Flughafens Wien, insbesondere

auh im Hinblick auf die geplante , Parall e

3.6.4. Zu den THG in Osterreich und den durch die dritte Piste zusatzlichen- THG
Emissionen durch Flugbewegungen:

Mit Gutachten vom 29.02.2016 fuhrt UniR.r o f . ST BRd urd PProgngseed
CNBAOKI dzadlraSyYyAraauws:2ySy Ay maidSNNBAOKaAG

,1 Aufgabenstellung Bundesverwaltungsgericht

In unmittelbarer Folge zur o6ffentlichen Verhandlung des BVwG beziglich des
Vor habens , Parallelpiste 11R/29L" der F
seitens de BVwWG eine nahere Erorterung der CO2 Problematik durch den Bau der

3. Piste und eine Ausarbeitung moglicher CO2 Reduktionspotenziale beauftragt.

Teil davon ist die Erhebung von Daten zu Stand und Prognose der
Treibhausgasemissionen in Osterreich.

Die im IBlgenden angefuhrten Angaben zu Stand und Prognose der Treibhausgas
emissionen (THG) in Osterreich wurden in Literftfiund [2] veroffentlicht.

2  VerwendetAbkirzungen und Umrechnungsfaktoren

Folgende Abktrzungen finden Verwendung

CH Methan
CO Kohlenstoffdioxid
CQe Kohlenstoffdioxid- Aquivalent

, crui s e’ Emissionsanteil von Flugzeugen wahrend des Fluges
(anschlie3end an Start bzw. vor Landung (LTO))

GHG Greenhouse Gas

HFCs Wasserstoffhaltige Fluorkohlenwasserstoffe

LTO LandingTake Off

LULUCF Landuselanduse Change androrestry (Landnutzung,
Landnutzungsanderung und Forstwirtschatft)

N20 Lachgas

NF3 Stickstofftrifluorid

PFCs Perfluorierte Kohlenasserstoffe


http://www.flughafen-zuerich.ch/unternehmen/laerm-politik-und-umwelt/klima-und-energie
http://www.flughafen-zuerich.ch/unternehmen/laerm-politik-und-umwelt/klima-und-energie

SF6
THG
THGP
WAM

WEM
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Schwefelhexafluorid

Treibhausgas

Treibhausgaspotenzial

Emi ssi on
measur es
Emi ssi on

gemal [2]

Verwendete Umrechnungsfaktoren:

Fur die Berechnung der C@uivalente wurden gemaf] folgende Faktoren fur

das Treibhausgaspotenzial verwendet:
THGP von GH 25
THGP von O = 298

3 Treibhausgasemissionen Osterreich

Projection
gemal
Pr o jwhetistingnme aScuer reasr’ i o

[ 2]

Aus [1] wurden dieTreibhausgasemissionen fir die Jahre 2007 und 2013

entnommen, [2] liefert die Prognosen der Emissionen fir die Jahre 2015, 2020 und
2025. In der Prognose erfolgt die Unterteilung der €Zb@ssionen in den Sektor

Verkehr und den Unterpunkt Flugverkehr natéd, fr die Ubrigen THG sind keine
Werte fur den Unterpunkt Flugverkehr angefihrt.

In Tabelle 1 bis Tabelle 4 sind die Emissionen fir die die Treibhausgase CO2, CH4
und N20O angefihrt. Aufgrund ihrer im Verkehrssektor geringen Relevanz sind die
Emissionenvon HFCs, PFCs, SF6 und NF3 hier nicht aufgelistet, in der Summe der

CO2Aquivalente sind sie sehr wohl enthalten.

Fur das Jahr 2007 ist zu bemerken, dagdjizwar ein Wert fiir das Gequivalent fiir den

Sektor Verkehr (1.A.3 Transport) angefiuhrt wird, nicht aber die Werte der einzelnen

Treibhausgase. Soweit in Unterkapiteln vorhanden wurden dig, @B und NO —

Emissionen fir die UnterpunktgRoad Traffic ,
addiert (Tabelle) und in derTabelle angeftihrt. Allerdings kdnnen allein mit diesen Werten

die angegebenen GA\quivalente (CO2e) nicht zu 100% reproduziert werden.,Behlet
betragt ca. 2% und resultiert aus nicht tabellarisch vorliegenden Emissionsangaben z.B. zum
transportation’

Punkt ,

ot her

, RaNal iwg@ g tsi* &imil’ Aviatioh d

Weiters

Tabelle angeflihrten Werten nur der nationale Flugverkedmthalten ist.

Tabelle 1: Treibhausgasemissionen fiir die Summe aller Quellen in Osterreich

THG Alle Quelleh Osterreich

CQe [ki] |CQ ki [CH kY] [N,O [Ki]
2007 86933 |74271 |292,25 |11,76
2013  |79599 |67768 |261,21 |10,95

wen| 2015 [79737  [67940 255,65 [1115
2020 |79067 |67252 |247,55 |11,05

st

Scenari

o

an
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2025 76779 65534 | 240,54 |10,99
2015 79066 67315 |255,44 |10,92
WAM| 2020 73293 61602 |246,42 |10,87
2025 68998 58203 |238,94 (10,64

Tabelle 2: Treibhausgasemissionen fiir dgektor Transport 1.A.3 in Osterreich

Alle Quellen ohne LULUCF

THG Transport 1.A.3, Osterreich
CQelkt] |CQIkt] |CH[kt] | NxO [ki]
2007 23791 23157* |0,74* |0,57*
2013 22809 22603 (0,46 0,65
2015 23184 22959 (0,17 0,74
WEM| 2020 23286 23041 (0,14 0,81
2025 23281 23018 (0,13 0,87
2015 22839 22626 (0,16 0,70
WAM| 2020 18832 18626 |0,13 0,68
2025 17904 17689 |0,12 0,71
* Werte aus Tabelle 4

enthdlt die Emissionen des Unterpunktes Nationaler Flugverkehr, d.h. Flige
innerhalb Osterreichs.

Tabelle 3Treibhausgasemissionen fir den Unterpunkt Nationaler Flugverkehr
1.A3.a

THG Nat, Flugverkehr 1.A.3.a, Osterre
CQelkt] |CQIkt] |CH [kt] | N.O [kt]
2007 75 74 0,005 |0,003
2013 56 55 0,004 |0,003
2015 60 60 k,A, k,A,
WEM| 2020 69 69 K,A, KA,
2025 79 79 k,A, k,A,
2015 60 60 K,A, KA,
WAM| 2020 69 69 k,A, k,A,
2025 70 70 k,A, k,A,

Tabelle 4 enthalt die Emissionen der Unterpunkte des Sektors Transport zur
Bestimmung der Emissionsmengen des Sektors Transport géinarn

Tabelle 4: Emissionen der einzelnen Unterpunkte des Sektors Verkehr zur
Summenbildung des selbigen fur das Berechnungsjahr 2007

Sektor CQekt] CQlkt] | CH[kt] | NoO [ki]
StraRenverkehr 22913 0,72 0,5
Schienenverkehr 156 0,007 0,06
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Schifffahrt 14,7 0,005 0,002
Zivile Luftfahrt 73,7 0,0051 | 0,0033
Berechnete 23.344,29| 23.157,4| 0,7371 | 0,5653
Summe

Tabelle 5: enthalt eine Gesamtaufstellung aller Flugverkehrsemissionen in
Osterreich, welchesich aus den Startund Landevorgangen von nationalen Fligen
(national) sowie von Fligen mit Start oder Landung in Osterreich aus dem Ausland
(international) zusammensetzen. Die Lande und Startaktivitaten finden sich jeweils

unter der Bezeichnung LTO, dignissionen aus den anschlieRenden Aktivitaten

nach Start bzw. jene vor der Landung un
Landungen in Osterreich ergeben sich 319kt CO2 in den Jahren 2007 und 2013.
Insgesamt betragen die C@nissionen des Flugverkehis Osterreich 2007

2250kt und 2013 rund 2030kt.

Tabelle 5: Treibhausgasemissionen des gesamten Flugverkehrs (nationale und internationale
Fluge) in Osterreich

CO2 Emissionen Flugverkehr Osterrei
gesamt
CO2e [kt]| CO2 [kt]| CHA4 [kt]| N20O [kt]
LTO national 30 29 0,005 {0,002
2007 Cruise national 45 45 0,001
LTO international 295 290 0,040 |0,013
Cruise international | 1904 1886 0,060
LTO national 26 25 0,004 |0,002
2013 Cruise national 29 29 0,001
LTO international 299 294 0,040 (0,013
Cruise international | 1697 1682 0,050

In Tabelle 6 wird fur den Flugverkehr (LTO) im Jahr 2013 eine CO2 Emissionsmenge
von 319 kt angegeben. Dieser Wert erfasst die Emissionen des LTO Anteils an den
einzelnen dsterreichischen Flughafen. Danthalten ist sind die LT-@missionsan

gaben des Flughafens Wien. [B] wird der LTO Anteil des Flughafen Wiens fir
2013 mit 235,3 kt, d.h. mit ca. 74% aller LTO Aktivitaten in Osterreich, angegeben.

Die in Tabelle 1 im UBA Berigif angefiihrten CO2 Emissionsangaben Osterreich
beinhalten ausschliel3lich jene THG Emissionen des Sektors Flugverkehr, die
nationalen Charakter haben, d.h. innerhalb von Osterretaiten und landenUm

nun auch jene THG Emissionen zu bericksichtigen, die durch internationale
Flugaktivitaten mit Start oder Ziel in Osterreich entstehen (siehe Tabelle 5), wurden
diese Emissionsmengen zu den Summenwerten der Tabelle 1 addiert und in
Talelle 6 angefihrt.
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Tabelle 6 Treibhausgasemissionen fur die Summe aller Quellen in Osterreich
inklusive internationalem Flugverkehr fur die Jahre 2007 und 2013

THG Alle Quelleh) Osterreich
CQe [kt] |CQIkt] [CHIkt] |NO [Kki]
Summenwertaus (
Tabelle) 86933 74271 292,25 |[11,76
Anteil LTO internat. (
2007 | Tabelleb) 295 290 0,040 0,013
Anteil Cruise internat.
Tabelleb) 1904 1886 0,060
SUMME NEU 89132 76447 292,29 11,83
Summenwert aus (
Tabelle) 79599 67768 |261,21 |[10,95
Anteil LTO internat. (
2013 | Tabelleb5) 299 294 0,040 0,013
Anteil Cruisenternat. (
Tabelleb) 1697 1682 0,050
SUMME NEU 81595 69744 261,25 |11,01

Fir alle anderen Jahre gibt es keine Vorhersagen betreffend der Emissionsmenge
resultierend aus dem internationalen Flugverkehr (sidladelle 5) weshalb fur die
Jahre 2015, 2020 und 2025 keine korrigierte Gesamtsumme gebildet werden kann.
Damit wird der Summenwert der Jahre 2015, 2020 und 2025 in einer Godften
nung von 2 bis 3 % der gesamten CO2 Emissionen unterschatzt.

Tabelle 7 enthlt im Vergleich dazu die CO2 Emissionswerte des Flughafens Wien
flr den 2Pisten Betrieb (2013, 2014 und 2025) sowie flr 2025-PisBnbetrieb.

Tabelle 7: CO2 Emissionen des Flughafen Wien in kt

Bezugsjahr Flugverkehr | Abfertigung | Triebwerk | Stationare Emissionen | Summe
(LTO) Probelédufe | Infrastruktur | Landside
Quellen

2013[3] 235,3 134 4.7 48,1 6,8 308,3
2014[4] 239,3 11,9 4.9 44,1 6,7 306,9
2025 2 Pisten| 322,7 17.4* 6,1* 55,3** 8,8* 4104
[3]

2025 3 Pisten| 518,4 22,8* 8,0* 64,9** 15,0* 625,7
[3]

* Hochrechnung mit den if8] angefuhrten Steigerungsraten

** Hochrechnung mit 15% flr-Ristensystem und 35% flrFistensystem

Fur das Jahr 2025 betragt der CO2 Anteil des Flughafens Wien {baste@betrieb

(410,4 kt) ca. 0,6% der Gesamtemissionen des Szenarios WEM bzw. 0,7% beim
Szenario WAM. Mit dem -Bistenbetrieb erh6ht sich der absolute Anteil des
Flughafens auf ca. 0,9% beim Szenario WEM bzw. 1% beim Szenario WAM. Die
relative Anderung ausschlieRlich durch die AnderurBis3enbetrieb anstelle -2
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Pistenbetrieb resultiert in ieer Erhdéhung von ca. 0,2% bis 0,3% der
Osterreichweiten CO2 Emissionen.

4 Verwendete Unterlagen

[1] Umweltbundesamt, 2015, Austria's National Inventory Report 2015, REP
0552, Vienna 2015

[2] Umweltbundesamt, 2015, GHG Projections and Assessment of Palraies
Measures in Austria, Reporting under Regulation (EU) 525/2013, 15 March
2015, RE®527

[8] LUA 2015 a: Energiebilanz und CO2 Bilanz fir den Flughafen Wien;
Hochrechnung fur das Jahr 2025 fur dasi2d 3 Pistensystem auf Basis des
Bilanzjahres 2013; Ersket: Matha M., Ellinger R.; Februar 2015

[4] LUA 2015 b: CGRilanz fur den Flughafen Wien, Bilanzjahr 2014; Ersteller:
Mat ha M. , ElI'l inger R.; Marz 2015*°

Die Erstbis Viertbeschwerdefuhrer fihrten mit Schriftsatz vom 20.05.2016 aus, dass bei den
von Univ:Prd. STURM ermittelten G&Emissionen der wesentliche Anteil der

Fl ugbewe gu n/gNbaXeis& ddhairwird,in der dem Schriftsatz angeschlossenen
Stellungnahme von Dr. VRTALA vom 19.05.2016 zusammenfassend ausgefuhrt- [Hervor
hebungen im Originall:

,ZumThemenbereich Treibhausgase:

1. Den von Prof. Sturm ermittelten C@EMmissionenfehlen die wesentlichen
Anteledes Fl uges (,cruise‘) und des Verkehr
des Flughafens.

2. Die von Prof. Sturm angegebenen Emissionsvietige mit Osterreich sind
daher erheblich unterschatzt Deswegen wurde eine Schéatzung in der
GroRRenordnung der zu erwartenden GBgiissionen vorgenommen.

3. Es kann davon ausgegangen werden, dass die durcl2-@astensystendes
Flughafens Wien Schwechiat Jahr 2025 bedingten C&@Enissionen einen Anteil
von mindestens knapp 3%eziehungsweise hochstens etwas Uber 4% an den
gesamten COEmissionen Osterreichs haben werden.

4. Die Zusatzemissioneder geplanten dritten Piste am Flughafen Wien betragen
nicht 0,2 bis 0,3% sondern liegen vielmehr in @ed3enordnung von 1.4 bis 2,2%
im Vergleich mit den gesamten Emissionen Osterrei€lie Zunahmen der CO2
Emissionen aus dem Flugbetrieb im Progndsej025 sind grol3 im Vergleich zu
den bestehenden Emissione®er Zuwachs an Cé&Einissionen durch die dritte
Piste ist wesentlich.




-7 2

CO2 Emissionen aus Flugbetrieb fur 2025

2500
2000
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B 2-Pistensystem

W Zusétzlicher Beitrag
durch 3. Piste

1000

500

Ex 1990-2013 Ex 2005-2013

Die Graphik zeigt Hochrechnungen der CO2-Emissionen aus dem Flugbetrieb fiir
einen "worst case" (Daten 1990-2013) und einen "best case" (Daten 2005-2013).
Es ist deutlich zu sehen, dass in beiden Szenarien die durch die 3. Piste
verursachten Emissionen ca. 60% des 2-Pistensystems betragen.

5. Wesentliche fir einen globalen Temperaturanstieg verantwortliche Effekte
(Kondensstreifen und kondensstreifenbedingte Cirrusbildung) wurden nicht
beachtet. Die tatsachlich erwartbaren Auswirkungen aus dem Flugbetrieb der 3.
Piste werden dahenochmals wesentlich untechatzt Diese Effekte wurden hier
abgeschétzt, auch in C&Rjuivalenten ausgedriickt und mit den entsprechenden
CO2Aquivalenten Osterreichs verglichen. Es sind, je nach Modell, unter
Bertcksichtigung der Auswirkungen dinitten Pisteund aller derzeit bkannten
atmospharischen Effekteis zu 5,4%nehr klimarelevante Emissionen im Vergleich
zu den gesamten klimarelevanten Emissionen Osterreichs erwartbar.

6. Der Geltungsbereich und die Beeinflussbarkeit von Treibhausgasemissionen
erlaubt laut Antragstéérin Mallnahmen in einem Bereich von lediglich 12%.
Tatsache ist, dass durch den Ni@#u der 3. Piste erhebliche (siehe Bild oben)
Treibhausgasemissionen (sowie auch andere Luftschadstoffe und Larm) vermieden
werden kdnnten. Daher sollte der Antragsteilte im Fall einer Errichtungserlaubnis

der 3. Piste, zumindest vorgeschrieben werden andere Ersatzmallnahmen im
AusmalR 1:1 vornehmen zu missen, um alle dann anfallenden Treibhausgas
emi ssionen zu kompensieren.*“

In der Folge wird in der Stellungnahme eihged auf die Berechnung der zusatzlichen THG

Emissionen eingegangen.

Mit der Stellungnahme vom 06.07.2016 fuhrte Usivof. STURM zu den obigen
Ausfihrungen von Dr. VRTALA aus:

.1 Aufgabenstellung

In Folge des Ermittlungsverfahrens des BVwG bezigliee Vorhabens

, Parallelpiste 11R/29L" der FIl ughafen
BVwG eine ndhere Erorterung der CO2 Problematik durch den Bau der 3. Piste und
eine Ausarbeitung moglicher CO2 Reduktionspotenziale beauftragt. Basierend auf
offentlich zuganglichen Unterlagen sowie den Angaben des Konsenswerbers
erfolgte eine Stellungnahme zum mdglichen CO2 Reduktionspotenzial am
Flughafen WiefSchwechat [1] sowie zum Stand und der Prognose der
Treibhausgasmissionen in Osterreicj2].

Wi
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Zu den beiden oben genannten Berichten liegt eine Stellungnahme seitens des
Ingenieurblros Vrtala vorgebracht durch diverse Parteien [8hr Im Folgenden
wird auf Argumente dieser Stellungnahme eingegangen.

2 Stellungnahme Vrtal§8]

Basis fur die in[1] und [2] angeflhrten Zahlen waren offentlich zugéngliche
Unterlagen des Umweltbundesamtes aus dem Jahr 2411 §2].

Hauptkritikpunkt in der Stellungnahme Vrtdad] ist, dass die if2] angefihrten
Anteile des Flughafens Wien Schwechat an der CO2 Belastung in Osterreich stark
unterschatzend seien.

Hierzu wird wie folgt angefuhrt:

Dieaus den UBA Studien angefiihrten Werte beziehen sich auf CO2 Abschéatzungen,
die in erster Linie aus Daten des Treibstoffumsatzes am Ort der Betankung ent
stehen. D.h. konkret, dass beim Flugverkehr die gesamten aus der Verbrennung des
getankten Treibstoffe resultierenden CO2 Emissionen dem Emittenten, im- kon
kreten Fall dem Flugzeug, zugerechnet werden, egal ob dieses wieder in Osterreich
landet (nationaler Flugverkehr) oder ein Ziel in einem auslandischen Ort hat (inter
nationaler Flugverkeht) Beim Krastoffverbrauch und somit den CO2 Emissionen
des StralR3enverkehrs spielt da z.B. der sogenannte Tanktourismus eine grof3e Rolle.
Durch in Osterreich gekauften Treibstoff entstehende CO2 Emissionen finden sich
auch in den osterreichischen CO2 Emissionsbilanzieder. Ahnlich ist dies nun
auchb e i den CO2 Emissionen von Flugzeugertl
zugeordnet werden. Bei Interkontinentalfliigen finden sich somit die gesamten CO2
Emission z.B. eines Fluges von Wien nach USA in der Emissionafril@¥sterreich
wieder. Dies ist z.B. u.a. aus dem unterschiedlichen Verhéltnis der CO2 Emissionen
der Betriebszustande ,cruise/LTO' -bei n
sichiich. Wahrend dies bei nationalen Flugen fir 2013 n@dhungefahr 1,1 be

tragt, steigt dieser Wert bei internationalen Fligen auf E&hr grobe Abschét
zung). Fur eine genauere Zuordnung wirde es einer genauen Aigselung der
Flugbewegungen nach Flugzeugen und Destinationen bedérfeas vor allem fir

die Prognose kaum darstellbar sein wird. Somit ist es mit Gberschaubarem Aufwand
kaum moglich fir die Prognosezustidnde mi &zw. 3 Pistenbetrieb genaue
Angaben deCO2 Emissionen bezogen auf Osterreich zu geben.

In der Einwendungg] wird korrekterweise darauf hingewiesen, dass in den Anga

ben in [2] hier die durch das Projekt 3. RstFlughafen Wieischwechat
anfallenden zusatzlichen CO2 Emissionen aus dem Flugbetrieb nur die LTO Aktivitat
und aus dem StraBenverkehr nur die , 1| ar
Stral3ennetz angefuhrt sind. Dies ergibt sich aus der Abgrenzung dekt@spdie

im UVP Verfahren mit diesen Vorgangen definiert wurde. Dies begrindet sich
darin, dass ohne Angabe der Destinationen und daraus folgend der Flugstraf3en bis
zum Verlassen 0sterreichischen Hoheitsgebietes, eine genaue Zuordnung nicht
durchfihrbarist. Zudem gibt es die oben angeflhrten Probleme mit der Festlegung
der Bezugsbasis (CO2 Emissionen Osterreich). Damit ergibt sich aber auch, dass die
in [2] genannten prozentuellen Veranderungen die auf Basis \a@bandenen
Datenmaterials halbwegs gesichert ableitbaren Verdnderungen bezogen auf das

Y'n der nationalen HrdMersd @em sn v edhiteirn a@te-Bo WBMRen FIl Gige i

ber Ucks i @Matbiegtl,e i6n WBiersd me¢ ismenmeeuea k|l usi ve der internati
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abgrenzbare Projekt darstellt. Es ist korrekt, dassvie richtigerweise in der
Einwendund3] angefiihrt—das aber die unter&renze des moglichen CO2 Anteils
des Flughafens Wiérrgibt.

In der Einwendung Vrtal@8l wi r d ver sucht anhand der ,
Emissiongerhéltnisse auf dem Projekt zuordenbare CO2 Emissionen des Sektors

, cruise‘ zu schlielBen. Dabei kommt er au
Betrachtungszeitraum seiner Auswertungen. Dies entspricht in etwa den Zahlen

aus dem UBA Bericli2], wobei sich aug$3] ein gewichteter Mittelwert fur die

Fliige national und international ergibtGrundsatzlich trifft somit die gleiche
Problemati k in Bezug auf , Crui se’ i ntern
umfasst nicht nur die CO2 Emissionsanteile auf dstetrechem Hoheitsgebiet).

Die in den Einwendungen3] dargestellten und ermittelten Veranderungen
zwischen 2 und-Ristenbetrieb wirden dann nadB] je nach Entwicklungsszenario

in einer GrolRenordnung um 1,4 bis 2,2 % liegen (Tabelld3)irSie stellen somit

die ,obere® Gr eRisiembetréble verursdaahtes Mehrdneission&n an

CO2 dar.

Ein weiterer Kritikpunkt irf3] ist das unterstellte Nichtbertcksichtigen von CO2
Stral3enverkehrsemissionen auf3erhalb des abgegreniaeaiside Bereichs. Hier

stellt sich abermals die Frage zur Abgrenzung des Untersuchungsgebietea und z
den in den Prognosehorizonten fiir Osterreich beinhalteten Gesamtemissions
mengen. Die Prognose fiir Osterreich 2025 beriicksichtigt die wirtschaftlichen
Entwicklungen, diese sind aber auch Grund fur das Projekt 3. Piste Flughafen Wien
Schwechat. Inwieweitun die sehr generellen Entwicklungen der Prognose Oster
reichs mit den konkreten Zahlen des Projektes zusammenhangen, bzw. wo deren
Abgrenzung ist, lasst sich nicht sagen. Theoretisch kénnte man die Emissionen der
Nullvariante aus der in der UVE enthakengrol3erflachigeren Betrachtung der
Verkehrsstrome von den Gesamtemissionen Osterreichs abziehen und jene des
3-Pistenbetriebs wieder dazuschlagen, real gesehen fiihrt dies aber zu einer-Schein
genauigkeit, die so nicht gegeben ist. Lasst man diese Urditaveg, so wird i3]

von einer Zunahme von bis zu 4% der CO2 Emissionen bezogen auf die Emissions
bilanz Osterreich 2025 ausgegangen, die aufdruder nicht definierbaren
Abgrenzung und damit moéglichen Doppelbewertung tiberschéatzend erscheint.

Zu den Aussagen beziiglich CO2 Aquivalenten, Kondensstreifenbildung usw. ist zu
bemerken, dass diese prinzipiell korrekt sind. Das Projekt basiert auf einem
gewissen Bedarf zusatzlicher Fliige, der wenn nicht hier dann wo anders abgedeckt
werden wird. Somit ist es auf die klimatische Wirkung bezogen eigentlich
irrelevant, ob die Kondensstreifen nun von in Wien oder in Bratislava
gestarteten/gelandeten Flugzeugéerrihren.

Zusammengefasst kann festgehalten werden:

 Die CO2 Emissionsinventur Osterreich basiert u.a. auf Angaben zum Treib
stoffverbrauch in Osterreich und berticksichtigt nicht, wo schluskemd

Es stellt sich hier die Frage der Vorhabensabgrenzung
Flughafen Bratislava abfliegen undgégemw@stemgreai et aweé i
CO2 Emissionsbilanzierung in Osterreich keine zuséatzli
*Dabei wird unterstellt, daPssbtanhetni dbndsoyenbkajahr
nationaler F|l Dgem gls¢i emtgegeeazghal ten, dass vor allem
Rel ation zu den grenziuberschreitenden abni mmt.
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dieser Treibstoffverbrauch ortlich zuordenbar anfgut]. Fir den Flug
betrieb bedeutet dies, dass z.B. di e
internationalen Fligen vollstdndig der Osterreiaien Bilanz zugerechnet

werden [2] (bei Fligen mit Destinationen auRerhalb Osterreichs) bzw. gar

nicht berlicksichtigt werden (bei Ursprungflughafamierhalb Osterreichs).

Dies liegt aber in der Natur von CO2 Emissionsinventuren, die zwar
einzelnen Landern zugeordnet werden, aber auch Emissionsanteile
enthalten, die nicht in diesem Land eintreten (z.B. Tanktourismus). Daher ist
auch jegliche Angabe zarozentuellen Anderungen von CO2 Ebenen auf
nationaler Basis mit groRen Unscharfen behaftet.

1 Die in [1] angefuhrten projektbedingten CO2 Zusatassimonen
beriticksichtigen aus dem Flugbetrieb die zusatzlichen LTO Aktivitdten und
dem StrafBenverkehr di e , landsi de’ A
StralRennetz. Die Veranderungen werden in Bezug auf die Emissionsbilanz
Osterreich mit < 1% angegeben. Diese d& quantitativ bestimmbare
Veranderung innerhalb eines dem Vorhaben halbwegs zuordenbaren
Raums, stellt aber wie in [3] richtigerweise angefllir— den unteren
Rahmen der projektbedingten Zunahme dar.

1 Die in[3] angefuhrten Zuwachse bei der CO2 Bilanz von 1,4% bis 2,2% beim
Flugbetrieb und bis zu 4 % gesamt berucksichtigen nicht, dasgrdese
Anteil eben nicht vollstandig im Osterreichischen Hoheitsgebiet anfallt
sowie mogliche Doppelbetrachtungen im Straerkehr.

1 Global gesehen ist es aber richtig, dass durch die zusatzlichen Flige
natirlich auch diese Emissionen produziert werden.

3 Verwendete Unterlagen

[1] Sturm P.: CO2 Reduktionspotenzial bei Inbetriebnahme der 3. Piste des
Flughafens Wien SchwechayBG, Februar 2016

[2] Sturm P.: Stand und Prognose Treibhausgasemissionen in Osterreich; BVWG,
Februar 2016

[3] Vrtala A.: Stellungnahme im Rahmen des Beschwerdeverfahrens Parallelpiste
11R/29L Flughafen Wien AG und Land Niederosterreich gem. § 12 Abs. 2
UVRG 20@, GZ SAFLA®.09160118 vom 19. Mai 2016

[4] Umweltbundesamt, 2015, Austria's National Inventory Report 2015- REP
0552, Vienna 2015, pp 582

[5] Umweltbundesamt, 2015, GHG Projections and Assessment of Policies and
Measures in Austria, Reporting under RegulatiBtv) 525/201315 March
2015,RE®R 527, pp 183"

3.6.5. Folgerungen zum Reduktionspotential der erstmitbeteiligten Partei und den
durch das Vorhaben verursachten zusatzlichen THG:

Das vernunftigerweise und nach dem Stand der Technik erreichbare Redpkiienisal fir
THGEmi ssionen, die durch das V?RE&V &BuksicBt@r dr
werden, erweist sich mit 30 kt an g@missionen als aufierst begrenzt im Vergleich zu den

4Global-@m§eMam Kl-ii gnta e zoagem ni cht wichtig die CO2 Em
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nicht vermeidbaren Emissionen des Flugbetriebes, die alleirStast und Landung (LTO,
siehe unten) 195,7 kt (Differenz von 518;4322,7), unter Einberechnung des gesamten
Fluges ¢ruise siehe unten) 1.17&t (dazu unten) ausmachen. Dies ergibt sich aus den
angefuhrten Gutachten des SV UdRrof. STURM und den 8tmgnahmen der
erstmitbeteiligten Partei.

Aus dem Gutachten des SV Usivof. STURM vom 29.02.2018tand und Prognose der
Treibhausgasemissionen in Osterreichabelle 5, ergeben sich Gesamtemissionen des
Flugverkehrs in Osterreich (Gesamtaufstellualigr Flugverkehrsemissionen in Osterreich,

die sich aus den Startind Landevorgangen von nationalen Fligen sowie von Fligen mit
Start oder Landung in Osterreich aus dem Ausland zusammensetzen im Jahr 2013) von
2.030kt CQ. Diese Emissionen setzen siohs & TO(Emissionen bei Start und Landung
national mit 25 und international mit 294) von insges&@d® kt CQund Cruise(Emissionen

beim anschlieBenden Flug national mit 29 und intgonal mit 1.682) von insgesamt
1.711kt CQz u s a mme nTOC b ¢ draghdemnach mit 15,7 %, dCeuiseFaktor

mit 84,29% zu den Emissionen bei, was einem Verhdaltnis von c&,41entspricht.
Vergleicht man dies mit den ebenfalls in Tabelle 5 dieses Gutachtens préasentierten Zahlen
fur 2007, so betragt das Verhaignn diesem Jahr dort 319931 bei Gesamtemissionen von
2250 kt, was einem Verhdaltnis von 14;185,82% oder ca. 16,05 entspricht. Das
Verhdltnis dieser beiden GroRRen hat sich zwischen 2007 und 2013 demnach in seiner
GroRRenordnung nicht wesentlickerandert.

Der Flughafen Wien tragt gemal Tabelle 7 dieses Gutachtens im Jahr 2013 mit 235,3 kt zu
mehr als zwei Dritteln zu den Emissionen, die sich aus Start und Landung ergeben (LTO), bei.
Univ-Prof. STURM errechnet in seinem Gutachten vom 29.02.20%6Tabelle 5 einen

Anteil des Flughafens Wien von ca.%4 an Ld@Emissioneh Ost errei chs.
Emissionen der vom Flughafen Wien ausgehenden Flige im Jahr 2025 werden im Nullplanfall
(ZwetPisten) 322,7 kt, im Fall der Errichtung der dritten P&t8,4 kt CO2 vorausgesagt.
Tabelle7 des Gut achtens e nt h & ICtuisedkYehiarieh DB Y d e
Bundesverwaltungsgericht schlie3t jedoch aus den Verfahrensergebnissen (Stellungnahme
Dr. VRTALA vom 19.05.2016 i.V.m. Gutachten STURM vom 06.07d2@5&3ich bei den flur

den DreiPistenbetrieb vorausgesagten Zuwéachsen kein wesentlich anderes Verhéltnis

z wi s dhGEmissipneh u GrdiseEmissioneh , al so Emi supndlLamdeng b e
zu Emissionen wahrend des Flugreiseverkehrs ergeben vald,aper vorsichtshalber von

einem Verhdltnis von nur 15 aus. Dieses Verhaltnis steckt fir das Bundesverwakungs
gericht nicht den oberen Bereich der vorstellbaren Emissionen ab, sondern erscheint als
realistisch erwartbar.
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Bei der-realistischen- Annahme eines derartigen Verhaltnisses ergeben sich Emissionen im
Nullplanfall (ZwePi st ensystem) fir dasLTQ&A@amdi Sy avonrn
322,7x5 = ICEuse® Y A & a Adley Ergatie Gesamtemissionen der vom Flughafen
ausgehenden und am Flogfen landenden Fliige von 1.936,2 kt@missionen. Fur den

Fall der Verwirklichung der dritten Piste ergaben sich derartige Emissionen fir das Jahr 2025
von S5I0LT®Y BA & a Audd/ BFHS = 2 .CGBusd,Y5 a a A Ries Sxdbe
GesamtemissionefLTOplus Cruis@ von 3.111 kt CEOfUr das Jahr 2025. Dabei ist noch zu
bertdcksichtigen, d&saisé i amugs ehlEime Blsii omedi e eBm
abfliegender Flugzeuge einberechnet werden, weil sich diese Emissionen aus den -Tankum
satzn von Flugzeugen am Flughafen Wien ergeben (vgl. GutachtenRyaiv STURM vom
06.07.2016).

Zwischen dem Nullplanfall und dem Vorhabétianfall ergébe sich somit eine Differenz von
3.111-1.936 = 1.175 kt GLEmissionen fir das Jahr 2025.

Dieser Wertist dem in Tabelle 1 des Gutachtens von URnaf. STURM vom 29.02.2016
prasentierten Szenario WEM (einem Szenario mit der Annahme, dass keine weiteren
effizienten Mallnahmen zur G&missionsbegrenzung gesetzt werden) gegeniberzustellen,
wonach die TH@&missionen fir die Summe aller Quellen in Osterreich im Jahr 2025 mit
65.534 kt CQEmissionen betragen werden. Diese Gegenuberstellung fihrt zum Ergebnis,
dass die Errichtung der dritten Piste zu einer Erh6hung de+Ed@ssionen im Ausmald von
1,79% der @ir das Jahr 2025 prognostizierten gesamten-EMissionen Osterreichs filhren
wirde.

Bei der Annahme des Szenarios WAM (das von der Ergreifung zusatzlicher effizienter
MaRnahmen zur Begrenzung der TH@issionen ausgeht), das £Emissionen fiir Oster
reichvon 58.203 kt CEEmissionen aus allen Quellen ergibt, stiege dieser Prozentsatz sogar
auf 2,02%.

Dabei ist es nicht so, dass diese Emissionen alle Gber dsterreichischem Staatsgebiet erfolgen,
sie sind vielmehr den Fliigen zugeordnet, die vom Flughafem \aisgehen. Die Gesamt
emissionen Osterreichs dienen nur als BezugsgroRe fur die absolute Hohe der Emissionen.

3.6.6.  Zu den Folgen des Klimawandels fiir Osterreich:
Treibhausgase (THG):

Vermehrt auftretende Wetteranomalien und Extremwetterereignisse werden heute von der
Uberwiegenden Mehrzahl der Wissenschafter auf den laufenden Klimawandel zurtickgefihrt.
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Eine treibende Kraft dafir sind die vom Menschen verursachten Emissionen von €HG, di

den Energiehaushalt der Atmosphéare durch die Absorption von Inf@itrahlung beein

flussen. Zu den klimawirksamen Gasen zahlen Kohlendioxig), (& beim Verbrauch

fossiler Brennstoffe entsteht, Methan (CH4), Lachgas (N20) und fluorierte GassgFZur
Berechnung der THEmissionen werden die Emissionswerte aller Gase mAQQivalent
umgerechnet. Dazu werden fir die Treibhausgasinventur die Treibhausgaspotenziale des
,IPCC Fourth Assessment Réport (2007) herangezogen
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/luft/treibhausgasey/

Nach den Feststellungen des Zwischenstaatlichen Expertengremiums fur Kldeaaiyen
IPCC (Intergovernmental Panel orm@te Change)das ist das fachlich daftr qualifizierte
und spezialisierte weltweite wissenschaftliche Gremium zur Untersuchung der Klimaver
anderungen, in seinerkinften SachstandsbericPPC 2013 und 20X4abrufbar unter:
http://www.ipcc.ch/report/ar5/index.shtm), ist der Temperaturastieg in der Atmosphére

und in den Ozeanen, ein weit verbreiteter Schmelzprozess der Polkappen und eine dadurch
verursachte Erhéhung des Meeresniveaus, insgesamirsacht durch den starken Anstieg

des Gehaltes an THG in der Erdatmosphare in den letzten 100 Jahren, offensichtlich und mit
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auf die Freisetzung von THG durch menschliche
Aktivitat zuriickzufiihren. In Folge dezsTatsache kann bereits eine Schadigung vieler nattr
licher Systeme beobachtet werden, die eine Grundlage fur das Leben auf der Erde und das
Wirtschaften durch den Menschen darstellen. Die Fortsetzung oder Erh6hung der bisherigen
Freisetzungsraten wird irg1. Jahrhundert sehr wahrscheinlich zu gréfReren Auswirkungen
auf das gesamte Okosystem der Erde fiihren, als dies bereits im 20. Jahrhundert der Fall war.
Dabei kann insbesondere das Wirken zahlreicher RickkopplungsVerstarkungseffekte,

wie etwa die Rduzierung der Fahigkeit der Ozeane, WWérzu absorbieren oder die
Fresetzung von Methan durch Erwarmung bisheriger Permafrostgebiete, noch nicht wissen
schaftlich exakt berechnet werden. Es ist sehr wahrscheinlich, dass eine Erwarmung2um 1
Grad der tpbalen Temperatur tber das Niveau von 1990 signifikante Risiken fir viele
Okosysteme mit sich bringt. Dabei dirfte es schwierig werden, das sogGIadZiel zu
erreichen. Bei einem Anstieg von 4 Grad oder mehr werden hohe bis sehr hohe Risiken
erwartet und es steigt auch die Wahrscheinlichkeit, dass sich mehrfache, abrupte und
unwiderrufliche Veranderungen im System Erde ergeben (sogenannte Kippeffekte).

Es ist nach einer Vielzahl von Studien davon auszugehen, dass der Klimawandel seit Beginn
der Industialisierung vom Menschen beeinflusst wird und bereits stattfindet. Wenn keine
nachhaltige Verringerungen der THEBEnissionen stattfinden, wird es zu einem weiteren


http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/luft/treibhausgase/
http://www.ipcc.ch/report/ar5/index.shtml
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Temperaturanstieg mit weitreichenden Folgen kommen. Dies ist mittlerweile eine notorisch

bekannte Tatsache.

Ministerratsbeschluss zum Klimawandel:

Die dsterreichische Bundesregierung geht demgemalR davon aus, dass der Klimawandel

bereits in Osterreich seine Auswirkungen zeigt und sich weiter verstarken wird. Vor diesem

Hintergrund wurde eine Sttagie zur Anpassung an den Klimawandel im Ministerrat vom

23.10.2012 beschlossen; diese wurde von der Landeshauptleutekonferenz am 16.05.2013

zur Kenntni s gen obmeistarreichisame SDatdgia zoeAnpassyng an den
Klimawandel (Teil & Kontext) v om Mai 2 0 1 2 httpse//iwmcbelfuiv.gvial t

unt

zu diesem Ministerratsbeschluss sind einerseits die Ursachen des Klimawandels, als auch

seine Folgen, im Besonderen fiir Osterreich und den Alpenraurgesiz!it.

In diesemDokument werden imKapitel 5.3 folgendezukinftige direkt und indirektzu

erwartende Auswirkungen des Klimawandels auf Basis der Klimaszenarien fiir Osterreich

schlagwortartig wie folgtlargestellt:

Fir die Landund Forstwirtschaft:

Verlangerung der Vegetationsperiode;

Verlagerung des Niederschlags aus der Vegetationsperiode in den Winter (regionale
Differenzierung notwendig);

Abnahme der Niederschlagshaufigkeit wahrend der Sommermonate;

Zunahme der Niederschlagsvariabilitdt von Jahdahr im Sommer;

Zunahme der Haufigkeit von Trockenperioden;

Hitzebelastung von Pflanzen speziell in Kombination mit Trockenheit;

vermutlich Abnahme des Bodenwassergehaltes und damit erhdhter Trockenstress im
Suiden und Osten Osterreichs;

Erhéhung der panziellen Evapotranspiration durch hdéhere Temperaturen und
langere Vegetationsperioden;

Hitzebelastung von Pflanzen sowie Erh6hung der Evapotranspiration kénnen dazu
fuhren, dass einzelne Kulturen génzlich bzw. regional aus der Nutzung verschwinden.
Erhohes Risiko zur Verringerung der Artenvielfalt;

Veranderung der Artenzusammensetzung inklusive neuer invasiver Arten;

Auftreten verdnderter und neuer invasiver Schaderreger an Pflanzen und pflanzlichen
Produkten;

Auftreten neuer Krankheitserreger in der Thaitung;


https://www.bmlfuw.gv.at/
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derzeit noch keine belastbaren Aussagen zu Extremereignissen wie -Siadn
Hagelhaufigkeit sowie Erosion durch Starkniederschlage; bezlglich Hochwasser siehe
Aktivitatsfeld Wasserhaushalt und Wasserwirtschaft (erhoéhter Forschungsbedarf
notwendig)

Veranderung physiologischer Leistungsd Qualitatsparameter von Nutzund
Kulturpflanzen als Folge veranderter Niederschlagsverteilung und Temperaturver
héaltnisse.

Fur den Wasserhaushalt und die Wasserwirtschaft:

Tendenz zur Verschiebung des Hochwassikos in den Winter und Frihling im
Norden Osterreichs; Zunahme von Starkniederschlagen moglich (bisher nicht
eindeutig belegt); diskutiert wird eine mogliche Zunahme lokaler Starkniederschlage
von kurzer Dauer;

Zunahme der Verdunstung;

Abnahme des Scheaiederschlags und der Schneedeckendauer, friherer Beginn der
Schneeschmelze;

Zunahme der Winterniederschlage (besonders im Norden), Abnahme der
Sommerniederschlage;

Erh6hung der Abflisse im Winter (mit Ausnahme des Sudens), Reduktion im Sommer
(regional unterschiedlich);

Ruckgang der Gletscher setzt sich fort. Abflisse aus Gletscherschmelze dirften um
2040-2050 ihr Maximum erreichen;

Erh6hung der Niederwasserabflisse in den Alpen im Winter, mogliche Reduktion im
Flachland im Spatsommer/Herbst;

Erh6hungder Niederwasserabflisse im Winter, Reduktion im Sommer;

Anstieg der Wassertemperaturen (Oberflachenwassebesonders im Sommer

sowie Grundwasser);

Lokal kann das Geschiebepotenzial im Bereich der Permafrostgrenze zunehmen;
regional betrachtet diurfte &i Zunahme bei gré3eren Vorflutern eher klein sein.

im Siuden und Osten Osterreichs Abnahme der Grundwasserneubildung wahr
scheinlich; im Norden und Westen Osterreichs kénnte sie zunehmen;

Durch die mdgliche Zunahme der Verdunstung und Abnahme der S&déage im
Sommer ist eine Reduktion der Quellschiittungen von oberflachban Quellen

nicht auszuschlief3en.

mogliches geringeres Verdiunnungspotenzial in Oberflachengewassern im Sddosten
Osterreichs kann zu erhohten Stoffkonzentrationen fiihren;
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- Temperatuerhéhung wird zu Veradnderungen der aquatischen Biozonosen fihren,
die Bioregionen werden sich verschieben;

- Kleinrdumig konnten sich vorhandene Engpésse in der Wasserversorgung in Gebieten
mit ungunstigem Wasserdargebot verstarken.

Fiar den Tourismus
- Anstigg der Jahresmitteltemperatur (Ganzjahf€surismus);

- Veranderung der Niederschlagsmengen und ihrer saisonalen Vertedéimahme
der Niederschlagshaufigkeit wahrend der Sommermonate und Zunahme in den
Wintermonaten;

- Abnahme des Schneeanteils in tiefendumittleren Lagen, Rickgang der Schnee
sicherheit;

- Abnahme der Eisund Frosttage;

- Zunahme der Tage ohne durchgehende Schneedecke im Gebirge;

- Auftauen der Permafrostbdéden kann zu Instabilitat von Infrastruktureitiungen
und zu Steinschlaggefahr fuhren;

- Rickgang der Gletscher beeinflusst das Landschaftsbild;

- erhohter Druck auf Gletscher durch schlechtere Bedingungen in Schigebieten
niedriger Lagen maglich;

- Anstieg der Was s er lbadetapgkchéa t Tuer nepne r(a taunrgeenr)e;

- mogliche Belastungler Wassequalitdt der Seen (B. durch Algen) bei h6heren
Temperaturen;

- relative klimatische Begunstigung des Alpenraums gegeniber insbesonders- Mittel
meerdestinationen im Sommer;

- verstarkte Hitzeperioden bzw. Anstieg an Hiaggen (Uber 30 °C) im SommerB(z.
Stadtetourismus- Flucht aus urbanen Raumen in umliegende Gebiete);

- Rickgang der Artenvielfalt (Flora und Fauna) flhrt zu einer Veranderung des
Landschaftsbildes.

Fur den BereiclEnergiemit Fokus auf die Elektrizitatswirtschaft
- Erh6hung derNiederwasserabflisse im Winter und friherer Beginn der Schnee

schmelze;

- an voralpinen Gewassern: erhohte Ausprdgung der Niederwasserperioden im
Sommer und Herbst;

- an alpinen Gewassern: eventuell im Spatsommer langere Niedervpesgaien,
wobei in den vegletscherten Gebieten der Sommarnd Herbstaliuss sogar kurz
bis mittelfristig steigen wird, da die Gletscherschmelze zum Abfluss beitragt: Lang
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fristig wird aber auch hier durch den voranschreitenden Gletscherriickgang mit
sinkendem Wasserangebot zwckeen sein;

Anstieg der Wassertemperaturen vor allem wahrend sommerlicher Trpekeoden;
Gletscherund Permafrostrickgang und dadurch erhdhter Geschiebeanteil;

maogliche Veranderung des Winddargebots;

maogliche Veranderung der Solareinstrahlung;

maoglicheVeranderung im Dargebot biogener Stoffe zur energetischen Nutzung;
Abnahme des Heizenergiebedarfs und Zunahme des Kihlenergiebedarfs;- Veran
derungen der Anzahl der Heind Kuhlgradtage;

mdogliche Veranderungen im Angebot voerneuerbaren Energietrdgernz.B.
Windenergie, Solarenergie, Biomasse).

Fur den BereiclBauen und Wohnen

steigende Durchschnittstemperaturen und Temperaturmaxima,

Vermehrtes Auftreten von Hitzewellen flhrt zu einer Zunahme der Hitasheng;
speziell fir urbane Regionen wird einerstarkung des Warmeseleffekts erwartet.
Erh6hung der temperaturbedingten physikalischen Beanspruchung von Gebauden;
Zunahme der nachtlichen Temperaturminima von tber 20 °C;

regional unterschiedliche Zunahme der Niederschlagsintensitat;

Verlagerung dedHochwasserrisikos in den Winter und Frihliageine generelle
Aussage Uber die Veranderung des Hochwasserrisikos fiir ganz Osterreich ist derzeit
nicht moglich;

Erhohte Schneelasten sind in héheren Lagen zu erwarten und konnen fur tiefere und
mittlere Lagennfolge zunehmender Klimavariabilitat nicht ausgeschlossen werden.
Derzeit sind noch keine belastbaren Aussagen zu Extremereignissen wie Gtdrm
Hagelhaufigkeit moglich (erhdhter Forschungsbedarf notwendig).

Regional unterschiedlich zunehmend8tarkniederschlage sowie Auftauen von
Permafrost kdnnen im alpinen Raum vermehrt zu Muren, Steinschlag, Felssturz und
Rutschungen sowie im Winter vermehrt zu Lawinenabgéangen flihren.

erhohtes Risiko von Waldnd Flachenbranden infolge von Hitzewellen.

Fiurdie Gesundheit:

Vermehrtes Auftreten von Hitzewellen flihrt zu einer Zunahme der Hitzebelastung;
speziell fir urbane Regionen wird eine Verstarkung des Warmeinseleffekts erwartet.
Erreichen neuer Temperaturmaxima in Flachlandbereichen Osterreichs;

Zunahme dr nachtlichen Temperaturminima von uber 20 °C, insbesondere wahrend
Hitzeperioden;



-83

Zunahme der thermophysiologischen Belastung an heiRen Tagen und bepeHitze
rioden;

Zunahme der Mortalitatsrate bei Hitzeperioden, insbesondere bei Rjsikpen;

maoglicre Beeintrachtigung der Leistungsfahigkeit an heil3en Tagen und wéhrend
Hitzeperioden;

Veranderung der Ausbreitungsind Ubertragungsbedingungen von Vektoren und
Krankheitserregern;

mogliche verstarkte Ausbreitung allergener Pflanzen und Tiere;

Belastbare Assagen Uber die Zunahme an extremen Wetterereignissen wie Sturm
und Hagelhéaufigkeit sowie Starkniederschlage und Hochwasser sind derzeit nicht
maoglich. Haufigere Extremereignisse erhohen das Risiko fiur Verschittungen,
Verletzungen, dauerhafte Behinderungbis hin zu Todesfallen.

Als sekundére gesundheitliche Folgen nach Extremereignissen sind Stress und
psychische Storungen sowie Schimmelpilzbefall in Wohnraumen bei Bebhaben
maglich.

Sommerliche Hochdruckwetterlagen kdénnen die Bildung von Luftvemigungen
begiinstigen.

Hohere Temperaturen kbnnen die Vermehrung von Mikroorganismen in Lebensmit
teln begunstigen und zu einer Zunahme an lebensmittelbedingten Infektionen
fuhren.

maogliche bakteriologische Beeintrachtigung der Trinkwasserqualitit defnkn
Anstieg der Wassertemperaturen.

Fur die Okosysteme bzw. Biodiversitat:

Anstieg der Jahresmitteltemperatur;

Hohere Temperaturen fihren direkt zu einer Verlangerung der Vegetaeritgle

und damit zu einem friiheren Einsetzen und einem spéteren Eeddranspiration

der Pflanzen.

Zunahme der Haufigkeit von Trockenperioden;

Veradnderung der Niederschlagsmengen und ihrer saisonalen Verteddimahme

der Niederschlagshaufigkeit wahrend der Sommermonate und Zunahme in den
Wintermonaten (regionale Diffenzierung notwendig);

Hitzebelastung von Pflanzen speziell in Kombination mit Trockenheit;

vermutlich Abnahme des Bodenwassergehaltes und damit erhéhter Trockenstress im
Siiden und Osten Osterreichs;

erhohtes Risiko zur Verringerung der Artenvielfalt;

Veréanderung der Artenzusammensetzung;
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Abnahme des Schneeanteils in tiefen und mittleren Lagen, Rlckgang der
Schneesicherheit;

Abnahme der Eisind Frosttage;

Anstieg der Wassertemperaturen vor allem wahrend sommerlicher Trockenperioden,;
Verschiebung von Areatenzen entlang von Hohemind Feuchtegradienten;

Anderungen in der Artenzusammensetzung in Lebensgemeinschaften und Biotopen;
Verlust von Lebensraumen und Arten;

Ausbreitung neuer invasiver Arten (Neobiota).

Fir die Verkehrsinfrastruktur:

Steigende Hitzebelastung kann zu Materalund Strukturschdden sowie zu
Verformungen an Stral3enbelagen und der Schieneninfrastruktur fihren.

bei Hitzewellen erhthtes Ausfallsrisiko der elektronischen Ausstattung (Signal
anlagen);

Veranderung der Niederschlagsmengamd ihrer saisonalen Verteilung Abnahme

der Niederschlagshaufigkeit wahrend der Sommermonate und Zunahme in den
Wintermonaten;

Tendenz zur Verschiebung des Hochwasserrisikos in den Winter und Frihling im
Norden Osterreichs;

Erh6hung der Abflisse im Wimtémit Ausnahme des Sudens), Reduktion im Sommer
(regional unterschiedlich);

Zunahme von Starkniederschlagen moglich (bisher nicht eindeutig belegt); diskutiert
wird eine mogliche Zunahme lokaler Starkniederschlage von kurzer Dauer;
Starkniederschlage koen zur Uberlastung von Drainagesystemen und zur Flutung
von Unterfihrungen fihren.

Erosion und Unterspilungen kdnnen die Stabilitdt von Bahndadmmen und Gleisbett
geféhrden.

zunehmendes Risiko fur Massenbewegungen (Hangrutschungen, Muren);

Abnahme des Schnagderschlags und der Schneedeckendauer, friiherer Beginn der
Schneeschmelze;

Abnahme des Schneeanteils in tiefen und mittleren Lagen; Rickgang der Schnee
sicherheit;

Zunahme der Schneemenge in Hohenlagen von Uber 1.800 m, was regional eine
erhohte Gefahwon Lawinen mit sich bringen kann;

Zunahme der Tage ohne durchgehende Schneedecke im Gebirge;

Abnahme der Eisund Frosttage;
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Auftauen der Permafrostbéden kann zu Instabilitdt von Infrastruktureinrichtungen
und zu Steinschlaggefahr fihren.

Belastbare Aussggen betreffend Stirme sind derzeit noch nicht moglich; Stirme
kénnen Schaden an der elektronischen Infrastruktur verursachen.

Fir die Wirtschaft, die Industrie sowie den Handel:

Hohere Temperaturen und Hitzewellen erh6hen den Kihlungsbedarf fir die Lagerun
und den Transport verschiedener Produkte.

Hohere Temperaturen und Hitzewellen beeintrachtigen die Arbedsigungen
(Ruckgang der Produktivitat, Gefahrdung der Gesundheit und der Arbeitssicherheit).
Veranderungen im Konsumverhalten durch steigende Texatpren und langere
Hitzeperioden (B. Getranke);

Abnahme der Verfligbarkeit von Kihlwasser bei Hitzewellen/Dirren kann
kihlungsintensive Produktion sowie Energieerzeugung beeintrachtigen;

mdogliche Anderungen in der Verfuigbarkeit von Rohstoffen und Vdkign durch
geanderte Temperatdrund Niederschlagsverhéltnisse kann Auswirkungen auf die
gesamte Wertschopfungskette mit sich bringen;

regional unterschiedliche Wasserverfiigbarkeit durch Anderungen der Nieder
schlagsmengen und ihrer saisonalen Verteilsr&pnahme der Niederschlagshaufig
keit wahrend der Sommermonate und Zunahme in den Wintermonaten;

Potenziell zunehmende Extremereignisse und extreme Witterungsperioden kdnnen
massive Schaden der betrieblichen Infrastruktur und bei der Produktion verwsach
(Gefahr von Liquiditdtsengpassen bei Unternehmen und Versicherungen).
Niederschlags und temperaturinduzierte Extremereignisse (Sturm, Hagel,
Uberschwemmungen und Massenbewegungen, Hitzewellen in Verbindung mit Diirre)
kébnnen zu Engpéassen in der Energisergung fliihren und somit die Produktion
behindern bzw. ggf. zu Produktionsausfallen fiihren.

Beeinflussung der betriebsinternen Logistik durch eventuell vermehiretahde
Extremereignisse, Beeintrachtigungen der Transpant! Lagerinfrastruktur;

Durch die globale Vernetzung werden sowohl die Zulieferung fur die Produktion in
Osterreich als auch der Absatz Osterreichischer Produkte durch Klimafolgen in
anderen Erdteilen betroffen sein.

Sowohl Klimaschutzauflagen als auch Klima&nderungen kénnen zukBrathd
Verfahrensinnovationen fihrer etwa in der Dammstoffindustrie, bei Kimhitteln,
neuen Baustoffen, regenerativen Energiemder auch beim Hoakasseschutz, bei
Hangstabilitatsmal3nahmen und anderen Formen der Anpassung.
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Fir die Stadt, die urbaneFret und Grinraume:
- Vermehrtes Auftreten von Hitzewellen fihrt zu einer Zunahme der Hitzebelastung;

speziell fir urbane Regionen wird eine Verstarkung des Warmeinseleffekts erwartet.

- Zunahme thermischer Extremwerte und Erreichen neuer Temperaturmaxmma i
Flachlandbereichen Osterreichs;

- Zunahme der nachtlichen Temperaturminima von tber 20 °C, insbesondere wahrend
Hitzeperioden;

- Zunahme der thermophysiologischen Belastung an heilen Tagen und bei
Hitzeperioden;

- Zunahme der Mortalitatsrate bei Hitzeperiodersbesondere bei Risikogruppen;

- mogliche Beeintrachtigung der Leistungsfahigkeit an heien Tagen und wahrend
Hitzeperioden;

- Verstarkung des thermischen Stadtklimaeffektes durch erhtéhten Strombedarf bei
Hitzewellen (zunehmende Gebaudeklimatisierung);

- Sommerliche Hochdruckwetterlagen kénnen die Bildung von Luftvemigungen
beglnstigen.

- Verlagerung des Hochwasserrisikos in den Winter und Fruklieghne generelle
Aussage (ber die Veranderung des Hochwasserrisikos fur ganz Osterreich ist derzeit
nicht moglich;

- Veranderung der Niederschlagsmengen und ihrer saisonalen Vertedémahme

der Niederschlagshaufigkeit wahrend der Sommermonate und Zunahme in den
Wintermonaten;

- haufigere Sommergewitter und Starkregenereignisse mit Starkregenabflussspitzen;

- Belastbare Aussagen betreffend Stlirme sind derzeit noch nicht mdglich; Stirme
kénnen Schaden an der elektronischen Infrastruktur verursachen.

- Verédnderungen der urbanen Pflanzemnd Tierwelt und Ausbreitung warme
liebender Pflanzen und Tierarten, insbedere von Neobiota;

- Abnahme der Verdunstungsleistung der Vegetation;

- Verlangerung der Vegetationsperiode;

- erhohte Anfalligkeit der Vegetation bei Trockenperioden.

Im Kapitel 14 wird unter der UberschriftDf 2 6 | £ S &lf SY WyidpeSuibrti &

»Lebensbedigungen sichern

In vielen Regionen der Welt wird der Klimawandel die Lebensbedingungen
nachhaltig beeintrachtigen und z. B. durch Wasserknappheit zu einer massiven
Bedrohung fur die Lebensmittelversorgung fihren. Andere whiksingen des
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Klimawandels werde hitzebedingte Todesfélle, die \feeitung von Vektor
Ubertragenen Krankheiten wie Malaria und den Zugang zu nattrlichen Ressourcen
betreffen. Auch das Erreichen der Millenniumsziele und der damit verbundenen
nationalen Ziele zur Ausléschung der Armut durFérderung nachhaltiger
Entwicklung erscheint durch den Klimawandel gefahrdet (OECD 2009). Dies durfte
eine Zunahme von Umweltfliichtlingen mit sich bringen.

Die Zahl der fur das Jahr 1999 geschatzten 25 Millionen Umweltfliichtlinge wird bis
zum Jahr 205@uf 156200 Millionen angestiegen sein. Alleine durch das Steigen
des Meeresspiegels ist in den néachsten zehn Jahren mit zehn Millionen zusatzlichen
Umweltflichtlingen zu rechnen (EK 2007c). Der Klimawandel ist dabei nicht der
alleinige Faktor, der zu Migtion fuhrt; Ausléser sind oft bereits bestehende
problematische Verhaltnisse (politisch, wirtschaftlich, religios etc.). Dazu zéahlen
unter anderem unzureichende Infrastruktur, generelle Wasserknappheit, schlechte
medizinische Grundversorgung etc.

[ -]

Umwelt erhalten und schiitzen

Global betrachtet hat sich der Zustand der Umwelt und der natirlichen
Lebensgrundlagen in den vergangenen Jahrzehnten vielerorts steighlechtert;

der Klimawandel verschéarft die Situation zusatzlich. Die Einbindung des
Umweltschutzes und des Erhalts der natirlichen Lebensdagaoh gehoért deshalb

— wie unter anderem in der Osterreichischen Gegetaung festgehalter- zu den
wichtigsten Aufgaben der Entwicklungszusammenarbeit.

Die Folgen des Klimawandels und die Notwekeligzur Anpassung vecharfen vor
allem die Probleme der armen Bevdlkerung in landlichen Gebieten und
kistennahen Ballungsraumen, die ohnehin schwierigen -&§odogischen
Bedingungen, Umweltrisiken und hoher Klimavariabilitat ausgesetzt ist. Unsichere
Landrechte, fehlender Zugang zu Umweltinfationen und die Auswirkungen von
Umweltkatastrophen gefahrden ihre Existenz in hohem Mal3. Gesetze werden
mangelhaft umgesetzt; die Kapazitaten in Ministerien, Regionen, Gemeinden und
Institutionen sind schwachfBei A 2009 ) . *

| m Dok bmeSntl 4,0 SNNBEAOKAAOKS { GNF GS3IA(Beil2i-dzNJ ! y L
Aktionsplan, Handlungsempfehlungen fur die Umsetzung) zum Ministerratsbeschluss vom
23.10.2012 wird auf S. 214 f im Kapitel 3.9.2 ausgefuhrt:

» Vulnerabilititsabschatzung des Aktivitatsfeldes Gesundheit

Bei den direkten Wirkungen handelt es sich um die unmittelbaren Folgen von-Klima
und Wetteranderungen auf den menschlichen Organismus (z. B. durch Hitzewellen)
sowie die gesundheitlichen Folgen von wittersbhgdingten Extremereignissen
(z.B. durch Starkniederschlage, Hochwasser etc.) (Dombois & -Biawtander
2004, Jendritzky 2009).

Als derzeit wichtigste direkte Belastung des menschlichen Organismus sind
Hitzewellen, insbesondere in urbanen Gebieten, @ehen. Hitzewellen fihren zu
einer erhohten Sterblichkeit, wirken sich jedoch auch auf Morbiditat,
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Leistungsfahigkeit und Wohlbefinden aus. Insbesondere Kinder, &ltere Menschen
und Personen mit HerKreislaufErkrankungen gelten als besonders betroffen.

[ 1.

Eine Klimaveranderung begunstigt auch die weitere und raschere Ausbreitung
allergener Pflanzen und Tiere. So ist z. B. bei den eingeschleppten Arntesia

(, Ragweed"®) mi t einer weiteren Ausbreit
rechnen. Eine langereoRenflugsaison, aber auch eine hohere Aggressivitat der

Pollen wird bereits beobachtet. Die Kenntnisse Uber die potenzielle Ausbreitung
allergener Pflanzen und Tiere sind unzureichend, daher ist die Vulnerabilitdt derzeit

nicht verlasslich einschatzbaruizh die hohe Aggressivitat des Ragweédrgens

und des hohen Potenzials fur Kreuzreaktivitdt mit Lebensmitteln durfte die
Vulnerabilitét jedoch eher als hoch einzuschétzen sein.

Die Wechselwirkung von Luftschadstoffen und Klimawandel ist vielfaltigigd#e
sommerliche  Hochdruckwetterlagen (hohe  Temperaturen und  starke
Sonneneinstrahlung) kénnen die Bildung von bodennahem Ozon beglnstigen. Ozon
verursacht Schleimhautreizungen und entziindliche Reaktionen der Atemwege.
Personen mit Atemwegerkrankungen du\llergien sind hier besonders betroffen.

Eine Zunahme der UStrahlung durch die Abnahme des stratospharischen Ozons

wird wahrscheinlich das Risiko fir Hauttumore wkdebs erhdhen. Es wird ohne
entsprechende Schutzmal3Bhahmen von einer maRigen Vulngéalalisgegangen,

fur Risikogruppen wird eine hohe Vulner al

Im Klimaschutzbericht 201ées dsterreichischen Umweltbundesamtes wird auf S. 26 zu den
Auswirkungen des Klimawandels furr Osterreich wie folgt ausgefiihrt:

., Der Stand des Wissens zum Kl i mawandel [
die Mdoglichkeiten zur Minderung und Anpassung werden im Osterreichischen
Sachstandsbericht des Austrian Panel amé&k Change (APCC) dargelegt. Derzeit

liegt die globale Durchschnittstemperatur um 0,85 °C Uber jener am Ende des 19.
Jahrhunderts. In Osterreich ist der Temperaturanstieg mehr als doppelt so hoch wie

im globalen Mittel und betragt bereits jetzt 2 °C. Eipiterer Temperaturanstieg

von 12 °C bis zur Mitte dieses Jahrhunderts ist zu erwarten. Die Erreichung des

2 °GZiels wirde fur Osterreich einen Anstieg von beinahe 4 °C bedeuten (APCC
2014).

Der letzte Winter 2015/2016 lag mit 2,7 °C uber dem vielj@miiylittel und war
damit der zweitwarmste Winter in der knapp 2gihrigen Messgeschichte (ZAMG
2016) .

In diesem Bericht wird auf Seite 27 die Jahresmitteltemperatur in Osterreich im Vergleich
zum globalen Mittel grafisch wie folgt dargestellt:


http://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/REP0582.pdf
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Entwicklung Durchschnittstemperatur

Anomalien zu 1801-2000 [in *C]

1760 1780 1800 1820 1840 1860 1880 1200 1220 1240 1960 1980 2000
—— G003 e—tameich
. o
Quelle: nach APCC (2014) umwelthundesamt

Weiterswird zu den Auswirkungen fiir Osterreich ebenda weiter ausgefiihrt:

,Dem dur ch den KI'i mawandel verur sachten
Zunahme von Trockenheit und Hitzeperioden im Sommerhalbjahr, unter denen
Vegetation, (Nuttiere und Menschen leide Abbildung 4 zeigt die zeitliche

Ent wicklung von Hi tCasel zagrear iion' .eiuwe nd e nWolr e
Okologischen Auswirkungen zahlen:

1 Die Waldbrandgefahr wird zunehmen und warmeliebende Schadlinge werden
vermehrt auftreten.

Es kommt h&ufigezu extremen Wetterereignissen.
Im Winterhalbjahr werden Niederschlage zunehmen.

Die Austrocknung der Boéden im Sommer und vermehrte Erosion durch
Starkregen fuhren zu Humusabbau.

1 Die Wasseraufnahme der Bdoden verringert sich, unter anderem auch durch eine
geringere Schneebedeckung im Winter.

Rutschungen, Muren und Steinschlag werden zunehmen.

Durch die Verkleinerung der Gletscher wird die Wasserfuhrung der Flisse
beeinflusst, die von Gletschern gespeist werden.

Okonomische Folgen betreffen u.a. den Wintenismus, da auch die kiinstliche
Beschneiung in Schigebieten Grenzen unterliegt. Unter anderem aufgrund des
veranderten Auftretens von Niederschlagen sind auch Ertrdge in der- luad
Forstwirtschaft sowie der Stromproduktion in Wasserkraftwerken betroffeerner

wird die Migration aus dem sudlichen Landern (z. B. Afrika) zunehmen. Allein in

Asien und Afrika rechnet man bis 2020 mitZ45 0 Mi o . betroffenen |

Das Bundesverwaltungsgericht folgert, dass aus anerkannten Studien mit hoher Wahr
scheinichkeit hervorgeht, dass der Klimawandel in Osterreich bereits seineikusigen
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zeigt und in Zukunft bei fehlenden oder unzureichenden GegenmalRnahmen gegen einen
Anstieg an THG sich dieser weiter verstarken wird. Dies ist inzwischen eine notorische
Tatsache. Der Klimawandel hat umfangreiche Folgen auf das gesamte Lebensgefiige mit
negativen Auswirkungen auf Mensch, Tiend Pflanzenwelt.

Es kommt zu drastischen Ertrag®id EinkommenseinbulRen sowie zum Verlust von Arbeits
platzen, insbesonders im Berbicvon Land und Forstwirtschaft sowie im Tourismus.
Vermogenswerte werden vernichtet, die Zahl von Hitzetoten wird ansteigen.

3.6.7. Internationale und nationale Vorgaben zur Reduktion von THG:
Das KyoteProtokoll:

2005 t rPaotokolldvars Kygto zurRahmenibereinkommen der Vereinten Nationen
No SNJ Yt AYIl KkyrR Kyoi@yobil) im Kraft, das erstmals volkerrechtlich ver
bindliche TH&Reduktionsziele fur die Industriestaaten festlegte. Die EU verpflichtete sich,
ihre THGEmissionen um 8 % zeduzieren. Osterreichs Verpflichtung innerhalb der euro
paischen Lastenaufteilung betrug 13 % gegeniber 1990. Die erste-Wgagiflichtungs
periode ging Ende 2012 zu Ende, eine Einigung Uber eine Folgeperiode wurde bei der 8.
Vertragsstaatenkonferenz inoba 2012 erzielt.

Die zweite KyoteV/erpflichtungsperiode lauft von 2013 bis 2020. Fur diesen Zeitraum
verpflichten sich die EU sowie einige Industrielander, ihre -ER&sionen weiter zu
reduzieren. Das Abkommen tritt in Kraft, wenn drei Viertel der \&gdparteien zum Kyoto
Protokoll ihre Ratifizierungsurkunden hinterlegt haben (status of ratification). Die
vereinbarte Reduktion flr die EU und ihre Mitgliedstaaten betragt 20 % gibgenl990.
Diese Verpflichtung steht im Einklang mit dem bereits guitigdima und Energiepaket
2020. (Quellehttp://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/luft/treibhausgasel.

Das Klimaschutzabkommen von Paris 2015:

Das Klimaschutzabkommen von Paris ist eine Vereinbarung der 195 Mitgliedsstaaten der
Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC) mit dem Ziel des Klimaschutzes
in Nachfolge des KyotBrotokolls. Das Ubereinkommen wurde am 12.12.2015 auf der UN
Kimakonferenz in Paris verabschiedet und sieht die Begrenzung der menschengemachten
globalen Erwadrmung auf deutlich unter 2 °C gegentber vorindustriellen Werten vor. Es trat
am 04.11.2016 in Kraft.

Im Gegensatz zum KyeRrotokoll umfasst dieses neue Abkoran nicht nur Industrie
sondern auch Schwellenund Entwicklungslander, um der Veranderung der globalen


http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/luft/treibhausgase/
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Verteilung der TH&missionen Rechnung zu tragen. Geplante Reduktionsvorhaben der
teiinehmenden Lander [fitended Nationally Determined ContributiOhsvurden bei der
UNFCCC eingereicht.

Das KlimaschutzgesetzKSG:

Das KSG legt in Osterreich sektorale Emissionshochstmengen fii-2028 fest und
unterstitzt den Prozess zur Definition und Umsetzung von MalRnahmen. Das KSG stellt die
nationale Umsetzungler EU EfforSharingEntscheidungader: Effort Sharing Decision

kurz: ESD; das ist die Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Europdaischen Parlaments und des
Rates vom 23.04.2009 Uber die Anstrengungen der Mitgleeden zur Reduktion ihrer
Treibhausgasemsionen mit Blick auf die Erfullung der Verpflichtungen der Gemeinschatft
zur Reduktion der Treibhausgasemissionen bis 2020, Amtsblatt vom 05.06.2009, L 140/136)
dar. Ein wesentlicher Bestandteil des Gesetzes sind sektorale Héchstmengen. Diese wurden
mit einer Novelle des KSG (BGBI. | Nr. 94/2013) fur die Periode-Z22) erganzt.
Aufgrund dieser legistischen Grundlage ist Osterreich verpflichtet, das Ziel vidh %
gegenuber 2005 fur Sektoren aul3erhalb des Emissionshandels zu erreichen.

Seit dem Inkrdfreten der ESD wurde das internationale Berichtwesen auf die IPCC 2006
Guidelines fur Treibhausgésventuren umgestellt und die jahrlichen Emissionszuweisungen
wurden an die EWMitgliedstaaten angepasst (siehe auch Kapitel 3.1.1.). Diese Anpassung
wurde mit der Novelle des Klimaschutzgesetzes 2015 (BGBI. | Nr. 128/2015) auch in
nationales Recht umgesetzt.

Fur den Zeitraum ab dem Jahr 2013 legt das KSG zusétzlich Verfahren fest, um zwischen
Bund und Landern

- zukinftige Hochstmengen fur die einzelnen Sektbare fixieren;

- Malinahmen fur die Einhaltung dieser Hochstmengen zu erarbeittazu haben die
jeweils fachlich zustandigen Bundesminister sektorale Verhandlungsgruppen einzu
berufen und MalRnahmenvorschlage zu erarbeiten;

- einen Klimaschut¥erantwortlichkétismechanismus zu vereinbaren, um Kaomsen
zen bei einer etwaigen Zielverfehlung verbindlich zu regeln.

Neben dem Arbeitsauftrag an die jeweils fachlich zustdndigen Bundesminister hat das KSG
auch zwei permanente Gremien eingerichtet, die sich nunmelgelrmallig mit der
Umsetzung des Gesetzes beschaftigendas Nationale Klimaschutzkomitee (NKK) als
Lenkungsgremium sowie den Nationalen Klimaschutzbeirat (NKB) als beratendes Gremium.
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In der Anlage 1 zum KSG werden die jahrlichen Hochstmengen voimid&@nen nach
Sektoren fir den Verpflichtungszeitraum 2013 bis 2020 (angegeben in Millionen Tonnen
Kohlenstoffdioxidaquivalent) fur Osterreich geregelt. Demnach soll es von 2015 bis 2020 zu
einer Abnahme in einer Gesamtsumme von 51,5 auf 48,8 Mio. t kommenwédee eine
Abnahme um 5,24 %. Durch den Sektor Verkehr soll es zu einer Abnahme von 22,2 auf 21,7
kommen; das ware eine Abnahme um 2,25 %.

Die THGEmissionen in Osterreich:

Aus dem Klimaschutzbericht 201@les Osterreichischen Umweltbundesamtes (abrufbar
unter http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/luft/) wird zusammefassend auf

Seite 5 ausgefiihrt:

»Hintergrund

Mit dem in Paris Ende 2015 verabschiedeten neuen internationalen Klimaschutz
abkommen hat die Staatengemeinschaft ein deutliches Zeichen gegen den
Klimawandel und seine Folgen gesetzt. Nur ein langfristigertidgsaus der
Nutzung fossiler Brennstoffe kann den Globus vor einem Klimakollaps bewahren.

Die mittlere globale Temperatur stieg gegeniber dem vorindustriellen Niveau um
beinahe 1 °C an. 2014 und 2015 waren global gesehen die warmsten der bisherigen
Messgeschichte.

In Osterreich betragt der durch Messungen belegte durchschnittliche - Tem
peraturanstieg bereits 2 °C. Der vergangene Winter 2015/2016 lag um 2,7 °C Uber
dem vieljahrigen Mittel und war der zweitwdrmste Winter in der knapp -250
jahrigen dsterreichischen Messgeschichte. Klimamodelle sagen voraus, dass sich
Osterreich auch in Zukunft stéakals das globale Mittel erwarmen wird. Durch den
Anstieg der Temperatur folgt eine Zunahme von Trockenheit und Hitzeperioden im
Sommehalbjahr, unter denen Vegetation, Nutztiere und Menschen leiden. Die
Waldbrandgefahr wird zunehmen und warmeliebendeh&@ilinge werden ver
mehrt auftreten. Ferner wird es haufiger zu extremen Wetterereignissen sowie
Rutschungen, Muren und Steinschlag kommen. Aufgrund der besonderen
Sensibilitat der (alpinen) Naturraume, aber auch der technischen Eingriffe in die
natirliche Umgebung (Technosphére) werden selbst bei Erfolg der globalen
KlimaschutzmalRnahmen  weitgehende  AnpassungsmalRnahmen an den
Klimawandel unumganglich sein. Okonomische Folgen betreffen u. a. den
Wintertourismus und aufgrund des veranderten Auftretens vonddischlagen
auch Ertrage in der Land Forst und Energiewirtschaft. Ferner wird der
Migrationsdruck aus sudlichen Landern (z. B. Afrika) zunehmen.

Treibhausgag€=Emissionen in Osterreich bis 2014

Im Jahr 2014 betrugen die Treibhausgasissionen Osterreich&,3 Mio. Tonnen
KohlenstoffdioxidAquivalent (C@Aquivalent). Die Emissionen lagen damit um
4,6% bzw. 3,7 Mio. Tonnen unter dem Niveau von 2013.

Damit setzt sich der rucklaufige Trend seit dem Hochststand der Emissionen im Jahr
2005 fort. Hauptverantwortlich fiir den Emissionsriickgang gegeniber 2013 sind


http://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/REP0582.pdf
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/luft/emissionsinventur/emiberichte/
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insbesondere die Emissionsreduktion im Bereich der Energieaufbringung sowie die
milde Witterung mit dem damit verbundenen geringeren Heizbedarf der
Haushalte. Die Gesamtemissionen Osterreichs lagen 2014 um 3,2 % unter dem
Wert von 1990.

Abbildung A: Verlauf dedsterreichischen Treibhausgksnissionen im Vergleich
zum KS&iel, 199@; 2014

Verlauf der osterreichischen THG-Emissionen und Ziel
nach Klimaschutzgesetz
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Quellen: UMWELTBUNDESAMT (2016a, b), KSG 2015 umwelthiundesamt®

Die THGEEmMiIssionen des SekteWerkehr:

Aus dem Klimaschutzbericht 2016 geht zur sektoralen Analyse hervor (S. 39 ff), dass die
wesentlichen Verursacher der gsterreichischen JE@ssionen (inkl. Emissidrandel [kurz:

EH])) im Jahr 2014 die Sektoren Energie umdtlustrie (44,4 %, darunter 7,7 % Anlagen
aulRerhalb des Emissionshandels), Verkehr (28,5 %), Landwirtschaft (10,4 %) sowie Gebaude
(10,0 %) darstellten. Diese Sektoren waren fir rund 93,3 % der Treibhatsgssionen
verantwortlich.

Den starksten Anstgeder Treibhausgalsmissionen seit 1990 verzeichnet, entsprechend der
aktuellen Inventur, der Sektor Verkehr mit einem Plus von 7,9 Mio. Tonne\@@valent

bzw. 57,6 %. Die Emissionen des Sektors Gebaude sind im betrachteten Zeitraum um 5,5
Mio. Tonnen(- 42,1 %) C®Aquivalent gesunken. In den Sektoren Abfallwirtschaff

Mio. Tonnen,— 27,5 %), Landwirtschaft-(1,5 Mio. Tonnen- 15,6 %) sowie Energie und
Industrie ¢ 2,6 Mio. Tonnens-7,2 %) sind die Treibhausg@missionen ebenfalls gesunken.

Die Emissionen von Fluorierten Gasen sind geringflgig angestiegen.
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Die wichtigsten Verursacher von Treibhausgasissionen (ohne Emissionshandel) waren
2014 die Sektoren Verkehr (45,0 %), Landwirtschaft (16,5 %), Geb&ude (16 %) sowie Energie
und Industrie(12 %).

Die grol3ten Reduktionen der THEBnissionen seit 2005 (ohne EH) verzeichnen- ent
sprechend aktueller Inventur die Sektoren Gebaude und Verkehr mit einem Minus von 4,9
Mio. Tonnen und 2,9 Mio. Tonnen bzw39,4 % und-11,7 %. Einen Rickgang gibtaegh

in den Sektoren Landwirtschaft(,1 Mio. Tonnen-1,8 %), Abfallwirtschaft-0,3 Mio.
Tonnen,—9,4 %) sowie Energie und Industrie ohne Emissionshandg¥ (Mio. Tonnen;-

10,2 %). Der Anstieg der Emissionen von Fluorierten Gase #io. Tonen, +10,3%) ist

zwar relativ gesehen erheblich, in absoluten Zahlen jedoch aufgrund der niedrigen

Gesamtmenge nur geringflgig.

Dies wird im Klimaschutzbericht 2016 auf Seite 38 mit den Abbildung 6 und 7 wie folgt
grafisch dargestellt:

Anteil der Sektoren an den Anderung der Emissionen zwischen
gesamten THG-Emissionen 2014 1990 und 2014
Abfal- Fluoriems

Gase Fluoriarte

wirtsehat e
26% Gase

d-,H?’:I

Land-
wirtschan
10,4 %

Energle und
Industrie —
EH
35,8 %
zabauds
10,0 %

Energle und
Industris

Enengle und T T T T 1
- Ingustre — -7.0 -2.0 a0 B.O 13.0
JEE % Nicht-EH
7% Mio. t COs-Aquivalent
Quelie: UAMWEL TEUNDESAMT (2016a) umwelthundesamt®

Abbildung 6: Anteil der Sekioren an den Treibhausgas-Emissionen 2014 und Anderung der Emissionen zwischen
1950 und 20714
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Anteil der Sektoren an den Anderung der Emissionen zwischen
gesamten THG-Emissionen 2014 3005 und 2014

{ohne Emissionshandel)

Fluoriarta
Fluorierts ki
Antall- Gase Energle und
wirtschatt ~42% Indusinie — Abfal-
B4 % s wittschan

Land-

wirtscnat
Gebduds
Lang- _~
""1";;“‘;";21 Verkehr
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Gebdude | 450% -8.0 40 2.0 0.0 bl
157 % i L
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Quelle: UMWEL TEUNDESAMT (2016a) umwelthundesamt®

Abbildung 7: Anfeil der Sektoren an den Treibhausgas-Emissionen 2014 (ohne Emissionshandel) und Anderung
der Emissionen zwischen 20035 und 2014,

Die THEEmMissonen aus dem Luftverkehr:

Basierend auf der Richtlinie 2008/101/B@&m 19.11.2008 zur Anderung der Richtlinie
2003/87/EGumfasst der Emissionshandel seit 2012 auch den Sektor Luftverkehr. Osterreich
ist fur die Verwaltung von ca. 15 Luftfahrzeuggbéern zustandig, Urspringlich sollten alle
nationalen und internationalen Fliige, die von einem Flughafen in der Europaischen Union
starten oder landen, vom EBmissionshandel erfasst werden. Jedoch beschloss die
Generalversammlung der ICAO (Versammldeginternatianalen Zivilluftfahrtsgesellschaft)

im Oktober 2013, eine globale marktbasierte Mallnahme zur Eindammung der
klimawirksamen Emissionen aus dem Flugverkehr zu entwickeln. Die MaflRnahme soll bis
2016 erarbeitet und ab 2020 umgesetzt werden.

In Reaktion auf die Entwicklungen bei der ICAO verabschiedete die Européische Union die
Verordnung 421/2014/EU zur Anderung der-Etdissionshandelsrichtlinie fiir den Bereich
des Luftverkehrs. Die Verordnung sieht u.a. vor, dass 20A@&16 nur Flige innerhaltes
Europaischen Wirtschaftsraums (EWR) in den Emissionshandel einbezogen werden. Aul3er
dem wurde fur nichigewerbliche Luftfahrzeugbetreiber ein Schwellenwert in der Hohe von
1.000 Tonnen C{pro Jahr festgesetzt.

Anfang Oktober 2016 ging die Versammlulgg ICAO zu Ende, an der auch die EU teilnahm.
Zentrales Thema der Versammlung war die Schaffung eines internationalen Instruments zur
Anwendung marktbasierter Mechanismen auf Emissionen aus dem internationalen Luftver

kehr. Nach dem Kompromissvorschlafjen Luftunternehmen ihre GEEmissionen ab 2020

dur ch de nEnfssiandeinheitdm aus gl ei 8 MEAAA DY &SBRHEKSA Sy
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aus Projekten zur G&/erringerung in anderen Wirtschaftszweigen, wie zB Wiederauffor
stungspr oj ek ofars.0 i iyf dseeessters Rhasevpn 2020 bis 2026 frei-

willig, erst danach (2027 bis 2035) soll der Mechanismus verpflichtend werden. Das- Inkraft

treten des Mechanismus erst ab 2020 bedeutet dabei, dass bis dahin ein Anstieg ven Emis
sionen aus dennternationalen Luftverkehr weiterhin moglich ist. Umweltverbande stehen

dem Ergebnis der Konferenz kri tofisetodi @é dgenilee
zu wenig sei, um den Effekten des @XDsstolRes entgegenzuwirken. Aul3erdem beinhalte
derBes hl uss keine kIl ar &#& T B § deisgicifHecisg welthe Kriteriend a s,
dafur anrechenbare Projekte erfillen misséafner/HollausBerichtRdU 2016, 244).

Der Verkehr ist in Osterreich derzeit der Sektor mit der groRten Abweichungekioralen

Ziel der Klimastrategie (Klimaschutzbericht des Umweltbundesamte§, Z2B5 ff). Dies

betrifft insbesondere auch den Luftverkehr. GemaR den erlauternden Bemerkungen zur
Novelle desEmissionszertifikategesetzesiit der der Luftverkehr in denniissionshandel
einbezogen wurde (330 Blg.NR XIV. GP) haben sich die Emissionen aus dem Luftverkehr in
den EU15 zwischen 1990 und 2006 mehr als verdoppelt. Halt diese Entwicklung an, besteht
das Risiko, dass durch den starken Anstieg der Emissionen desrkelirs Anstrengungen

zur Reduktion von THG in anderen Sektoren konterkariert werden.

Die gepruften Emissionen der Osterreich als Verwaltungsmitgliedstaat zugeteilten Luftfahr
zeugbetreiber flr 2012 unter Beriicksichtigung der Ausnahmeregelung betrug8&nMio.
Tonnen C@Aquivalent. Die Emissionshilanz des Luftverkehrs war aber fiir die -Riges
reichung nicht relevant, da die Luftverkehrszertifikate nicht mit der Menge an zulassigen
Emissionen einer Kyofdertragspartei Assigned Amouitverknipft snd (Klimaschutzbe

richt des Umweltbundesamtes 2013, 48).

Die C@Emissionen, die sich aus den in Osterreich fiir internationalen Flugverkehr abgege
benen Mengen an Kerositnternational bunkersergeben, betragen jahrlich 2.050 kt £0
also fast ein Zehnteder Emissionen des StraRenverkehrad thaben sich seit 1990 von
886kt mehr als verdoppelt (Umweltbundesamt, Austrian National Inventary Report 2012,
zit. nachKrompKolb u.a, Osterreichischer Sachstandsbericht Klimawandel 2014, 181).

In den Erwagungsgnden der erwdhnten Richtlinie 2008/101/E®ird auf die jungsten
wissenschaftlichen Erkenntnisse im Vierten Bewertungsbericht des IPPC verwiesen, die
zeigten, dass die negativen Auswirkungen des Klimawandels die Okosysteme, die Lebens
mittelproduktion, da Erreichen einer nachhaltigen Entwicklung, die Verwirklichung der
MilleniumsEntwicklungsziele sowie die menschliche Gesundheit und Sicherheit immer
ernsthafter gefahrdeten. Laut Schatzungen des IPPC sei die Gesamtklimawirkung des Luft
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verkehrs derzeit unzwei bis vier Mal starker als der alleinige Effekt seiner bisherigen CO
Emissionen. Ziel der Richtlinie sei es daher, die dem Luftverkehr zurechenbaren Klimaaus
kungen durch Einbeziehung der Emissionen aus dem Luftverkehr in das Gemeinschafts
systemzu verringern.

Die genannten konkreten Berechnungen fur das Vorhaben Flughafen Wien dritte Piste
zeigen aber, dass eine Reduktion der THEifissionen aus dem Flugverkehr beim
prognostizierten Wachstum und bei Genehmigung der entsprechenden Infrastruldiot ni
stattfinden wird und bereits von vornherein mit besonderer Wahrschehkeit
angenommen werden kann, dass die Richtlinie und das sie umsetzende Emissions
zertifikategesetzumindest in Bezug auf Osterreitin Ziel nicht erreichen werden.

3.7. Zum Steuer- und Abgabenaufkommen

Das Bundesverwaltungsgericht stellt fest, dass der Flughafen Wien in Bezug auf Regelungen
zur Erbringung der Umsatzsteuer, Mineraldlsteuer, Grundsteuer, Flugabgabe und Kapitaler
tragsteuer weitgehend befreit ist.

Von verschiedeen Beschwerdeflihrern wurdeorgebracht der Flughafen sei in Bezug auf

das Aufkommen von Steuern und Abgaben bevorzDgt. Flughafen kénne wirtschaftlich

nur drnanspritzef und ver schi edeumaeunt® dey Batisgungemu n g e n
extremer Seuerbegiinstigung- Giberleben  er sei e{i g®edz§ NEdedngiGd i ne
lichen Verhandlung des Bundesverwaltugeischtes wurden die steueund abgabenrecht

lichen Fragen erdrtert (vgl. Verhandlungsschrift Seiten 189 ff solidevon der Sechst
Beschwerdefihrerin vorlegtBeilage 18%tudie von Steer Davis Glealde Austrian Aviation

Sector in the context of the Business Location Austria, Juni]201di Beilage 19 [CE Delft,

The economics of Heathrow expansion, Februar 2008]).

Nach der Ubermitting der \érhandlungsschrifnahm auf Einladung des Bundesverwal
tungsgerichtes das Bundesministerium fir Finanzen (BMF) mit Schreiben vom 13.05.2015 zu
den in der Verhandlung angesprochenen steusnrd abgabenrechtlichen Fragen Stellung

Im Wesentlichen wurden vom BMF die weitgehenden Befreiungen im Bereich Umsatzsteuer,
Mineralblsteuer, Grundsteuer, Flugabgabe und Kapitalertragsteuer bestatigt. Die erstmitbe
teiligte Partei ist diesen Ausfihrungen nicht entgegengetreten.

3.8. Pflanzen und Tierschutz:

Das Bundesverwaltungsgericht stellt fest, dass es durch Errichtung und Betrieb der dritten
Piste zu keiner Beeintrachtigung des Bienenfressers kommt.
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In der Beschwerde der Neuntbeschwerdeflhrerin wird vorgebracht, der Bienenfresser sei
gefahrdet. Dazu wird auch auf das UVRRr f ahr en z umJ V&Sh ablein Sy R
[Verfahren des BVwWG ZI|. W102 20001v&ijwiesen. Zu diesem Vorbringen hat das Bundes
verwaltungsgericht ein Gutachten durch Dr. PROBST zum Fachbereich Ornithologie einge

holt. Deses kommt zusammenfassend zum Ergebnis, dass es zu keiner pophbiategisch

wirksamen Beeintrachtigung dieser Vogelart komme. Von den Beschwerdefuhrern wurden

keine weiteren Bedenken zum Bereich Beeintrachtigung von Tieren und Pflanzen aufgezeigt.

3.9. Boderinanspruchnahme:

Das Bundesverwaltungsgericht stellt fest, ddasch den Bau der dritten Pis&61 ha hoch
wertiger landwirtschaftlicher Ackbro d e n v oTischefihgseth ,f U r dip@- Pf 1l an
duktion unbrauchbar gemacht werden.

Von einzelnenBestiwerdefihrern wird vorgebracht, durch das Vorhaben komme es zu
einem massiven Bodenverbrauch. Wertvolles landwirtschaftliches Ackerland werde
unbrauchbar gemacht. Audem UVGA, Teilgutachten Landwirtsch&t 7 des Amtssachver
standigen DI Schretzmayeom 23.04.2009 geht hervoin engeren Untersuchungsraum
(Flughafenareal innerhalb der Umzaunung) bestiinden die Béden aus Tschernosem, welche
sich durch hohen naturlichen Bodenwert (hochwertiges Ackerland) auszeichnen wirden.
Dartber hinaus kénne aufgrurder Bodenart (hoher Schluffanteil), der guten Versorgung
mit organischer Substanz (Humus) und der\fErte im neutralen bis schwach alkalischen
Bereich in Verbindung mit dem Karbonatanteil von einer hohen Pufferkapazitat der Boden
fur Schadstoffe ausgegaeg werden. Vorherrschend sei tiefkrumiger Tschernosem. Dessen
Vorkommen wird im Kartierungsbereich (KB Schwechat) im EBOD (Internetversion der
digitalen Bodenkarte, http://gis.lebensministerium.at/eBOD/) mit 4.427 ha (= 34,5 % der
kart. Flache) angegebemer mittelkrumige Tschernosem komme im Kartierungsbereich

immer noch auf 1 342 ha (= 10/&der kart. Flache) vor.

Weiters wird im Teilgutachten Landwirtschaft S.fRausgefihrt

, VYon den i nsgesamt i n Anspruch genomme
Fla&chen im Ausmald von ca. 864 ha kdnnen nach der Bauphase somit ca. 203 ha
wieder landwirtschaftlich genutzt werden. Durch die Verwirklichung des Vorhabens
werden somit Flachen von ca. 661 ha der landwirtschaftlichen Nutzung dauerhaft
entzogen.

Durch dasVorhaben kénnen die Gemeinden Schwechat, Fischamend, Kleinneu
siedl, Schwadorf und Rauchenwarth direkt durch den Verbrauch landwirtschaft
licher Flachen betroffen sein. In diesem Bereich bewirtschafteten im Jahr 1999
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insgesamt 166 landund forstwirtschafliche Betriebe 6.008 ha landwirtschatftlicher
Nutzflache sowie 1.037 ha Wald. Im Vergleich zum Jahr 1995 bedeutet dies einen
Ruckgang der Anzahl der Betriebe von 194 auf 166 bei einem annahernd gleich
bleibenden Gesamtausmald der bewirtschafteten Flached9%1 5.920 ha). Die
durchschnittliche Betriebsgrof3e stieg von 36 ha im Jahr 1995 auf 42,4 ha im Jahr
1999.

Von den insgesamt 166 landind forstwirtschaftlichen Betrieben des engeren
Untersuchungsraumes wurden 100 als Haupterwerbsbetriebe, 56 als Nebener
werbsbetriebe und 10 Betriebe als Betriebe juristischer Personen gefuhrt. Haupter
werbsbetriebe und Betriebe juristischer Personen bewirtschafteten durchsehnitt
lich 39,9 ha landwirtschaftliche Nutzflache, Nebenerwerbsbetriebe 29 ha.

73 % der gesamten landmschaftlichen Nutzflache wurde von Haupterwerbsbe
trieben und Betrieben juristischer Personen bewirtschaftet. Im Vergleich zum Jahr
1995 sank der Anteil der landwirtschaftlichen Nutzflache, welche von Haupter
werbsbetrieben und Betrieben juristischer Benen bewirtschaftet wird, von
76,3% auf 73%, der Anteil der landwirtschaftlichen Nutzflache, welche von Neben
erwerbsbetrieben bewirtschaftet wird stieg von 234 auf 27%.

Die landwirtschaftliche Flache wird im engeren Untersuchungsgebiet beinahe zur
Génze (97%6) als Ackerland genutzt. Die Nutzung als Grinland, Hausgarten, ©Obstan
lagen, Weingarten und Baumschulen ist im engeren Untersuchungsgebiet unbe
deutend.

Die Viehhaltung hat nur geringe Bedeutung. Insgesamt wurden im Jahr 1999 246
Rinder, 2.100 Seteine, 54 Schafe und Ziegen sowie ca. 5.000 Stick Geflugel
gehalten. Das entspricht einem Viehbesatz von nur ca. 0,09 Grol3vieheinheiten
(GVE) pro ha landwirtschaftlicher Nutzflache. Im Vergleich zum Jahr 1995 ist trotz
der bereits geringen Viehhaltung eimeeitere riicklaufige Tendenz erkennbar.

Gutachten:

Bezogen auf das engere Untersuchungsgebiet gehen ¢ ddr gesamten land
wirtschaftlich genutzten Flache der Gemeinden verloren. Ausgleichsmal3nahmen
im Sinne einer Neuschaffung von landwirtschaftlicifdachen im lokalen Umfeld
sind nicht moglich.

Wirksame Schutzmal3nahmen fur den Boden und damit landwirtschaftliche
Nutzflachen sind derzeit de facto nicht existent (sh. Risikofaktor 11). Im Gegensatz
dazu steht der ausgepragte gesetzliche Schutz desé&aklis dem umfassenden
Rodungsverbot ergibt sich, dass grundsatzlich die Erhaltung jeder Waldflache im
offentlichen Interesse gelegen ist. Das offentliche Interesse an der Walderhaltung
muss im Rodungsverfahren daher nicht nachgewiesen werden, ist essdbohn

von Gesetzes wegen vorgegeben. Ein besonderes offentliches Interesse kann auch
aus Grunden geringer Waldausstattung oder negativer Waldflachenbilanz begrtn
det werden. Als Bedingung fir eine Rodung kénnen Ersatzaufforstungen-vorge
schrieben werdenDa hierfir nur entsprechend bewuchsfahiger Boden in Frage
kommt und Boden (Flache) an sich nicht vermehrbar ist, wird fir die
Ersatzaufforstung in der Regel auf landwirtschaftliche Nutzflachen zurickgegriffen.
Dadurch ergibt es sich, dass eine Beansprugheon Waldflachen unmittelbar zu
einem Verlust landwirtschaftlicher Flachen fuhrt. Sehr oft auch in weit hGherem
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Malle, da Ersatzaufforstungsflachen im Verhéltnis von bis zu 1 : 3 zur
Rodungsflache und héher verlangt werden. Der Schutz des Waldes steltvemi

Uber dem Schutz landwirtschaftlicher Nutzflachen. Auch die Ausweisung als
landwirtschaftliche Vorrangzone (Zusammenhangende Flachen, die eine besondere
natirliche Eignung fur die landwirtschaftliche Nutzung aufweisen) fuhrt lediglich zu
der Konsequez, dass eine andere Widmungsart als GrunlardLand und
Forstwirtschaft nur dann gewidmet werden darf, wenn im Gemeindegebiet fur die
beabsichtigte Widmung keine andere Flache in Betracht kommt.

Im gegenstéandlichen Vorhaben werden allein fur 6kologiséhesgleichsald
nahmen undErsatzaufforstungen auf3erhalb des kunftigen Flughafenareals land
wirtschaftliche Nutzflachen im Ausmal® von ca. 84 ha dauerhaft in Anspruch
genommen. Im Falle der Aufforstungsflachen steht die grundsatzliche Hoher
rangigkeitgegenuber den landwirtschaftlichen Nutzflachen auf Grund der gesetz
lichen Vorgaben auf3er Zweifel, ob das Ausmald der Ersatzaufforstungsflachen und
der Flachen fir 6kologische

AusgleichsmalRnahmen gerechtfertigt ist, ware seitens der Behorde zu prifen und
abzuwéagen.

Die Auswirkungen des erheblichen Verlustes an landwirtschaftlicher Produktions
flache aufdie Landwirtschaftkann unter mehreren Aspekten betrachtet werden:

a.) auf Betriebsebene:

Die verfugbaren Daten bezlglich der Betriebsstruktur sind mitziéetzt von der
Statistik Austria veroffentlichten Jahren 1995 und 1999 schon verhaltnisméaRig alt.
Etwas aktueller ist hier Der Griine Bericht von Niederdsterreich, allerdings nicht in
der Scharfe der Gemeindeebene:

Gegeniiber der Vollerhebung 1999 gingN® die Zahl landund forstwirtschaft
licher Betriebe bis 2005 (Agrarstrukturerhebung) um 2&,5zurtick. Von der
Aufgabe Dbetroffen waren Uberdurchschnittlich kleine Nebenerwerbsbetriebe
(22%), wahrend nur 9,8 der Haupterwerbsbetriebe aufgelassen wurden.

Laut INVEKOS1 wurden im Zeitraum 1999 bis 2007 in NO %2¢&9 land und
forstwirtschaftlichen Betriebe aufgegeben. Den geringsten Riickgang gab es in den
Bezirken Lilienfeld und Waidhofen a.d. Ybbs%(8bzw. %), die meisten
Betriebsauflassungen waren den Bezirken Mistelbach, Krems und Hollabrunn zu
verzeichnen (386, 34%, 32%), gefolgt von Génserndorf, Bruck/Leitha,
Baden/Médling. Damit waren vor allem Ackerbaugebiete und deutlich weniger
Grinlandgebiete betroffen.

In den vom Vorhaben betroffene@emeinden ist bereits seit Jahren ein erhohter
Druck auf landwirtschaftliche Flachen zu erkennen. So wurden laut eigenen
Erhebungen in den Katastralgemeinden Wienerherberg, Enzersdorf/Fischa,
Magareten/Moos, Fischamend Markt, Rauchenwarth, Schwadorf,
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Abbildung 3: Preisentwicklung landwirtschaftlicher Nutzflache im Raum
Schwechat
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' Die Definition des landwirtschaftlichen Betriebes lautet fur die Agrarstrukturerhebung anders als fur
INVEKOS

Mannsworth und Kleinneusiedl seit 1994 von der Flughafen Wien AG in 40
Geschaftsfallen 156 ha landwirtschaftliche Nutzflachen erworben, die Kaufsumme
betrug 19 beskhtdkein€Anspraeck auf Vollstandigkeit der Daten). Dem
gegenuber wurden in den genannten Katastralgemeinden im gleichen Zeitraum nur

53 ha in 85 Geschaftsfallen mit einer Ka
Der Durchschnittspreis betrug in le¢zt e n Fall en 8,58 €1m2,
12,26€ /| m2 . Aber ni cht nur durch den -Fl ughe
wirtschaftliche Flachen, sondern auch durch den hohen Siedlungsdruck im Umfeld

der GroR3stadt Wien, und im Gefolge davon durch intensiven Beaarinfra
struktureinrichtungen und sonstigen Flachen (Gewerlmad Industriegebiete,

Stral3en, offentlicher Verkehr, Schottergewinnung u.v.m.).

Die Preisentwicklung ist auf den nebenstehenden Grafiken ablesbar, sie stieg in
einem Zeitraum von 10 Jahrenrvo ¢ a . 8 € je m2 | andwirtsc
ca. 18 €, wahrend im Gegensatz dazu i m
eine fallende Preisentwicklung zu verzeichnen war.

Fur eine landwirtschaftliche Nutzung sind derartige Grundstiickspreise fimetmt
zietbar. Unter den gegebenen Verhéltnissen ist eine Ausweitung der Bdtéehs
kaum madglich.

Im Gegenzug ist aber festzuhalten, dass naturlich Landwirte von derartigen Preisen
profitieren, sofern sie Grundstticke verkaufen.

Einzelbetrieblich kannein Ausgleich der Flachenbeanspruchung nur durch
entsprechende Abldsezahlungen herbeigefiihrt werden.

b.) abstrakt

, Die Landwirtschaft" produziert nmelahrungs
tem Ausmald auch Energietrager. Daneben ist sie aber auncérleeblicher Faktor
am Arbeitsmarkt.

Infolge zunehmender Technisierung und Globalisierung war die Landwirtschaft in
den letzten Jahrzehnten gewaltigen Veranderungen unterworfen. So ist allein im
Zeitraum von 1998 bis 2006 der Anteil der in der Landd Forstwirtschaft
Beschaftigten in Osterreich von% auf 5,26 zuriickgegangen. Die Bedeutung der
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regionalen Versorgung hat durch intensiven Handel und Transport erheblich
abgenommen.

Wie bedeutend die beanspruchte Flache von 661 ha Ackerland zu seheneasteis
Frage des Bezuges.

In den Jahren 2005 und 2006 wurden in Osterreich pro Tag ca. 11,5 ha Land fir
Verkehrs und Bauflachen verbraucht, 5 ha davon wurden versiegelt (Quelle:
Umweltbundesamt, Achter Umweltkontrollbericht des Umweltministers an den
Nationalrat). 661 ha entsprechen daher dem Verbrauch von etwa 2 Monaten.

Anteil an der Ackerflache

‘ Niederssterreichisches —[

Verbrauch | Flach- und Hugelland | Niederosterreich Osterreich | EU (27)

ha | 661 | 488441 } 691307 | 1380481 105000000

(% | ; 0,1353 [ 0,0956 | 0,0479 0,0006

Tatsachlich ist nicht der einmalige konkrete Verbrauch von 661 ha Flache ein
Problem, sondern, wie in vielen anderen Bereichen auch, die kumulative Wirkung,
der Verbrauch von 4.200 hah fiir Jahr in Osterreich, aber wahrscheinlich in-ahn
licher Dimension gleichfalls in den anderen-&daten und darlber hinaus. Eine
Lésung kann daher-sh Risikofaktor 13— nicht im einzelnen Anlassfall gefunden
werden, sondern muss in strategischBtanung erfolgen,EUStrategie flr nach

hal ti ge EDi¢ Qstecelchische Gttatege, zur Nachhal.ti gen
In Wahrheit ist daher die Frage des Verlustes an landwirtschaftlicher Flache durch
Flacheninanspruchnahme nicht eine Frage deshgelmetes Landwirtschaft,
sondernvi el mehr der Riz WstarréichiachenSiratieg 2umNach

hal ti gen Wwurde als Ziekfdrmuhed, ‘dass eine Reduktion des Zuwachses
dauerhaft versiegelter Flachen auf maximal ein Zehntel des heutigem.(Aas
Dokument stammt aus 2002) Wertes bis zum Jahre 2010 erreicht werden soll. Es
wird dort festgehalten, dass es zukilnftig eine der zentralen Aufgaben der
Raumplanung sein wird, fur gesellschaftspolitisch erforderliche, ressourcenver
brauchende Nutzugen eine Standortoptimierung vorzunehmen, die alle
relevanten Aspekte der Nachhaltigkeit bertcksichtigt.

Dass die Raumplanung den Schutz landwirtschaftlicher Flachen noch nicht wirklich
wahrnimmt, dokumentiert sich im Fachbeitrag Raumplanung der UVE, e® di
relativ kurz abgehandel't wi r d: , Der FIl &
Restbelastung bestehen. Vom Vorhaben sind jedoch hauptsachlich landwirtschaft

l i che FI @&chen und bestehende Verkehr st
Fachbeitrages wird nudas Schutzgut Mensch erwahnt.

Im Spannungsfeld landwirtschaftliche Nutzflacher Flughafenausbau (inkl.
Walderhaltung und Ersatzaufforstungsflachen, 6kologische Ausgleichsflachen etc.)
verbleibt die Notwendigkeit der Abwéagung durch Politik und Raumplanung
welcher Nutzung die hdhere Bedeutung beigemessen wird: Der Sicherung und dem
weiteren Ausbau des Wirtschaftsfaktors Flughafen oder der Erhaltung der Flachen
fur die landwirtschaftliche Produktioh.
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4. Rechtliche Wirdigung
4.1. Zur Befangenheit der belegten Behorde:

In verschiedenen Beschwerden wird die Befangenheit einzelner Behdrdenvertreter bzw. der
belangten Behorde der Niederdsterreichischen Landesregierunggesamt behauptet, da

es sich um ein Projekt des Landes Niederdsterreich handle. EEhbesine wirtschaftliche
Verflechtung des Landes mit derstmitbeteiligten Partei. Die Niedertsterreichische Landes
Beteiligungsholding GmbH, eine Gesellschaft, die zur Ganze im Eigentum des Landes Nieder
Osterreich stehe, verwalte die 2%-Anteile des andes Niederdsterreich an der erstmitbe
teiligten Partei. In der Person des zustandigen Landeshauptmannes als Mitglied der belang
ten Behorde liefen zwangslaufig sowohl die hoheitlichen (Bescheiderlassung durch belangte
Behorde) als auch privatwirtschaffien Aufgaben (Anteilswealtung durch den Landes
hauptmann) des Landes Niederdsterreich zusammen. Das Land Niedezigstels wesent

licher Aktionar des Flughafens Wien habe ein betrachtliches wirtschaftliches Interesse an der
Bewilligung der drittenPiste. Weiters sei die zweitmitbeteiligte Parteie Abteilung fur
LandesstraRenplanundeil der Niederdsterreichischen Landesregierung und somit zugleich
der belangten Behorde.

Diebelangte Behorde sei befangetia das Land Niederdsterreich gleichzeitig Antragstellerin

(die zweitmitbeteiligte Parteipzw. Projektwerberin und Genehmigungsbehoste die mit

dem Bescheid befassten Landesbeamten seien weisungsgebunden. Einige Beschwerdefiihrer
behaupten, es entscheide emit die Behorde in eigener Sache, was einer Verletzung des
Rechts auf den gesetzlichen Richter gem. 88t Abs. 2 B/G gleichzuhalten sei.nfere
Beschwerdefuhrer bringen vor,ied Befangenheifihre zur Nichtigkeit des angefochtenen
Bescheids. In diese@usammenhang wird u.a. der Antrggstellt, dasVerfahrens an eine
andere Landesregierurgy verweisen

Dazu ist zunachst festzuhalten, dasgntgegen den vagebrachten Beschwerden selbst

eine vorliegende Befangenheit keine Unzustandigkeit der Behdadir Nichtigkeit des
Bescheids zur Folgeath Gemal § 39 Abs. 1 UNG2000ist fur Verfahren nach dem ersten

und zweiten Abschnittlieses Gesetzedie Landesregierung zustandig. Eine abweichende
Regelung fur den Fall, dass das betreffende Land selbsti l[dage/erfahrens oder sonst in

die Sache involviert ist, sieht das Gesetz nicht vor. Es kann daher kein Zweifel an der
Zustandigkeit der NderdsterreichischerLandesregierung bestehen. Dies entspricht auch
den Grundsatzen der osterreichischen Rechtsordpudie keine Unvereinbarkeit der
Stellung einer Gebietskorperschaft als Rechiad Interessentrager einerseits und der
Behordenfunktion andererseits kennt. Die Wahrung der Unbefangenheit ist durch
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organisatorische Vorschriften, Dienstpflichten der Orgaswmwie deren strafrechtliche
Verantwortlichkeit sichergestellBefangen iS des BAVG (die hier relevante Bestimmung
zur Regelung einer Befangenheit in einem Verwaltungsverfahren) kann lediglich ein indivi
duelles Verwaltungsorgan (Organwalter)rsemicht jedoch eine Behérde als solche (VWGH
29.03.2000, 94/12/0180; VWGH 22.06.2005, 2004/12/01A)ch das Einschreiten eines
befangenen Organwalters bewirkt nicht die Unzustandigkeit der Behorde
(Hengstschlager/LeeyVG § 7, RZ 20 ff mwN)

Es ist somit weelr v 0 nb %@ K (e &e3 fgrdfackitenen Bescheides noch von einer
Unzustandigkeit der Niederdsterreichischen Landesregierung als betar@gdorde
auszugehen.

Setzt ein befangenes Organ entgegen 8 7 AVG eine Amtshandlung, so ist diese objektiv
rechtswidrig und das Verfahren somit mangelhaft (VwGH 18.03.2013, 2011/05/0010). Dieser
Mangel kann mit dem jeweilsorgesehenen Rechtsmittel geltend gemacht werden, das
gegen den Bescheid eingebracht wird, dirs Verfahren abschlie3Letztlich ist es jedoch
irrelevant, ob die jeweiligen Organwalter der belangten Behotrde iS des § 7 AVG befangen
waren. Zum einen haben die Beschwerdefuhrer nicht die Relevanz diesesgaiifalli
Verfahrensfehlers dargelegt. Sie hatten durch konkretes Vorbringen in den Beschwerden
darzulegen gehabt, zu welchem anderen Ergebnis die belangte Behdrde bei Einhaltung der
Verfahrensvorschriften hatte kommen konnéwngl. zB VWGH 22.03.1999, 98/10/0041d
27.04.2000, 99/10/0181)Ergeben sich namlich keine sachlichen Bedenken gegen die
erstellten Gutachten bzw gegen den sich darauf grindenden Bescheid, wirde eine Befan
genheit keinen wesentlichen Verfahrensmangel bilden (VwWGH 06.07.2010, 2008/05/0115).
Zum anderen entscheidetunmehr das Bundesverwaltungsgericht in der Sache. Seit der
Verwaltungsgerichtsbarkeitovelle 2012 entscheiden die Verwaltungsgerichte grundsatz
lich auf Basis des von ihnen festgestellten Sachverhalts (somit als Tatsacheemstardger

Sache selbst (vilengstschlager/LeeyVG § 7, RZ 25 ff mwN). Sie sind daher im Rahmen
des Art 130 Abs 3 und 4\B5 iVm 8 28 Abs 2 bis 4 VwGG auch zur Heilung von Verstof3en
der Behorde gegen 8 7 AVG bzw. zur Erlassung einer unbefangenen tSawtidnng
berufen @lso den Bescheid zu bestatigen, abzuandern oder zur Ganze aufzyhbhen
vorliegenden Fall hatte auch das Bundesverwaltungsgericht das Ermessen der belangten
Behotrde neu auszuiben (vgl. Punkt 111.4.12.2.).

Dazum einendie Relevanziner allfalligen Befangenheit eines Organwadtder belangta
Behorde von den Beschwerdefihremicht vorgebracht worden ist, zum anderen das
Bundesvewaltungsgericht in der Sache neu entscheidet, ist auf das diesbezigliche
Vorbringen nicht weiter eingehen.
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4.2. Zur Befangenheit des erkennenden SenatkessBundesverwaltungsgerichtes

In der mundlichen Verhandlung des Bundesverwaltungsgerichtes wurde von verschiedenen
Beschwerdefuhrern vorgebrachtler erkennende Senat sei befangels sei zwar der
Bereich Larmemissionen durch einen technischen Sachverstandigen behandelt worden,
entgegenden Antragender Beschwerdeflihreund auch der Ankiindigung desrsitzenden
Richters sejedoch kein Sachverstandigeiir das Fach Umwelthygieneu desem Bewr
teilungsbereich beigezogen word€éxierhandlungsschrift 8ff). Auch sei der erkennende
Senat befangen, da zu verschiedenen von den Beschwerdefiihrern aufgeworfenen Fragen
kein erganzendes Gutachten eingeholt worden($erhandlungsschrift S1f und 261).

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass zum Beginn der mundlichen Ver
handlung der vorsitzende Richter dargelegt hat, dass im Verfahren die Luftvérdehr
immissionsschutzverordnung (LuLarmIiBgBI. 11 Nr. 364/201Zanzuwenden sei, da es sich
um e ibesendere Immissionsschutzsoinrift' I m Si rlh Abs. @ U F00
handle. Da die LuLarmlV nach Erlassdieg angéchtenen Bescheides der belangten
Behorde in Kraft trat, sei dieseekordnung nunmehr im Verfahren vor dem Bundesver
waltungsgericht anzuwendemer Bereich Larm sei daher nicht metaich denKriterien der
Gewerbeordnung zwbeurteilen Das Bundeverwaltungsgericht habe daher den Akt zur
Erlassung dieser Verordnung vom BMVIT angefordert und geprift. Dabei sei auch die der
Verordnung zugrundeliegende Studie der Medizinischen Universitat Wien, Institut fur
Umwelthygiene, durchgesehen worden. Deretkende Senat sah sich vor diesem Hinter
grund nicht veranlasst, eiWerfahren zur Verordnungsprufungach Art. 139 B/G beim
Verfassungsgerichtshof eirleiten (anders hingegeimn Verfahren des Bundesverwaltungs
gerichtes zur ZW104 2108274 im Zusammehang mitBestimmungen der Bundesstralsen
Larmimmissionsschutzverordnung [BStLarmIBpr erkennende Senat ging daher bei der
Verhandlung davon aus, dass die Beurteilung der Schallemissionen aus dem Gesichtspunkt
der Umwelthygiene bei der Anwendung der &hlV abgedecksei Dies wurde vom ver
sitzenden Richter den Beschwerdefihrer mitgetelis stiindendaher auch keine larm
medizinische Themen zur Diskussiamd daher sei auch zu diesem Bereich kein Sachver
standigeraus dem Fach Umwelthygiene beigezogen wori&rhandlungsschrift 9).

Eine Behorde die eine andere Rechtsalaissung vertritt, ist nicht befangen (VWGH
21.10.2009, 2009/06/0088%elbst Rechtsverletzungen durch die Behoérde gedilein noch
kein Indizfir das Vorliegen einer Befangenheit ab (VwSlg. 8783 A/1®).erkennende
Senat sah und sieht sich daher auch nicht fir befangen, weil er eine andere atsdien
einzelnen Verfahrensparteierertretene Rechtsansicl@innahmund einnimmt


https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2012_II_364
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4.3. Zur Befangenheiteinesgerichtlich bestellten Sachverstandigen:

Weiters brachte ein Beschwerdefihrer in der mundlichen Verhandlung des Bundesverwal
tungsgeichtes vor, der Sachverstandige flrmschutzsei gemaR 8 7 Ab%.Z 4 AVG
befangen und,vom Verfahrerausgeschlossénda dieser an der Entscheidungsfindung im
Verfahren der belangten Behorde mitgewirkt habe. Das Bundesverwaltungsgericht hatte
einen neuen Sachverstandigen bestellen missen.

Dazu ist auf die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen, widied€rstattung

eines Gutachtens durch einen Sachverstandigen keine Mitwirkung an der Entscheidung,
sondern am Beweisverfahren (dan der Erarbeitung der Entscheidungsgrundlage)&in
Verwaltungsgericht kann somit im Rechtsmittelverfahren den gleichen @@®atshver
standigen (vgl. vgHengstschlager/LeebAVG §7, Rz 13 und zu § 53 Rz 4) heranziehen
(VWGH 13.04.2000, 99/07/0155; 15.11.2001, 2001/07/0146; 20.05.2010, 20094&%;/00
kritisch dazuHengstschlagerRdU 2012, 95).

Es ist somit von keiner Befangenheit des Sachverstandigarfiirschutauszugehen.

4.4, Zur Zurickweisung der Antrage auf Loschung der Sicherheitszone im Grundbuch
(Spruchpunkt A.11.):

Fir die Erlassungreer Sicherheitszong-Verordnungfir Flughafen isgemald 8 87 Abs. 1 LFG
der Bundesminister fur Verkehr, Innovation und Technolagistandig So wurde auch id
bestehende Sicherheitszone fur den Flughafen \W3ehwechatdurch den (damaligen)
Bundesministe fir Verkehram 22.10.1976gemal? 88 86 bis 88 LFG verordnet. Da die
Sicherheitszoneiverordnung nicht im konzentrierten Bewilligunvgsfahren nach UG
2000 zu erteilen war, besteht keine Zustandigkeit des Buwelegaltungsgerichtes zur
Aufhebung. Der Antrag auf Loschung der Sicherheitszdegardnung ist daher zurtickzu
weisen.

Da der Antrag der erstmitbeteiligten Partei auf Errichtung und Betrieb ditedrPiste
abzuweisen ist, ist ein Antrag auf Aufhebung der Sicherheitszvieeordnung in Bezug auf
dieses Vorhaben an den Bundesminister fur Verkehr, Innovation und Technologie zu.richten
Dieser hat sodann dem Grundbuchsgericht bekannt zu geben, wéleh®lstiicke nunmehr
nicht mehr in der Sicherheitszone liegen. Das Grundbuchsgericht hat bei diesen- Grund
stiicken die Léschung zur Sicherheitszone von Amts wegen zu verfigen.


https://www.austrocontrol.at/jart/prj3/austro_control/data/dokumente/kCSYm_426.pdf
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4.5. Zum Vorliegen offentlicher Interessen nach dem LFG zur Errichtungldiéen
Piste:

45.1. Was unter dffentlichen Interessen nach dem LFG zu verstehen ist:

Gemal3 § 17 Abs. 1 UNAP2000 sind bei der Entscheidung tiber den Bewilligungsantrag die in
den betreffenden Verwaltungsvorschriften und im Abs. 2 bis 6 dieser Bestigmarge
sehenen Genehmigungsvoraussetzungen anzuwend@aunfgartner/Petek UVRG 2000,

165). Damit wird angeordnet, dass die anwendbaren Materienvorschriften neben den zu
satzlichen Genehmigungskriterien des UWR2000 anzuwenden sind. Dies bedeutet, dass
auch im UVPR/erfahren samtliche materienrechtliche Genehmigungskriterien erfillt werden
missen, um die Genehmigungsfahigkeit des Vorhabens sicherzustellen. Ergeben sich dabei
unterschiedlich strenge Erfordernisse, muss jedem dieser Erfordernisse alensotait
sprochen werden. So ist jede Genehmigungsvoraussetzung gesondert zu beurteilen, wobei
jeder eirzelne Tatbestandus seinem spezifischen systatischen Kontext heraus zu inter
pretieren ist. Daher kann sich aus jedem einzelnen GenehmigungserfadeimiVersa
gungsgrund fur den Antrag als ganzen ergebdadner, Umweltvertraglichkeitsprifung, in:
Holoubek/Potacs Offentliches Wirtschaftsrechis, 924;N. Raschauerin: Ennockl/Rasch
auer/Bergthalef, Kommentar zum UVB, § 17 Rz 6; fiir die forsttetichen Genehmigungs
voraussetzungen im UWrerfahren vgl. bspw. VwGHwSIg. 15.702 A/200BBVwG W104
20001781, KotschackMauthen, Starkstromleitung, und dazu VwGH 24.02.201R0
2014/05/0097%.

Nach dem im U\WWerfahren mitanzuwendenden 8§ 68 AdSLFG ist zum Betrieb von Zivil
flugplatzen eine Bewilligung erforderlich (ZivilflugpiBewilligung). Das gleiche gilt fur jede
Anderung des bescheidmaRig festgelegten Betriebsumfanges eines Zivilflugplatzes.

Gemal3 § 71 Abs. 1 LFG ist die ZivilflugiBatmilligung zu erteilen, wenn das Vorhaben vom
technischen Standpunkt geeignet und eine sichere Betriebsfihrung zu erwarten ist (lit. a),
der Bewilligungswerber verlasslich und zur Fihrung des Betriebes geeignet ist (lit. b), die
finanziellen Mittel des Beilligungswerbers die Erfullung der aus diesem Bundesgesetz fir
den Flugplatzhalter sich ergebenden Verpflichtungen gewahrleisten (lit. ¢) und sonstige
Offentliche Interessen nicht entgegenstehen (lit. d).

Gemall 8 71 Abs. 2 LFG ist auRerdem Voraussetzuingdief Erteilung der Zivilflugplatz
Bewilligung eines offentlichen Flugfeldes, dass ein Bedarf hiefiir gegeben ist. Flughafen
durfen nur bewilligt werden, wenn ihre Errichtung im 6ffentlichen Interesse gelegen ist.


https://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWT_2000070229_20011018X00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWT_2014050097_20150224J00&ResultFunctionToken=482cc5c0-0175-49b7-af0d-9ab8d364932e&Position=1&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=&VonDatum=&BisDatum=08.12.2016&Norm=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=2000178
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWT_2014050097_20150224J00&ResultFunctionToken=482cc5c0-0175-49b7-af0d-9ab8d364932e&Position=1&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=&VonDatum=&BisDatum=08.12.2016&Norm=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=2000178
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Gemald § 72 Abs. 1 lit. e LFG hat der Bescheid uber die Zivilfldgpelailigung (unter
anderem) die Bedingungen und Auflagen, soweit sie mit Rucksicht auf die Bestimmungen
des 8§ 71 Abs. 1 leg. cit. und insbesondere unter Bedachtnahme auf die Verkeabssufg
des Zivilflugplatzes erforderlich sind, zu bestimmen.

Somit darf gemaR 8§ 71 Abs. 1 lit. d LFG die ZivilflugBkaszlligung nur erteilt werden,

w e n sonstige offentliche Interessen nicht entgegenstthen Nach Abs. - 2 di e
mung ist Voraussetung fir die Erteilung einer Zivilflugplé@zwilligung eines Flughafens,

dass seine Errichtung im oOffentlichen Interesse gelegen ist. Beides gilt auch fir jede
Anderung des bescheidmaRig festgelegten Betriebsumfanges eines Flughafens, die ebenfalls
einer ZivilflugplatzBewilligung bedarf (8 68 Abs. 1 LFG). Da der Betriebsumfang des Flug
hafens Wien durch die dritte Piste wesentlich erweitert wird, ist dies nach § 71 Absd 1 lit.

LFG bewilligungspflichtig. Somit durfen im vorliegenden Beschwerdeverfalien keine

sonstigen offentlichen Interessen zur Errichtung der dritten Piste entgegenstehen.

Wa s unt e sonstigeredfentlichen Interessen zu verstehen i st, w
naher definiert (anders bsp. 8 17 Abs. 3 Forstgesetz und 88 104a und\W@Sserrechts

gesetz 1959); auch findet sich im LFG keine Zielbestimmung, die zur Interpretation heran
gezogen werden kénnte (wie etwa bsp. in verschiedenen Naturschutzgesetzen der Lander,

vgl. § 1 Abs. 1 OO NSchG, § 1 Abs. 1-GVRO00). Unter offentlichemnteressen sind

jedenfalls solche zu verstehen, die die Belange des Gemeinwohls Uber die Individualin
teressen stellen (vgl. ndher unten unter Punkt 18.24.). Bei der Auslegung des 8 71 Abs. 1

lit. d LFG ist es somit Sache der Verwaltung festzulegelthe die fir diese Verwaltungs
entscheidung maf3geblichen o6ffentlichen Interessen sind.

Der Verwaltungsgerichtshof b ef assnstigen offeit c h  mi |
lichen Interessén i m Si nne des 8 71 AbissiderBntscheidund) L FC
VwSIg. 7913 A/1970nd fuhrte dazu aus:

, Aus de na 2WaiksitAae®ntnenmen, dalR die in den lit. a) bis e & 71
Abs.1 LFG angefihrten Interessen nicht darunter fallen. Es sind daher andere
offentliche Interessen zu berucksichtigen, die nach dem Luftfahrtgesetz wahrzu
nehmen sind. Als solche offentliche Interessen sind beispielsweise anzusehen der
Schutz deAllgemeinheit (88 92, 96 und 124 LFG), die Aufrechterhaltung der éffent
lichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit (88 5, 124, 126, 145), die Hintanhaltung von
Gefahrdung von Leben, Gesundheit und Eigenturh3@®, die Gewahrleistung der
Sicherheit der Person dndes Eigentums (8 122), der Sicherheit von Personen und
Sachen auf der Erde (8§ 128), die Fernhaltung stérender Einwirkungen auf Personen
und Sachen (8 5) und die Vermeidung vermeidbaren Gerausches (8 14).


http://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_1969001820_19701020X01

-109

Voraussetzung fur die Erteilung der FlugpB&wiligung eines o6ffentlichen Flug
feldes ist gemalR § 71 Abs. 2 LFG aul3erdem, dal3 ein Bedarf hiefir gegeben-ist. Flug
hafen durfen nur bewilligt werden, wenn ihre Errichtung im offentlichen Interesse
gelegen ist. Ein Flughafen ist insbesondere dann nicht fientlichen Interesse
gelegen, wenn

a) er von einem bereits bewilligten und in Betrieb befindlichen Flughafen weniger
als 100 km in der Luftlinie entfernt ist und geeignet ware, dessen Verkehrsaufgaben
zu gefahrden, und

b) der Unternehmer dieses bereits $iehenden Flughafens in der Lage und gewillt
ist, binnen sechs Monaten die fir den geplanten Flughafen in Aussicht
genommenen Aufgaben selbst zu ibernehmen.

Voraussetzung fiur die Bewilligung zur Errichtung (Erweiterung) eines Flughafens ist
daher nicht nuy dal® ein Bedarf vorliegt, sondern dal’ dieses Vorhaben Uberhaupt
im 6ffentlichen Interesse gelegen ist.

Der Verwaltungsgerichtshof kommt daher zu dem Ergebnis, dal3 die Errichtung
eines Flughafens (ebenso die Erweiterung), nur dann bewilligt werden kamm, we

dem keine offentlichen Interessen im Sinne des § 71 Abs. 1 LFG entgegenstehen
und das o6ffentliche I nteresse im Sinne

Weiters judizierte der VWGH, dass jede Verbesserung, die zu einer Erhédéusicherheit

der Luftfaht fahrt, im offentlichen Interesse gelegen is¥WGH15.06.1994 92/03/0141).

Mit der Entscheidung vom 25.06.2008)07/03/0181, sprach der VWGH aus, dass die gemal

8 68 Abs. 2 LFG zur Erteilung einer ZivilflugiBatzilligung bei Flughafen zustandige Behor

de zu piifen habe, ob die gemal 8 71 LFG erforderlichen Voraussetzungen fiur die Erteilung
der Zivilflugplatz8Bewilligung, u.a. dass sonstige Offentliche Interessen nicht entgegenstehen,
vorliegen. Derart sei die Behdrde auch zur Hintanhaltung von Gefahrdungemhekmsn,
Gesundheit und Eigentum verpflichtet. Der VWGH wiederholte mit der Entscheidung vom
30.09.2010, 2010/03/0110dass der Schutzed Allgeneinheit, die Hintanhaltung von
Gefahrdungen von Leben, Gesundheit und Eigentum zu den offentlichen Interessen zahle;
darunter falle auch die Verhinderung vermeidbarer Gerausche.

Fur die Errichtung der dritten Piste des Flughafen Wien muss aigiffentliches Interesse
vorhanden sein bzw. durfen gegenlaufige o6ffentliche Interessen nicht Uberwiegen. Ein
solches das Vorhaben legitimierendes offentliche Interesse kann aus vielerlei Griinden
bestehen, etwa weil ein zusatzlicher Bedarf aufgrund demaBme an Flugbewegungen
besteht, die Flugsicherheit erhdht wird, zusatzliche Arlpdiiize entstehen, ein groRReres
Abgaben und Steueraufkommen oder die Verbesserung des Wirtschaftsstandortes-Oster
reichs, insbesonders des Grol3raums Wien zu erwartenOabei sind auch die der
Genehmigung entgegenstehenden o6ffentlichen Interessen wie etwa die Verminderung der


http://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_1992030141_19940615X01
http://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWT_2007030181_20080625X00
http://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_2010030110_20100930X03

-110

Trehausgasemi ssi onen, u mZwetGradZieles r  ivgh en daew
unten Punkt 114.5.8.) und damit eine Begrenzung des Treilsetfekts zu ermdglichen, oder
beispielsveise die Vermeidung von Bodenverbrauch, in Abwéagung zu ziehen.

Offentliche Interessen koénnen grundsatzlich alle am Gemeinwohl orientierte Interessen
gleich welcher Art sein. Rein private Belange sind hiervon aosg@en. Ist im Gesetz
ausdrucklich nur die Abwagung 6ffentlicher Interessen vorgesehen, hat eine Einbeziehung
privater Interessen zu unterbleiben (v§itolzlechnerVerwaltungsrechtliche Abwagungsent
scheidung, Rechtsfragen der Bertcksichtigung offentlicher und privater Interessen bei
individuellen érwaltungsentscheidungen, ZfV 2000/52Zur Errichtung und Betrieb der
dritten Piste bestehen verschiedene o6ffentliche Interessen und weiters ein privates Interesse
der erstmitbeteiligten Parteizur Gewinnerzielung. Projekte privater Trager kénnen im
Offentlichen Interesse liegen, wenn die Realisierung zugleich auch o6ffentlichen Interessen
dient und ein diesbezlglicher Nachweis erbracht wird.

Die erstmitbeteiligte Parteifihrt als Antragstellerin zum Vorliegen eines o6ffentlichen
Interesses an der dritterPiste aus(Vorhabensbeschreibung vom 23.01.2008, Dokument
01.01, Zweck des Vorhabens, Seité, diese sei aufgrund des weltweiten Anstiegs an
Flugbewegungen und Passagierenwendig. Dieser Trend sei auch am Flughafen Wien
deutlich zu erkennen. Zur &mrung der Drehscheibenfunktion, insbesondere nach
Osteuropa, musse die Wettbewerbsfahigkeit durch den Bau der dritten Piste gesichert
werden, da die Moglichkeiten, mit dem bestehenden Pistensystem am Flughafen Wien
Schwechat diesen steigenden Bedarf zduken, eingeschrankt seien. Unter Bertick
sichtigung der Sicherheitsanforderungen sei die Kapazitat des bestehenden Pistensystems
eingeschréankt; sie betrage im Bestand 72 Starts oder Landungen in der Spitzenstunde. Das
Wachstum des Flughafens Wien sei &msentlicher Faktor fur die langfristige positive
Entwicklung der gesamten Region. So seien am Standort des Flughafens schon derzeit
(inklusive Fremdfirmen) mehr als 14.000 Personen beschaftigt. Bei einem Anstieg an
Passagieren sei auch mit einer Zunahnme Aabeitsplatzen zu rechnen. Auch sichere der
Flughafen Wien schon heute mehr als 29.000 Arbeitspléatze in der gesamtésterreichischen
Wirtschaft. Die Wertschdpfung, die vom Flughafen Wien bewirkt werde, belaufe sich auf 2,8
Milliarden Euro jahrlich (Stand0R5). Durch das gegenstédndliche Nalven werde das
Wachstum zweifellos gestéarkt und es entstiinden in den néchsten Jahren zahlreiche neue
Arbeitsplatze. Jeder Arbeitsplatz am Standort bewirke einen weiteren in der dsterreichischen
Wirtschaft. Als Anbietevon Verkehrsinfrastruktur leiste der Flughafen einen wesentlichen
Beitrag zur Dynamik der gesamten Region. Viele Unternehmen brauchten zum Erhalt ihrer
Wettbewerbsfahigkeit weltweite Flugverbindungen. Eine allgemein akzeptierte Entwicklung

C

-


file://///PWFSERD01.intern.bka.gv.at/AbtSP/BVwG/Gerichtsabteilungen/Kammer%20W/UVP/Wissensmangement%20Verfahrensrecht/ABWÄGUNG%20-%20öffentl.%20Interessen/Stolzlechner%20Verwaltungsrechtliche_AbwägungsentscheidungR.DOC
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des Luftverkehrsin der Region und die Einbindung der durch das steigende Flugver
kehrsaufkommen aktuell oder potenziell Betroffenen sei bei der Planung ein wesentlicher
Faktor gewesen, weshalb im Sinne einer moéglichst umfassenden Burgerbeteiligung ein
Mediationsverfahrendurchgefuhrt worden sei. Gegenstand des Mediationsverfahrens sei
sowohl die Gestaltung des Flugverkehrs im bestehenden-Risgnsystem als auch die
Errichtung einer weiteren (dritten) Piste am Flughafen Wien gewesen.

Der angefochtene Bescheid (Seite 3§2uhrt zum offentlichen Interesse aus, dieses liege

vor, da ein Bedarf zur Deckung der steigenden Flugbewegungen vorhanden sei. Weiters
diene das Vorhaben der Sicherung und Starkung der Funktion des Flughafens als zentraler
Luftverkehrsknotenpunkt sowider Forderung der wirtschaftlichen Entwicklung, einschliel3

lich der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplatzen im Umfeld des Flughafens. Insgesamt
sei das offentliche Interesse an der Errichtung der dritten Piste zu bejahen. Sonstige Offent
liche Interessen, wie die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit
und der Schutz der Allgemeinheit, stinden der Erteilung der beantragten Genehmigung fur
die dritte Piste nicht entgegen.

Andere gegenlaufige offentliche Interessen, deneicht durch wirksame MalRnahmen
entsprochen werden kann, wie beispielsweise die Vermeidung von Larm, Bodenverbrauch,
oder Ausstol3 von Treibhausgasen durch die den Flughafen zusatzlich frequentierenden
Luftfahrzeuge, wurden hingegen nicht in die Interessewédpung eingebracht.

Von den Beschwerdefuihrern wurden im behdérdlichen Verfahren verschiedene gegenlaufige
Interessen eingewendet, wie etwa der fehlende Bedarf, die Zunahme an Treibhausgasen,
Bodenr und Wasserverbrauch und Gesundheitsbeeintrachtigungen etwah Luftschad
stoffe, Schallemissionen uredlektromagnetische Felder (vgl. ndher oben unter Punkt 1.3.1.).

Bei der Erstbeschwerdefiihrerin handelt es sich um eine gemaR § 19 Abs.-G RO
anerkannte Umweltaganisation. Bei der Zwejtder Funft und der Sechstsowie den Acht

bis ElftBeschwerdefuhrerinnen handelt es sich um Burgerinitiativen nach § 19 Abs.-& UVP
2000.

Diese Beschwerdefuhrerinnen sind jeweils berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvor
schriften im Verfahren geltend zu maché&e kdnnen somit einwenden, dass der Errichtung
bzw. Erweiterung des Flughafens offentliche Interessen entgegenstehen (8 71 Abs. 1 lit. a
bisd LFG) oder dass die Errichtung bzw. Erweiterung nicht im 6ffentlichen Interesse gelegen
(8 71 Abs. 2 LFG) ist.
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Das Bundesverwaltungsgericht ermittelte erganzend in seinem Verfahren weitere offentliche
Interessen, die im behordlichen Verfahren nicht oder nicht ausreichend geklart, jedoch in
den Beschwerden vorgebracht worden sind. So wurden erganzend vom BMF Agpekte z
abgaben und steuerrechtlichen Aufkommen erlautert, und das BMVIT als Oberste
Luftfahrbehdrde schriftlich aufgefordert, zu den in der Verhandlung aufgeworfenen Fragen
im Zusammenhang mit dem Bestehen offentlicher Interessen Stellung zu nehmen (vgl. Punk
1.3.2.5.). Weiters wurden Gutachten von UdArof. STURM zu den zuséatzlichen THG
Emissionen (1.3.2.3.) und zum Bedarf bzw. zur Prognose der Entwicklung der- Flugbe
wegungen von DI WIPF eingeh@!B.2.6.).

Zum Vorliegen eines offentlichen Interessesgtidas BMVIT vor, das LFG z&hle neben den
allgemeinen Sicherheitsinteressen (wie z.B. den Schutz der Allgemeinheit bzw. Offentlichkeit

vor Gefahren und stérenden Einwirkungen der Luftfahrt) auch wirtschaftliche Interessen,

wie das Interesse der Luftverkedwirtschaft, ausdricklich zu den offentlichen Interessen. Zu

den I nteressen der Luf t vzeeackemsprechender b dvath a f, t g
schaftliche Betrieb ,  HErfiilleng ger Verkehrsaufgablen bzw. di e Bedar f sbef
die Verhinderunglanloser Konkurrenz. Auch sei eine Gefahrdung der Verkehrsaufgaben der

mit Betriebspflicht belasteten 6ffentlichen Flugplatze hintanzuhalten. Weiters lage gemaf

den Erlauterungen zu § 71 der Stammfassung des LFG der Ausbau der Osterreichischen
Zivilluftfahrt im 6ffentlichen Interesse.

| n dRead Map Luftfahrt 2020, dem strategischen Gesamtkon
Bundesr egi er uBngvicklungeematl deistuhgsiihigen und nachhaltigen infra
struktur” als eines der drdeistralegsshe Ausrichtunddes 6stéri el e
reichischen Luftverkehrs verankert. Mit der Umsetzung der formulierten EinzelmalRnahmen,

wi e u. Bauded % Riste, Trager: VIE wer de der Erhalt wund di
kehrsstandortes Osterreich sichergelit. Aus strategischer Sicht werde die Bereitstellung

einer dritten Piste am Flughafen Wien flr die weitere enfeiche Entwicklung des
Flughafens Wien als Htftandort und fur den Wirtschaftsund Luftverkehrsstandort
Osterreich als wesentlich angeseh Nur durch die Sicherstellung einer leistungsfahigen
Infrastruktur kénnten die entsprechenden Kapazitaten zu Verfigung gestellt werden, um
kinftigen Entwicklungen des Luéirkehrs als Wachstumsmarkt bestmdglich begegnen zu
konnen und Konnektivitat im ilthe eines starken Streckennetzes am Flughafen Wien
gewéhrleisten zu kdnnen.

Schlielich wird im Schreiben des BMVIT auf die stdndige Rechtsprechung des VwGH
verwiesen, wonach jede Verbesserung, die der Erh6éhung der Sicherheit der Luftfahrt dient,
im offertlichen Interesse gelegen sei. Denn die derzeitige Anordnung der beiden am
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Flughafen Wien vorhandenen Betriglisten bedinge wesentliche Abhangigkeiten bei Start
und Landebewegungen von Luftfahrzeugen. Durch die Errichtung der dritten Piste wére ein
unabhéngiger Parallelbetrieb ohne betriebliche Einschrankungen bei-Siad Landebe
wegungen moglich. Dadurch werde die Sicherheit der Luftfahrt am Flughafen Wien
wesentlicherh6ht. Unter Bertcksichtigung dieser Aspekte sei die Errichtung der dritten Piste
im offentlichen Interesse gelegen, welches gemaR den Erldauterungen zu § 71 der
Stammfassung des LFG den Bedarf in sich schliel3e.

4.5.2. Zur Rechtswidrigkeit der behdrdlichen Abwagung:

Nach Art. 130 Abs. 3-BG liegt Rechtswidrigkeit nicht vor, soweit dassetz der Verwal
tungsbehorde Ermessen einraumt und sie dieses im Sinne des Gesetzes geubt hat. Es kann
dahingestellt bleiben, ob es sich bei der Durchflly@mner Interessenabwagung Ulbewupt

um die Einraumung von Ermessen handelt (dagegen b§pimser Ermessenskdrolle

durch Gerichte? intarcher Handbuch Verwaltungsgerichtsbarkeit, 229, 245, mwN verwal
tungsgerichtlicher Judikatur; BVwG @1.2016, W113 2017242, Handalm Windparkeher

dafir bspw.Fuchs Verwaltungsermessen und Verwaltungsgerstdarkeit: Ruckblick und
Ausblick, in:Holoubek/Lang Das Verfahren vor dem Bundesverwaltuggyscht und dem
Bundesfinanzgericht, 232, 263).

Dadurch, dass verschiedene o6ffentliche Interessen, die fiir das Vorhaben sprechen, von der
belangten Behdrde in ilerAbwégung eingestellt wurden und andergegenlaufige- 6ffent-

liche Interessen, wie etwa Klimaschutz, nicht diskutiert und in die Abwagung gebracht
wurden, kann die Ermessenstibung durch die belangte Behdrde nicht als fehlerfrei gesehen
werden.

§ 28 Abs 2 VWGVG bestimmt, dass das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden hat, wenn der maRRgebliche Sachverhalt feststeht oder seine Feststellung durch
das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erhebliche
Kostenersparnis verbunden ist. Das Verwaltungsgericht kann den Bescheid in diesen Fallen
in jeder Hinsicht abandern; allfalliges Ermessen ubt das Verwaltungsgericht bzw. hat dieses
Zu erganzen.

Wenn sich die behdrdliche Ermessensibung, wie im vorliegrei@ll, im Ergebnis als nicht

im Sinne des Gesetzes erweist, weil die malgeblichen Umstande nicht vollstandig festge
stellt wurden, ist das Verwaltungsgericht befugt, bei Vorliegen der Voraussetzungen fir eine
Entscheidung in der Sache selbs&Abs2 VWGVG), gegebenenfalls nach Erganzung des
Ermittlungsverfahrens, eigenes Ermessen zu uben (VwGH 01.03.2016, Ra 2015/11/0106
26.04.2016Ro 2015/03/003%


http://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_2015030038_20160426J04
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Da der Umweltsenat bzw. sodann das Bundesverwaltungsgericht bereits schon eine Flle
von Erganzungen des Ermittlungsverfahrens durchzufiihren hatten, wére eine Zuruckver
weisung wegen neuerlicher Ermessensibung mit zusatzlizbglicher Verzégerung und
zusatzlichem Aufwand verbunden gewesen, zumal der diesbeziigliche Sachverhalt nach
Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung und eines ergéanzenden Parteiengehdrs nun
auch feststeht und keiner ergdnzenden Ermittlungen bedarf. Dasi&verwaltungsgericht

hat daher die Interessenabwégung der belangten Behdrde im Verfahren Uber die Erteilung
einer ZivilflugplatBewilligung nach dem LFG zu Uberprifen bzw. diese allerfalbsveit

dies im Administrativverfahren nicht bereits geschehsh— selbst durchzufiihren und zu

erganzen.
4.5.3. Zum Bedarf bzw. zur Prognose der Flugbewegungen:

Nach 8§ 71 Abs. 2 LFG ist Voraussetzung fur die Zivilflugdgatiligung, dass ein Bedarf
gegeben ist. Auch fir die wesentliche Erweiterung eine$fldgplatzes—wie hier durch die
dritte Piste—ist eine ZivilflugplatBewilligung erforderlich und somit auch der Nachweis des
entsprechenden Bedarfs erforderlich. Dieser Bedarf ist beim Flughafen Wien gegeben.

Bereitsdie Bewilligungsvoraussetzung des S R I ia@#h& @1 Abs. 2 LFG indiziert ein direkt

im LFG statuiertes offentliches InteressBurch die Schaffung der entsprechenden
gesetzlichen Grundlagen mit bestimmten Bewilligungsvaatzsingen hat der Gesetzgeber
eine Abwagung der betroffenen kressen getroffen Kabel in: Jahrbuch des &ster
reichischen und europaischen Umweltrechts 2012, Interessenabwéagung im 6sterreichischen
Umweltrecht. S143).

Es ergibt sich somit bereits aus der Tatsache, dass die Frage des zusatzlichen Bedarfs mit
871 Als. 2 LFG als Genehmigungsvoraussetzung statuiert ist, die gesetzliche Vermutung,
dass das Vorhaben im 6ffentlichen Interesse liegt.

Zur Bedeut unQeddfe s f Begtre f der , VWGH i m Zusamm
raumung von Zwangsrechten aus, dass darubtagrifflich ein Mangelzustand zu verstehen
sei (VWGH 02.06.2005, 2004/07/0148; zuletzt das Erkenntnis 29.01.2009, 2005/07/0041).

Dass ein Bedarf an einer dritten Piste vorliegt, hat das Verfahren der belangten Behérde
ergeben. Auch die Plausibilitatspuiig durch das Bundesverwaltungsgericht hat diesen
Bedarf bestatigt. Das LFG knupft die Bewilligung einer Zivilflugpétaligung an die Ver
aussetzung eines zusatzlichen Bedarfs an. Bereits dadurch ist ein legitimierendes offentliches
Interesse im LFGelstimmt. Es ist durch den gelungenen Nachweis, dass beim Flughafen
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Wien ein Bedarf vorliegt (vgl. oben Punkt 111.3.2.), vom Vorliegen eines offentlichen
Interesses auszugehen.

4.5.4. Zur Standortverbesserung der Ostregion und zur Versorgung mit Verkefies
struktur:

Durch den Bau der dritten Piste bleibt die internationale Attraktivitdt des Flughafens Wien
erhalten bzw. wird diese durch die hohere Kapazitat fur Flugbewegungen, und das damit
verbundene héhere Angebot an internationalen Flugverbindunged Umstiegsmaglich
keiten, noch weiter gesteigert. Es kommt so zu einer wichtigen Standortverbesserung der
Osterreichischen Ostregion und zu einer Verbesserung der Versorgung mivétkehrs
infrastruktur beim Flughafen Wien, um den absehbar steigenBedarf in den nachsten
Jahren zu decken (vgl. oben Punkt 111.3.3.). Der Bau der dritten Piste liegt sowohl im fegional
als auch im volkswirtschaftlichen Interesse Osterreichs.

Wien ist Sitz von verschiedenen internationalen Organisationen (am StanderViéana
International Centre befinden sie vier Hauptquartiere der Vereinten Nationen; die
Organisation fur Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa [OSZE]; die Organisation Erddlex
portierender Staaten[OPEL sowie mehrere Nichtregierungsorganisationen)uréh die
bessere Anbindung an das internationale Flugverkehrsnetz bleibt Wien als Standort sowie
fur internationale Konferenzen weiter attraktiv. Dies liegt im auf3enpolitischen Interesse
Osterreichs. Weiters werden durch diese internationalen Organisatiatiekt und indirekt

rund 10.000 Arbeitsplatze generiert. Dies bewirkt auch direkte und indirekte monetare und
volkswirtschaftliche Effekte. Auch dies liegt im 6ffentlichen Interesse.

Die Errichtung der dritten Piste liegt durch die verbesserte Versorguibhd-lugverkehrs
Infrastruktur in Bezug auf die dadurch bewirkte Aufwertung des Wirtschaftsstandortes der
Ostregion von Osterreich sowie der Stadt Wien als Sitz von internationalen Organisationen
und Tagungsort von internationalen Konferenzen im offendic Interesse.

4.5.5. Zur Schaffung von zusatzlichen Arbeitsplatzen:

An die obigen Ausfuihrungen anknipfend, kommt es vor allem durch die Erhaltung und Ver
besserung der Flugverkehnsfrastruktur zu einer Verbesserung der Wirtschaftsbedingungen

in der Ostregion Osterreichs. Das wird sich vor allem positiv auf die Arbeitsmarktsituation
auswirken. Weiters wird es zur Schaffung von zusatzlichen Arbeitsplatzen direkt auf dem
Flughafen Wien, aber auch im weiteren Umfeld kommen (vgl. oben Punkt 111.3.4.).



-116

45.6. Zur Flugsicherheit:

Durch den Bau der dritten Piste kommt es zu einer Erh6hung der Flugsicherheit (vgl. oben
Punkt 111.3.5.). Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist jede Verbesserung, die
zu einer Erhéhungder Sicherheit der Luftfahfiihrt, im offentlichen Interesse gelegen (vgl.

die Judikaturhinweise unter Punkt 11B4L.).

Letztlich haben die betroffenen Instanzen wie Flughafen und Austro Control als Flug
sicherung nach den nationalen und internationalen Regelwerken der ICAO bei de
Abwicklung des Flugverkehrs immer der Flugsicherheit den Vorrang zu ¢&béh LFG
sowie in Ausfihrunglazudie ZivilflugplatBetriebsordnung) Damit kommt es, wenn der
Flughafen als Knotenpunkt in einem Verkehrsnetz tber ungenigende Kapazitatsreserven
verfugt, zu Verspatungen oder Abweisungen des Verkehrs. Darauf ist in einer langfristigen
Verkehrsplanung zu achten.

4.5.7. Zur Betriebspflicht des Flughafens Wien:

Gemal der Stellungnahme des BMVIT (Punkt 1.3@ifd)durch den Bau der dritten Piste

die Betriebspflicht des Flughafen Wien gesichert, was im Offentlichen Interesse liege. Aber
auch ohne Bau der dritten Piste ist der Betrieb am Flughafen Wien gesitherbhéngig

vom Pistensystem kann es beim Betrieb desgRafens immer zu einer Uberlastung
kommen, bei der der Betrieb nicht flissig abgewickelt werden kann. Darauf ist jedoch bei
einer langfristigen Planung Ricksicht zu nehmen.

4.5.8. Zum Beitrag des Vorhabens zum Treibhauseffekt:

Der Verwaltungsgerichtshidnat in seiner Entscheidung vo24.08.2011, 2010/06/00Q2zur

Errichtung des Abschnittes Schriekysbrunn der A5 Nordautobahn diamalige behord

| iche Einschéatzung geteilt, Kydtats\sR (hillo@sigbcahat | i ¢
ansatze auf nationaler und internationaler Ebene zu suchen seien. Die schwerwiegenden
Umweltbelastungen, auf die § 24f Abs. 4 U¥R2000 (diese B&Emmung entspricht fur die

hier zu beurteilende Vorhabensart nach dem 2. Abschnitt des@\2B00 der Bestimmung

des 8 17 Abs. 5 UMPR 2000) abstelle, bezdgen sich auf Belastungen der Umwelt in dem
konkret von den Auswirkungen des Vorhabens betroffenerb Ges t . AKywto dem
t NP { 2kdn2d riicht abgeleitet werden, dass Projekte, die eine gewisse Erhéhung der
Emissionen von klimarelevanten Gasen bewirkten, nicht zulassig wéaren.

Allerdings ist das Bestehen eines o6ffentlichen Interesses bei dem hier zigitenden Vor
haben bereits auf der Ebene des Materiengesetzes (8 71 Abs. 2 LFG) zu prufen, ohne dass es


https://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_2010060002_20110824X01
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einer Anwendung des 8§ 17 Abs. 5 U¥R000 bedarf, wonach trotz Erfullung der einzelnen
anwendbaren Genehmigungsvoraussetzungen der Antrag abzuwessewenn eine Ge
samtbewertung schwerwiegende, durch Nebesbemungen nicht ausreichend vermeid

bare oder minimierbare Umweltbelastungen ergibt. Eine Beschrankung der nach dem LFG zu
berticksichtigenden 6ffentlichen Interessen ist aber nicht ersichtlich.

Osterreich hat sich mit dem Klimaschutzgesetz (KSG) das Ziel gesetzt, dass es von 2015 bis
2020 zu einer Abnahme in einer Gesamtsumme von 51,5 auf 48,8 Mio. t an THG
Aquivalentekommen soll; das wéare eine Abnahme um 5,24 %. Im Sektor Verkehr soll es zu
einer Abnahme von 22,2 % auf 21,7 % kommen; das ware eine Abnahme um DRAECHo.

den Bau und Betrieb der dritten Pisteird es aber zueiner Zunahme von 1,7 (bei
Annahme des Szenarios WEM) bzw. 20@ei Annahme des Szenarios WAM) der gesamten
THGEmasionen von ganz Osterreidkommen (vgl. Punkt 111.3.6.6.). Im Verfahren der
belangten Behdrde wurden die THEBnissionen nicht erwéhnt und auch nicht zur Abwagung
herangezogen. Die THE&nissionen sind jedoch in die Abwagung miteinzubeziehen.

Aus den Ausfiirungen oben unter Punkt 111.3.6. ergibt sich, dass der Klimawandel in-Oster
reich bereits im Gange ist und in Zukunft weitreichende Folgen fur Mensch, Tiere, Pflanzen
sowie die gesamte Umwelt haben wird. Es kommt bei Nichteinhaltung der Reduktionsziele
zu betrachtlichen Eigentunvgertminderungen, zum Verlust von Arbeitsplatzensbeson

dere im Bereich des Tourismusnd der Land und Forstwirtschaft, zu Hochwasserka
tastrophen sowie einer drastischen Zunahme von schweren Hitzetagen. Weiters ist mit
betrachtichen Produkionsverlusten in der Lanrdund Forstwirtschaft zu rechnen. Diese
werden auch den Verlust von Tieund Pflanzenarten sowie zuséatzliche menschliche
Todesfalle und schwere gesumtliche Beeintrachtigungen zur Folge haben. Es ist mit
schweren Schaden fir die 6stegichische Landwirtschaft zu rechnen.

Eine entscheidende Minderung der zuséatzlichen durch das Vorhaben dritte Piste verur
sachten THd&Emissionen lasst sich weder durch die von der erstmitbeteiligten Parteivorge

schlagenen EmissistReduktionsmalinahmen noch durch Nebenbestimmungen in der

Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes erheblich reduzieren.

Das Vorhaben zu Errichtung und Betrieb der dritten Piste widerspricht den offentlichen
Interessen des Umwedthutzesinsbesonderales Klimaschutzes.
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4.5.9. ZumSteuer und Abgabenaufkommen:

Dass der Flughafen Wien keinen direkten wesentlichen Beitrag zum StewkerAbgaben
aufkommen leistet, ist vom Willen des Gesetzgebers getragen und kann der erstmitbe
teiligten Partei nicht @& gegenlaufiges offentliches Interesse entgegémadfen werden.

Aus steuer und abgabenrechtlicher Sicht gibt es daher weder ein legitimierendes noch ein
gegenlaufiges Interesse am Vorhaben der dritten Piste.

4.5.10. Bodennanspruchnahme

Durch den Bauder dritten Piste werder661 ha hochwertiger landwirtschaftlicher Acker
boden v dstheroggth f Gr di edukioh Unarauzhbdar gemacht. Boden ist
eine knappe Ressource, die nicht reproduziert werden kann (vgl. Puni&)il.3.

Der Verbrauch vomochwertigem Ackerboden in dieser GroRenmudg widerspricht dem
Offentlichen Interesse.

Dabei istweiter zu beachten, dass dadurch die landwirtschaftliche Produktion weiter vom
Verbraucher, dem Grof3raum Wien, abrickt und damit die regionale Versorgung
verschlechtert wirdwas dem offentlichen Interesse widerstrebt

Der Amtssachvestandigefuhrt im Teilgutachten Landwirtschaétus, es sei hier nicht der
Verbrauch von 661 ha Flache ein Problem, sondern, wie in vielen anderen Bereichen auch,
die kumulatve Wirkung. So wirden in Osterreich, aber wahrscheinlich in &hnlicher Bimen
sion gleichfalls in den anderen Bthaten und dartber hinaugdahr fur JahB&denver-
braucht. Eine Losung kdnne nicht im einzelnen Anlassfall gefunden werden, sondern musse
in der strategischen Planung erfolgen. In Wahrheit sei daher die Frage des Verlustes-an land
wirtschaftlicher Flache durch Flacheninanspruchnahme nicht eine Frage des Fachgebietes
Landwirtschaft, sondern vielmehr der Raumplanuhgm D o k uDieeQsterreighiseh
{GNF GS3AS T dzNJ bl Oikals Ziel forhJigit wardeh, @as©Odine Badikiion
des Zuwachses dauerhaft versiegelter Flachen auf maximal ein Zehntel des heutigen Wertes
(dieser bezog sich auf das Jahr 2002) bis zum Jahre 2010 erreicht welidé&iseieine der
zentralenzukiinftigenAufgaben der Raumplanung, fur gesellschadtgisch erforderliche,
ressourcenverbrauchende Nutzungen eine Standortoptimierung vorzunehmen, die alle
relevanten Aspekte & Nachhaltigkeit beriicksichtige

Dass & Raumplanung den Schutz landwirtschaftlicher Flachen noch nicht wirklich wahr
nehme, werde im Fachbeitrag Raumplanung der UVE dokumerdert.werdedies relativ
kurz abgehandelt;Der Flachenverbrauch des Vorhabens bleibt als Restbelastung bestehen.
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Vom Vorhaben sind jedoch hauptséchlich landwirtschaftliche Flachen und bestehende Ver
kehrsflachen betroffén Schon im Titel des Fachbeitragesrde nur das Schutzgut Mensch
erwahnt.Im Spannungsfeld landwirtschaftliche NutzflacherFlughafenausbau (inkWald
erhaltung und Ersatzaufforstungsflachen, 6kologischegheichsflachen etc.) veleibe die
Notwendigkeit der Abwagung durch Politik und Raumplanung, welcher Nutzung die hohere
Bedeutung beigemessenerde: Der Sicherung und dem weiteren Ausbau destdtfrafts
faktors Flughafen oder der Erhaltung der Flachen fufadidwirtschaftliche Produktion.

Die hohe Bodemanspruchnahmeles Vorhabens widerstrelbhsgesamt dem 6ffentlichen
Interessean der Erhaltung der Lebensgrundlagen der Bevolkerung

45.11. Pflanzen und Tierschutz:

Das Beweisverfahren hat ergeben 3lB.), dass es im Bereich Pflanzen und Tiere zu keinen
unmittelbaren Beeintrachtigungen kommt.

Das Vorhaben steht dem Bereich Schutz von Pflanzen undTietdg entgegen.
4.5.12. Sonstige (e dritte Piste betreffende Aspekte:

Gerauschimmissionen der landgebundenen Verkehrstrager treten entlang der gesamten
Strecke zwischen Ausgangspunkt und Endpunkt einer Reisebewegung auf. Hingegen sind
Gerauschimmissionen des Flugverkehrs auf die naheregedong des Flughafens
beschrankt. Landgebundene Verkehrstrager bieten eine Rétsenative zum Flugverkehr

nur im Bereich der Kurzind zum Teil der Mittelstrecken. Auch hier haben landgebundene
Verkehrstrager ebenfalls Auswirkungen auf die Umwelt, issbhders durch Geréuseh

i mmi ssi onernSNEOAK ydSeAnRedwf YerksliFsstredkeiit Landschaftsgefiige.
Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Larmbelastung. So entstehen mindestens im
Nahbereich von Stra3erund Schienenwegen ahnlich hohe Gemhiexmissionen wie im
Nahbereich eines Flughafens, verteilen sich jedoch tber den gesamten Streckenverlauf.

Im Bereich der Langstrecke besteht im Vergleich zu landgebundenen Verkehrstragern ein
offentliches Interesse an der Errichtung der dritten Piste.

4.5.13. Privatwirtschaftliche Aspekte:

Das wirtschaftliche Interesse der erstmitbeteiligten Partei an Errichtung und Betrieb der
dritten Piste ist bei der Abwagungsentscheidung nicht einzubeziehen. So hielt der VWGH mit
seinem Erkenntnis vom 09.11.201Ro 2014/10/0043 anlasslich der Versagung einer
Rodungsbewilligung fest, dass rein privatwirtschaftliche Nutzlichkeder Zweckmaliig


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2014100043_20161109J00/JWT_2014100043_20161109J00.pdf
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keitserwagungen zur Begriindung eines offentlichen Interesses an einer anderweitigen
Verwendung von Waldboden nicht ausreichen (vgl. auch das Erkenntnis des VwGH
18.06.20132012/10/0133 mwN.).

Die Berlcksichtigung privatwirtschaftlicher Interessen ist bei der Bewilligung einer
ZivilflugplatzBewilligung im LFG nicht vorgesehen.

4.5.14. Gesamtbewertung:

Nach Art. 130 Abs. 1 Z IM& erkennen di&/erwaltungsgerichte u.a. Uber Beschwen

gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit. Abs. 3 dieser ver
fassungsrechtlichen Regelung bestimmt, dass aul3er in Verwaltungsstrafsachen und in den
zur Zustandigkeit des Verwaltungsgerehitdes Bundes fur Finanzen gehorenden Rechts
sachen Rechtswidrigkeit nicht vorliegt, soweit das Gesetz der Verwaltungsbehdrde Ermessen
einrdumt und sie dieses im Sinne des Gesetzes gelbt hat. Das Bundesverweltichgfat

daher gemaR § 28 Abs. 2 iV#bs. 4 VwWGVG neuerlich die Abwagung der o6ffentlichen
Interessen vorzunehmen (vgl. dazu naher oben unter Punk6IR.4.

Die Errichtung oder Erweiterung eines Flughafens kann nur dann bewilligt werden, wenn
(u.a.) dem keine sonstigen o6ffentlichen Interesam Sinne des 8 71 Abs. 1ditLFG ent
gegenstehen und das oOffentliche Interesse im Sinne des 8§ 71 Abs. 2 LFG gegeben ist
(111.45.1.). Die verschiedenen offentlichen Interessen sind somit gegeneinander abzuwagen.

Abwagungskriterien:

In gesetzlicherBestimmungen ist in vielen Fallen bereits eine Interessenabwagung durch
den Gesetzgeber umgesetzt. Diese wird einerseits durch die Zielbestimmungen (bspw. in
Naturschutzgesetzen), andererseits durch die betroffenen Grundrechte determifiabe(

in: Jahrluch des Osterreichischen und europaischen Umweltrechts 2012, Interssenabwagung
im osterreichischen Umweltrecht. $44, mit Hinweis auBerka Verfassungsrech{2010] Rz
1550). Im LFG isnit 8§ 71 Abs. Zediglich der Bedarf als legitimierendes o6ffentksh

I nteresse ausdricklich festgeschr i sofiségan. Krit
offentlichen L y (i S NBa&ha &7 dAbs. 1 lil LFG zu verstehen ist und die einer Zivil
flugplatzBewilligung nicht entgegenstehen durfen, sind jedoch im LEGH méher deter
miniert. Unter 6ffentlichen Interessen sind jedenfalls solche zu verstehen, die die Belange
des Gemeiwohls Uber die Individualinteressen stellen. Dies sind im vorliegenden Fall die
oben unter Punkt 111.5.3. bis 1ll.46.11. aufgezahlteninteressen. Privatwirtschaftliche
Interessen sind daher in die Abwagung nicht einzubeziehen.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2014100043_20161109J00/JWT_2014100043_20161109J00.pdf
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Auch wenn im 8 71 LFG keine Kriterien zur Gewichtung der Interessen vorgesehen sind und
eine solche Konstellation in der Literatur in Bezug auf Art. AM8GBkritigert wird (Stolz

lechner Verwaltungsrechtliche Abwéagungsentscheidung, Rechtsfragen der Besfiiogung
offentlicher und privater Interessen bei individuellen Verwaltungsentscheidungen, ZfV
2000/527), hielt der Verfassungsgerichtshof eine diesbezilgliche RegelunBemimal
schutgesetz fur unbedenklich/Slg. 11.019/1986vgl. weiters V{Slg. 9883/1983 myvH

Konnen einem Materiengesetz wie im vorlegenden Fall dem LFGkeine Kriterienent-
nommen werden, so hat die Gewichtung an der Orientierung aus den Wertbekundungen
demokratisch legitimierter Organe oder aus dem Stufenbau der Rechtsordnung zu erfolgen.
Solche Anhaltspunkte ergeben sich etwa aBeschlissen der Bundesregierung oder
EntschlieBungen des Nationalrates, aus den Vorgaben des Unionsrechts assWisdes

und landesverfassungsrechtlichen Bestimmungen.

Die das Vorhaben legitimierenden 6ffentlichen Interessen:

Als das Vorhaben legitinmendes offentliches Interesse ist der steigende Bedarf fir die in
absehbarer Zeit steigenden Flugbewegungen in der &sterreichischen Ostregion voran
zustellen. Der Bedarf ist als offentliches Interesse auch als Bewilligungsvoraussetzidg in §
Abs. 2 LFGuadricklich festgeschrieben (11B4L. und 111.45.3.).

Auch besteht damit zusammenhangend ein besonderes offentliches Interesse an der
Errichtung der dritten Piste im Hinblick auf die regienad volkswirtschaftlichen Interessen
Osterreichs durch dag\ngebot einer qualitativ hochwertigen Verkehrsinfrastruktur zur
Anbindung an das internationale Flugverkehrsnetz fir die 6sterreichische Wirtschaft und
den Tourismus. Dies wird auch Arbeitsplatze sichern bzw. solche generieren (Pubkt.)Ll.4.

Eine hoclwvertige Anbindung von Wien an das internationale Flugverkehrsnetz ist auch fur
internationale Organisationen, die in der Bundeshauptstadt ihren Sitz haben, aus-aul3en
politischer Sicht von 6ffentlichem Interesse (dazu die Punktau.4.

Letztlichwerden auch auf dem Flughafen selbst Arbeitsplatze durch die dritte Piste direkt
und indirekt geschaffen werden (11I545.). Dies ist jedoch in der Abwégung von unterge
ordneter Bedeutung, da der Bau einer solchen Verkehrsinfrastruktur nicht den Zweck der
Schaffung von Arbeitsplatzen am Flughafen Wien hat. Nicht geprift werden konnte,
inwieweit die Verwirklichung des Vorhabens den Verlust an Arbeitsplatzen bei anderen
Verkehrstragern und in anderen Regionen zur Folge haben kdnnte.


file://///PWFSERD01.intern.bka.gv.at/AbtSP/BVwG/Gerichtsabteilungen/Kammer%20W/UVP/Wissensmangement%20Verfahrensrecht/ABWÄGUNG%20-%20öffentl.%20Interessen/Stolzlechner%20Verwaltungsrechtliche_AbwägungsentscheidungR.DOC
file://///PWFSERD01.intern.bka.gv.at/AbtSP/BVwG/Gerichtsabteilungen/Kammer%20W/UVP/Wissensmangement%20Verfahrensrecht/ABWÄGUNG%20-%20öffentl.%20Interessen/Stolzlechner%20Verwaltungsrechtliche_AbwägungsentscheidungR.DOC
file://///PWFSERD01.intern.bka.gv.at/AbtSP/BVwG/Gerichtsabteilungen/Kammer%20W/UVP/Wissensmangement%20Verfahrensrecht/ABWÄGUNG%20-%20öffentl.%20Interessen/Stolzlechner%20Verwaltungsrechtliche_AbwägungsentscheidungR.DOC
file://///PWFSERD01.intern.bka.gv.at/AbtSP/BVwG/Gerichtsabteilungen/Kammer%20W/UVP/Wissensmangement%20Verfahrensrecht/ABWÄGUNG%20-%20öffentl.%20Interessen/Stolzlechner%20Verwaltungsrechtliche_AbwägungsentscheidungR.DOC
https://www.ris.bka.gv.at/VfghEntscheidung.wxe?Abfrage=Vfgh&Dokumentnummer=JFT_10138999_85B00164_00&IncludeSelf=True
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Keine besonderen offenthen Interessen an der Errichtung der dritten Piste bestehen aus
steuer und abgabenrechtlicher Sicht. Das Verfahren ergab eine steuer abgabenrecht

liche Sonderstellung von Flughafen, die gesetzlich verankert ist und somit vom-rechts
politischen Willen des demokratischen Gesetzgebers getragen ist (dazu Punik& 8l)4.

Die dem Vorhaben entgegenstehenden 6ffentlichen Interessen:

Den angefuhrten Interessen am Bau und Betrieb der dritten Piste steht das o6ffentliche
Interesse, den Klimawandel und seiRelgen zu vermeiden bzw. zu verringern, entschieden
entgegen. Osterreich ist von diesem bereits besonders betroffen. Schon jetzt liegt die
globale Durchschnittstemperatur um 0,85 °C Uber jener am Ende des 19. Jahrhunderts. In
Osterreich ist der Temperatanstieg mehr als doppelt so hoch wie im globalen Mittel und
liegt bereits jetzt bei 2 °@&in weiterer Temperaturanstieg von-12 °C bis zur Mitte dieses
Jahrhunderts ist zu erwarten. Die Erreichung des ZvaitZiels wiirde fur Osterreich einen
Anstieg wn beinahe £C bedeuten.

Osterreich ist als Alpenstaat besonders vielfaltig und drastisch von den Folgen des Klima
wandels betroffen, was zur Vernichtung von Vermogemd Arbeitsplatzensowie zur
Veranderung des Landschaftsbildes fuhren wird. Die dessetriind weitreichenden Folgen

des Klimawadels sind in einem Beschluss der Bundesregiemamy 23.10.2012 aufgezahlt

(im Detail dazu vgl. Punkt 111.3.6.).

Im Dokument zum Ministerratsbeschluss der &sterreichischen Bundesregierung vom
23.10.DIOBENNEAOKAZOKS { (NI GSIAS 1 dzNJrell 2, LJ & a dz
Aktionspl an, Handl ungsempf ehl un g eHitzeWellen di e
fuhren zu einer erh6hten Sterblichkeit, wirken sich jedoch auch auf Morbiditat, Leistungs
fahigkeit und V@hlbefinden aus. Insbesondere Kinder, altere Menschen und Personen mit
HerzKreislaufErkrankungen gelten als besonders betroffen. We i t er s wi Fd v on
scheinlichkeit, dass sich das Risiko fur Hauttumore knebs erhdhen wird, ausgegangen

(vgl. uner Punkt 111.3.6.6.). Durch den Klimawandel ist daher mit schweren gesundheitlichen
Schaden sowie mit einer Zunahme von hitzebedingten Todesfallerechnen.Durch das
Vorhaben wird ein wesentlicher Beitrag zur Steigerulsy THGEmissionen geleistet. Es
konterkariert somit das Ziel, Osterreichweit die THE@issionen zu reduzieren. Bei den
Schutgutern Gesundheit und Leben kommt jedoch eine Guterabwagung mit gegenlaufigen
offentlichen Interessen keinesfalls in Betracht \#&thmelz/SchwarzeVRG (2a1), § 17,

RZ 147Altenburger/BergerUVRG Umweltvertraglichkeitspriifungsgese{2010), RZ 48].
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Gleichzeitig hat sich Osterreich gesetzlich innerstaatlich und international vélkerrechtlich
verpflichtet, die THEmissionen zu reduzieren. Dieses Ziel@sterreich weit verfehlt und
wird es auch bis 2025 nicht erreichen (111.3.6.7.).

Weiters kommt es durch die Errichtung und den Betrieb der dritten Piste zu erheb-
lichen Bodemanspruchnahmélil.3.11.).

Abwagungsgewichtung durch das Unionsrecht:

Die Europaische Union ist (so wie RepublikOsterreich) dem Klimaschutzabkommen von
Paris beigetreten. Weiters ist im vorliegenden FallEfi@rt-SharingEntscheidung (Entschei

dung Nr. 406/2009/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23.0m009)
einzwbeziehen. Damit ist das Unionsrecht mitanzuwenden und somit auch A@haita der
Grundrechte der Europaischen UnigBRCxu beachten. Diese Bestinung zielt auf ein
hohesUmweltschutzniveau ab und umfasst dabei jedenfalls auch die Umweltmedien Luft,
Wasser und Boden (so wie 8 3 Abs. 2 zweiter Satz BVG Nachhatigieu unten)Auch
definiert sich der Umweltschutz im Sinne des Art. 37 GRC am Grundsatz der nachhaltigen
Entwicklung, die auch auf européischer Ebene insbesondere auf die Interessen zukunftiger
Generationen abzielt. Durch die ausdrickliche Bezugnahme auf die Verbesserung der
Umweltqualitat in Art. 37 GRC ist indiziedass durch umweltpolitische MalRnahmen rtich

nur der gegenwartige Zustand der Umwelt zu schitzen und zu erhalten ist, sondern dass
auch MalRnahmen zur Verbesserung der Umweltbedingungen zu ergreifen sind. Art. 37 GRC
ist so wie die Staatszielbestimmungen des BVG Nachhaltigkeit iimtdressembwaging
einzubeziehen. Auch der Verfassungsgerichtshof wendet Bestimnamgder GRC
interpretativan (zBVfSIg. 19.632/201)2

Abwéagungsgwichtung durch das Bundesind Landesverfassungsrecht:

Die Wertung offentlicher Interessen ist nicht absolut und unterliegt dem Wandel der Zeit.
Bei der Erlassung der diesbezuglichen Bestimmung des L& BIit Nr. 258n Jahre 1957
wurden Klimaanderung und Verhinderung von Emissionen von Treibhausgasen noch nicht
bedacht. Damals war die Luft 6konomisch weitgehend noch ein freies Gut. Nunmehr wird
der Zwang ar Beriicksichtigung der Zunahme an Treibhausgased der damit verbun

denen gesellschaftlichen Gesamtkosten auch auf der Ebene des Vdlkerrechts, des Unions
rechts aber auch in der Bundasd Landesgesetzgebung anerkannt. Der Klimawandel ist in
der heutigen Zeit eines der dringlichsten Probleme.

Durch die Anderungen der Gegebenheiten hat sich auch die Interpretation des Begriffs der
offentlichen Interessen gewandelt. Die Dominanz des Ausbaus der Luftfahrt und die damit


http://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf
http://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Vfgh&Dokumentnummer=JFR_09879686_11U00466_2_01&ResultFunctionToken=88ceb0a9-8a4d-4c87-a81c-f4c155610b49&Position=1&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=19632&Index=&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=False&GZ=&VonDatum=&BisDatum=18.07.2014&Norm=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=50&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1957_253_0/1957_253_0.pdf
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verbundenen wirtschaftlichen Aspektevie sie in der Zeit, als das LFG erlassen wurden,
typisch waren, werden abgelost durch eine verstarkte Beachtung des Umweltschutzes. Dies
kommt auch bereits RBundesgenfasslingsgesetzes v 37uNowembkre s,
1984 {iber den umfassenden UBw (i & Grfit ®&GBI. dNr. 491/1984BVG Umweltschutz)

zum Ausdruck, das den Umweltschutz als Staatsziel einfuhrte. Das BVG Umweltschutz wurde
sodann im Jahr 203 d u r dBhndedvarfassupngsgesetz Uber die Nachhaltigkeit, den
Tierschutz, den umfassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wasdekebens
YAGGOSE OSNA 2 NAdzy 3 (BY¥G RachRaltiGkeitB@BNIE KrK Hry7ZD tRiber

nommen und abgel6st. Das BVG Nachhaltigkeit ist daher bei der Auslegung des Begriffs des
offentlichen Interesses als Staatszielbestimmung anzuwenden.

Nach demBVG Nachhaltigkeit bekennt sich die Republik Osterreich (Bund, Lander und

Gemeinden) zum Prinzip der Nachhaltigkeit bei der Nutzung der naturlichen Ressourcen, um
auch zukunftigen Generationen bestmogliche Lebensqualitat zu gewahrleisten (8 1) sowie
zum unfassenden Umweltschutz (8 2 Abs. 1). Umfassender Umweltschutz ist die Bewahrung
der natlrlichen Umwelt als Lebensgrundlage des Menschen vor schadlichen Einwirkungen.
Der umfassende Umweltschutz besteht insbesondere in MalRhahmen zur Reinhaltung der
Luft, des Wassers und des Bodens sowie zur Vermeidung von Stérungen durch Larm (8 2
Abs. 2).

Auch die NO Landesverfassung 1979 (NO LV 19783 Vorhaben der dritten Piste liegt im

Land Niederosterreick weist dem Umweltschutz und hier speziell dem Klimaschasob

dere Bedeutung zu. So wi r d ZidlenundAGrundsatzé desi nt er
staatlichen Handelris i n Zeberfsleedingdhgéf), best i mmt :

,Das Land Niederdsterreich hat i n seiner
die Lebensbedingungen der niederdsterreichischen Bevoélkerung in den einzelnen
Gemeinden und Regionen des Landes unter Beriicksichtigung der abschatzbaren,
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bedirfnisse gewahrleistet sind. Dabei
kommt der Schaffung und rlaltung von ensprechenden Arbeits und
Sozialbedingungen, der grundsatzlichen Aeenung und Erhaltung des Sonntages

als Tag der Arbeitsruhe, der bestmoglichen Sicherung der gesundheitlichen
Versorgung sowie ausreichenden Wohnmoglichkeiten, dem Scimazler Pflege

von Umwelt, Natur, Landschaft wund Ortsbi

Und schlieBlich wird im |l etzten Satbem di es e
Klimaschutz kommt besondere Bedeutund 2wch in den Landesverfassungen von Verarl

berg Tirol, Salzburg, Oberdsterreich sowie Karnten wird dem Umweltschutz und dem Klima
schutz im Besonderen als Ziel und Grundsatz staatlichen Handelns eine hervorgehobene
Bedeuung gegeben.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1984_491_0/1984_491_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2013_I_111
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Weiters wird im Art. 42 NO LV 1979 un tWirtschaft“e r b elkbt ®@assncth:r i f
Land Niederotsterreich hat die Entfaltung der Wirtschaft unter Berlicksichtigung sozialer,
Okologischer und regionaler Notwendigkeiten zu fordefn

Somit haben sowohl der Bundesls auch der NO Landesverfassungsgesetzgeber den Um
weltschutz— und hierinsbesondere den Klimaschutzals besonderes Ziel hengwhoben.

Auch wenn sich solche Staatszielbestimmungen priméar an den Gesetzgeber richten, so sind
diese Verfassungsbestimmungen doch als eine Auslegungshilfe im Rahmen dewewitan
dung heranzuziehen (vgl. die noch zur Vorlauferbestimmung des BVG Nachhaltigkeit, dem
BVG Uber den umfassenden Umweltschutz, BGBI. Nr. 491/1984, ergangene Judikatur: VWGH
25.01.1996,95/07/0230, VwSIg.14.323A/1995, und VI{Slg. 12.009/1989 uni#.895/1997

mwH; Umweltsenat 21.03.2002, US 1A/2001/1Arnoldsteinweiters Gutknecht in:
Korinek/HoloubekHrsg], Bundesverfassungsrecht BVG Umw&tischnefHrsg], Staatsziel
Umweltschutz [1996]). Staatszielbestimmungen richten sich zwar primar an den Gesetzge
ber, doch kdnnen sie fir die Vollziehung bei der Auslegung von unbestimmten Gesetzes
begr i ff enoffénihchen Intelessén) , al s Ausl egungsmaxi me he
(vgl. BudischowskyDas Bekenntnis zur Wasserversorgung als Staatsziel, RdU 2015/113 S
182; Kohler Naturschutzrecht, S. 24 mwNywSIgNF 13.466/1991).

Abwagungsgewichtung durch Beschlisse bzw. EntschlieRurstgstlicher Organe:

Die dsterreichische Bundesregierung hat mit Beschluss im Ministerrat vom 23.10.2012 eine
Strategie zur Anpassung an den Klimawandel beschlossen. Demnach sollen alle mogliche
Folgen des Klimawandels in allen relevanten Planumgd Entsheidungsprozessen auf der
nationalen bis hin zur lokalen Ebene, behdrdlich, privasehaftlich und den Einzelnen
bet r e mitbericksichfigt wer den (S. 127).

In der Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht wurde von der erstmitbeteiligten
Parteidi e v om B MV I RoadévlaaLuftfabrt 2020t e o, gel egt . Di ese
2011 von der Bundesregierung im Ministerrat zur Kenntnis genommen. Dieses Strategie
papier stellt ein Gesamtkonzept der Bundesregierung zur optimalen Entwicklung der Oster
reichischen Luftfahrt R@adMap kuitfanrt 202t rwi 22 0d2 0d edm rB.
der dritten Piste in einer flinfstufigen Skala die vierthdchste Kategorie gegeben. Dem Bau der
dritten Piste kommt somit nicht die hdochste Prioritat zu.

Weiters wurdein der 102. Sitzung des Nationalrateie EntschlieBung vom 12.11.2015
betreffend Ostereichs Beitrag zu einem ambitionierten Ergebnis auf der Klimakonferenz
COP 21 in Paris, (114/E XXV. @&hrheitlich angenommen. Demnach wurde die Bundes
regierung und insbesondere der Bundesminister fur tamdl Forstwirtschaft, Umwelt und


http://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_1995070230_19960125X01
http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWT_1995070037_19950921X00
https://www.ris.bka.gv.at/VfghEntscheidung.wxe?Abfrage=Vfgh&Dokumentnummer=JFT_10029373_96G00213_00&IncludeSelf=True
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/NRSITZ/NRSITZ_00102/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/E/E_00114/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/E/E_00114/index.shtml
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-126

Wasserwirtschit u.a. ersucht, sich im Rahmen der EU und deren Ziel einer Reduktion der
europaischen Treibhausgasemissionen von mindestens 40 % bis 2030 gegeniiber dem Status
von 1990 auf der Klimakonferenz COP 21 in Paris fur ein ambitioniertes globales, rechtsver
bindliches Klimaschutzabkommen fur die Zeit nach 2020 einzusetzen, welches in Einklang
mit dem Ziel steht, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperaturen auf unter zwei Grad
Celsius gegenuber vorindustriellen Werten zu begrenzen.

Ergebnis:

Fur die Errichtung der dritten Piste sprechen die Ooffentlichen Interessen an einem
zusatzlichen Bedarf an Flugverbindungen und die damit verbundene Standm$gerung

der Ostregion Osterreichs sowie die bessere Versorgung mit Verkehrsinfrastruktur und die
Schafung von zusatzlichen Arbeitsplatzen.

Auch in Bezug auf die Flugsicherheit ware die dritte Piste ein Gewinn, wobei jedoch die
Instanzen zur Einhaltung der Flugsicherheit immer der Sicherheit den Vorrang einzurdumen
haben.

Keine besonderen offentlichen Interessen an der Errichtung der dritten Piste bestehen aus
steuer und abgabenrechtlicher Sicht.

In der Osterreichischen Bundesverfassung sowie der Niederosterreichischen Landesver
fassung wird dem Umweltschutzund hier den Klimaschutz im Besonderenein beson

derer Vorrang eingeraumt. Auch das Unionsreeiglt mit Art. 37 GRC auf ein hohes
Umweltschutzniveau ab.

Da durch den Klimawandel mit schweren gesundheitlichen Schaden samt einer Zunahme
von hitzebedingten Todesfélh sowie mit schweren Beeintrachtigungen der 0oster
reichischen Wirtschaft und Landwirtschaft zu rechnen ist, und es durch das Vorhaben zu
einem markanten Anstieg an THEmissionen kommen wird, muss das 6ffentliche Interesse
an der Verwirklichung des Vorhals hinter das offentliche Interesse am Schutz vor den
negativen Folgen des Klimawandels und der Bagerspruchnahmeuriicktreten.

Insgesamt Uberwiegt das offentliche Interesse, dass es in Osterreich zu keinem weiteren
markanten Anstieg an THEmissionermurch Errichtung und Betrieb der dritten Piséemmt

und Osterreich seine national und international eingegangenen Verpflichtungen zur Re
duktion der TH&Emissionen einhélt gegentber den verschiedensten 6ffentlichen Interessen
die fur die Errichtung degorhabens sprechen. Auch ist die Erhaltung wertvollen Ackerlands
fur zuklnftige Generationen zur Nahrungsmittelversorgung dringend geboten.
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Das offentliche Interesse an der Errichtung der dritten Piste ist somit Uberwiegend nicht
gegeben. Der Antrag der theteiligten Partegnist daher insgesamt abzuweisen.

Vor diesem Hintergrund ist es auch nicht weiter erforderlich, auf die Ubrigen von den
Beschwerdefiihrar gestellten Antrage un®orbringennaher einzugeherDa der Antrag der
mitbeteiligten Parteen in Eledigung der Beschwerden der beschwerdefiihrenden Niehtre
gierung®rganisation sowie der Blrgerinitiativen abzuweisen ist, ist auf die Beschwerden der
Ubrigen Beschwerdefuhrer nicht weiter einzugehen. Es handelt sich bei diesen um natirliche
Personen, di@wur die Verletzung subjéker Rechte geltend machen kdnnen.
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Die Revision des }Beschwerdeflhrers ist nicht zulassig, weil, die Frage derlichég
Betroffenheit von moglichen Nachbarn und der éige Parteistellung vom VwWGH bereits
ausreichend geklart ist (24.06.2009, 2007/05/01VGH 24.06.2009, 2007/05/017YwGH
23.09.20042004/07/0059.

Die Revision der 28Beschwerdefuhrerinst nicht zulassig, weil der VwWGH bereits entschie
den hat, dass nur eine gemafR 8 19 Abs. 7 UVPG 2000 anerkannte Umargkation
Parteistellung zukommt (17.02.2016, Ro 2016/04/0001).

Die Revision gegen die Zuriickweisung der Antrage auf Loschung der Sicherheitszone im
Grundbuch ist nicht zulassig, weil die Rechtslage beziglich der Frage der Zustandigkeit fur
die Erlassng einer Sicherheitszonevierordnung fur Flughafen gemal 8 87 Abs. 1 LFG klar
und eindeutig geklart ist. Es liegt namlich auch dann keine Rechtsfrage erheblicher Bedeu
tung vor, wenn die Rechtslage eindeutig ist (VWGH 28.05.2014, Ra 2014/07/0053).

Die Rewsion gegen Spruchpunkt A. ist daher unzulassig.

Die Determinanten der Durchfiihrung der Interessenabwagung sind vom Verwajtings
richtshof in dauernder Judikatur detailliert abgesteckt worden (vgl. die in Pkt. 111.4.5. zitierte
Judikatur). Die Stellung dematerienrechtlichen Interessenabwagung im WWé&tfahren

kann ebenfalls als gerichtlich geklart angesehen werden (siehe die in Pkt. 111.4.5.1. und 4.5.2.
angefuhrte Judikatur). Da sowohl das KSG als auch die-EHaringEntscheidung (Ent
scheidung Nr406/2009/EG des Européaischen Parlaments und des Rates vom 23.04.2009)
nicht direkt angewendet, sondern nur im Rahmen der luftfahrtrechtlichen Interessenab
wagung bertcksichtigt worden sind, liegt auch in deren Auslegung keine Rechtsfrage
grundsatzlicher B#eutung. Weder weicht somit die gegenstandliche Entscheidung von der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Recht
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sprechung; auch ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht als
uneinheilich zu beurteilen und es liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche
Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Die Revision gegen Spruchpunkt B. ist daher unzulassig.

~
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Gegen diese Entscheidung kann innerhalb von secheh®@voab Zustellung eine Beschwerde

an den Verfassungsgerichtshof und/oder eine ordentliche bzw. auRerordentliche Revision an
den Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. Fir die Abfassung und Einbringung einer
Beschwerde bzw. einer Revision gilt Anwaltspflic

Zur Erhebung einer Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist berechtigt, wer sich durch
die Entscheidung in einem verfassungsgesetzlich gewahrleisteten Recht oder wegerr Anwen
dung einer rechtswidrigen generellen Norm in Rechten verletzt erachiee Revision ist
zulassig, wenn die Entscheidung von der Lésung einer Rechtsfrage grundsatzlicher
Bedeutung abhangt.

Eine Beschwerde ist beim Verfassungsgerichtshof einzubringen. Eine Revision ist beim
Bundeserwaltungsgericht einzubringen. Soweit ges$etz nicht anderes bestimmt ist, ist
ei ne Ei ngab e#g rutertrichten.v on €

BUNDESVERWALTUNGSGERICHT
Gerichtsabteilungyv109 am02.02.2017

Mag. BUCHELE
(RICHTER)



